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J allreszahlen 1 Vierteljabreszahlanl Monats,.ahlen 

Be,..eichnung 1955 1956 Zeit/ 1957 dagegen 
1950 Zeit b:tw. bzw. 1957 

Stand 
1955 1956 1951 August 

1955/56 1956/57 J11ni Juli Aug. 1956 

Wanderung 
je 1 000 Einwohner Okt.-
(Mobi litlit.sziffer) .. 53 .. 22 + 22 Dez. + 18 + 21 

Vertriebene2 Juli-
je 100 Einwohner .. 95 !uni + 57 30.6. + 59 + 56 

Schülers 
je LO 000 Einwohner 
(Stand jeweils 1.5.) + 20' t 25 + 24 

Besc"häftigte in der lndustrie 2 I uli- April-
je 1 000 Einwohner - 59 Juni - 51 - so Juni - 52 - 50 - 50- 48 - 47 - 4~ - 49 

Industriearbeiter 
(männliche Facharbeiter) 

Wochenarbeitszeit - 0,2b Nov. + 1,6 .. 0,8 
Bruttostundenverdienst - 6,0b Nov. - 2,2 - 3,4 
Bruttowochenverdienst - 6,2b Nov. - 0,7 - 2,5 

Beschäftigte Arbeitnehmer 
je l 000 Einwohner 
(St.snd jeweils 31.3.) - 19.4 - 15,8 - 14,,~ p -13,4 

Arbeitslose2 Okt.- Juli-
je 100 Arbeitnehmer + 145 Sept. + !40 p t ll4 Sept. d60 + 174 p + 126 + 131 + 126 .. ll7 +160 

Dauerarbeitslose 
je 100 Arbeitnehmer 
(Stand jeweils 31.8.) + 458 + 272 + 335 p + 298 

Pkw und Lkw 
Bestand (jeweils am 1.7 .) 

je 1 000 Einwohner - 28 - 10 - 12 - 12 

Zulassungen4 Sept.- /U11i-
je 1 000 Einwohner - 34 Aug. - 21 - 12 Aug. - 15 - 23 - 7 - 5 - 14 - 2 - 21 

Spareinlagen 2 Sept.· /uni· 
je Einwohner - 38 Aug. . 31 . 29 Aug. . 32 - 30 - 28- 28 - 28 - 27 - 30 

Landessteuern 5 Juli- April-
je Einwohner - 49 Juni - 47 . 47 Juni - 50 - 48 - 47- 50 - 27 - 40 - 40 

Gewerbesteuer 
nach Ertrag u.nd Kapital I uli· April-

je Einwohner - 37 I UTii . 38 . 42 Juni - 47 - 42 - 47 

Umsatzsteuer6 1 uli- April-
je Einwohner - 34 /uni - 38 . 39 Juni - 39 - 39 - 40- 40 - 35 - 33 - 40 

ln der offenen Fürsorge Ud. 
unterstützte Personen 7 8 

je 100 Einwohner + 29 • 49 31.3. .. 55 + 46 + 60 

J) Kutsluztllolen = rollende fohru- bow. Vitll'leljohres:ohl<:n 2) b"i fohru- und Viert$ljohreuahl<:n /J deso~~gegebenell Zeitraumes J) ln allgsmeillbilden· 
den Schulen 4) fabrikneuer Fohneuge 5) eiruchl. A rruil des B u111Jes an der Einkommen- und Körperschaftsteuer 6) eins<:hl. Umsi11<ausgl<:lch&leuer 
7) BesltJnd am Ende des tJngegebenen Zeitraumes 8) einschl. Tbc-Hilft: 
a) l9!il b)Sept<!mbl!r 1950 
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Gesamtüberblick · 
NEUER BESCHÄFTIGTEN­
HÖCHSTSTAND IN DER INDUSTRIE 

Die Zahl der Beschäftigten in der ln­
dustri e stieg im September um rund 800 

auf 171 500 und erreichte damit einen neuen Höchst­
stand, der um 7 000 Personen höher liegt als der Sep­
temberstand des Vorjahres. Der Anteil der Industrie­
beschäftigten in Schleswig-Holstein an denen im Bund 
betrug 2,3 %. Am industriellen Umsatz im Bundesge­
biet war die Industrie des Landes mit 2,7 % (466 Mio 
DM) beteiligt. 

RÜCKGANG IM BAUGEWERBE 

Die Zahl der Beschäftigten im Bauhaupt­
gewerbe ging im September erstmalig in 
dieser Saison leicht zurück; sie lag mit 

-- rund 57 800 um rund 500 (1 %) unter dem 
Stand des Vormonats, blieb ober noch um 2 % über dem 
entsprechenden Vorjahresstand. Im Bund wurde dieser 
bereits um 7% unterschritten. 

Auch die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden (9,9 Mio) 
war rückläufig; nur im Wohnungsbau und im öffentli­
chen Hochbau nahm sie um 59 000 bzw. 91 000 Stunden 
zu. Im September 1957 wurden 1n Schleswig-Holstein 
um 6 %, im Bund um 14 % weniger Arbeitsstunden g&­
leistet als im September 1956. 

ERSTE ERGEBNISSE 
~ DER LOHNSTEUERSTATISTIK 1955 

~ Von den rund 947 000 Lohnsteuerkar-
ten, die von den schleswig-holsteini­

schen Gemeinden für das Jahr 1955 ausgefertigt wur­
den, konnten 85 % (einschliesslich der Karten ohne 
Eintragung) in die Lohnsteuerstatistik 1955 einbezo­
gen werden. Für 726 000 Lohnsteuerpflichtige lagen 

• )Angaben für den Bund jeweils ohne Saarland und Berlin 
(IJ'est) 

Angaben über die Höhe des Bruttolohnes vor. Von die­
sen waren 525 000 mehr und 201 000 weniger als 11 
Monate des Jahres hindurch beschäftigt. Auf die 6 
nachstehenden Bruttolohngruppen verteilen sie sich 
wie folgt: 

ganzjährig nicht 
ganzjährig 

Jahreseinkommen Beschäftigte 
Beschäftigte 

bis unter 1 837 0\1 16 
1 837 .. . 3 600 .. 26 
3 600 .. . 6 000 . 41 
6 000 .. . 8 400 .. 11 
8 400 .. . 12 000 . 4 

12 000 D\1 und mehr 2 

MEHR ARBEITNEHMER 
UND BESCHÄFTIGTEl 

in% 

51 
32 
16 

1 
0 
0 

Die Zahl der Arbeitnehmer (Beschäftigte 
und Arbeitslose) in Schleswig-Holstein 
ist vom 30. 9. 1956 bis 30. 9. 1957 um 

4 800 (0,6 %) auf 790 300 gestiegen (Zunahme 1955 
bis 1956: 1,6 %). 

Von den Arbeitnehmern waren am 30. 9. 1957 rund 
756 600 beschäftigt. Gegenüber dem gleichen Stichtag 
des Vorjahres hat die Beschäftigtenzahl um 15 900 
.,. 2,1 % zugenommen (Bund + 1,9 %). Die Zunahme war 
bei den Frauen mit 13 400 {5,6 %) wesentlich stärker 
als bei den Männern (2 500 0,5 %). 

NIEDRIGSTE ARBEITSLOSENZAHL: 32 600 

Die Zahl der Arbeitslosen erreichte am 31. August mit 
rund 32 600 Personen ihren diesjährigen Tiefstand. Er 
lag um rund 1 900 Personen niedriger als der ebenfalls 
Ende August festgestellte Tiefstand des Vorjahres. 

1) Quellt>: l.andesarbeitsamt Schleswig-llolstein 
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Bis zum 31. Oktober 1957 ist die Arbeitslosenzahl 
wieder auf 33 400 angestiegen. 

WENIGER VERKEHRSTOTE 3 

Im Oktober 1957 wurden bei 2 270 Stro­
ssenverkehrsunfällen 1 059 Personen ver­
letzt und 24 getötet. Die Gesamtzahl der 
Unfälle hat gegenüber dem Oktober 1956 

um 4 % zugenommen. Gestiegen ist jedoch nur die Zahl 
derjeni gen Unfälle, bei denen -ousschliesslich Sach­
schaden entstand. An schweren Verkehrsunfällen (Per­
sonenschaden, auch in Verbindung mit Sachschaden) 
wurden dagegen 11 % weniger gemeldet, wodurch auch 
die Zahl der Verletzten zurückging (- 7 %). Die Zahl 
der Verkehrstoten war um fast die Hälfte geringer als 
im Oktober 1956. 

ERHÖHTER FREMDENVERKEHR 3 

Im Sommerhalbjahr 1957 besuchten 
: 952 000 Gäste, darunter 152 000 Aus-

landsgäste, die schleswig-holsteini sehen 
F rem denverk ehrsorte. In sg es omt wurden 

6,4 Mio Übernachtungen gezählt. Gegenüber dem Som­
merhalbjahr 1956 hat damit die Zahl der Gäste um 6 %, 
die der Übernachtungen um 8 % zugenommen. 

WEITERE 
ARBEITSZEITVERKÜRZUNG 

Die durchschnittlich geleistete Ar­
beitszeit der Industriearbeiter hat sich 

1m August gegenüber Mai 1957 bei den Männern um 1,4 
Stunden auf 44,5 Wochenstunden und bei den Frauen 
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um 0, 9 Stunden auf 42,3 Wochenstunden verringert. 
Trotzdem stieg der durchschnittliche Bruttowochenver­
dienst der Männer um 13 Pfennige auf 109,46 DM, der 
der Frauen um 30 Pfennige auf 62,43 DM. 

STEUERAUFKOMMEN 
UM 8 % GESTIEGEN 

Das Aufkommen an Landes- und Bun-
dessteuern betrug im 2. Rechnungs­

vierteljahr 1957 359 Mio DM (159 DM je Einwohner). 
Es hat sich damit gegenüber dem gleichen Zei traum 
des Vorjahres (331 Mio DM) um 8 % erhöht. 

Von den Gemeinden und Gemeindeverbänden wurden 
im 2. Rechnungsvierteljahr 1957 53,6 Mio DM an Steu­
ern eingenommen, das sind ebenfalls 8 % mehr als im 
2. Quartal 1956. Fast zwei Drittel der Mehreinnahmen 
entfallen auf das um 2,7 Mio DM angestiegene Auf­
kommen aus der Gewerbesteuer nach Ertrag und Kapi­
tol. 

MEHR STUDIERENDE 
AN DEN PÄDAGOGISCHEN 
HOCHSCHULEN 

Im Winter-Semester 1957/ 58 besuchen 
646 Studierende die Pädogogi sehen Hoch­

schulen in Flensburg-Mürwik und Kiel. Gegenüber dem 
Winter-Semester 1956/ 57 hat sich ihre Zahl um 12 % 
erhöht. Von den Studierenden sind 455 "' 70 % weibli­
chen Geschlechts. 

2) verg le ic he: "Erste Ergebnisse der lfantlwerkszählung 
1956" in •Statis t ische \lonat s hefte Schleswig-Hols tein• 
1957, He ft 6, Seite 189 
3) vorläufiges Ergebnis 
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Rei einer IJohnbeviilkcrung von rund 2,2.55 Mio Einuohncrn gab es zur Rundestagsr1•ahl am 15. ?. 1?.57 1n Schlcsu ig·llolstt>in 
1,541 lio r1ahlbcrt•cht&gte. Davon haben .,ich 1,367 \l,o, das smd 88,7 "0, an der !fahl bettil1gt (1?53: 88,5 "'0). Unter dtn abge­
gebenen f.rs tst&mmen wartn 2, t "0, untu den l.wellst&mmen t,O "0 ungültig. I' on dtn ilbcr die Wahl tlc.~ tlin•kt zu u•äl&lc11dcn Ii. an· 
d1datcn cnlscht>itlcndcn 1,335 lio Erstst&mmen entfit'len 50,2 "ö auf d1e CIJU und 30,9 "0 auf d1e Sl'D. Da die CDU 111 allen 
11 ahlkrc&sen d&e meisten HrsBtimmen erringen konnte, Hellte sie in Jedem lfahlkrcis den direkt gcrdihlten 1\anclidaten. Oie {ur 
du! Suzverterlung entscheidenden 1,312 Mio Zu·eitstimmen veruilen •ich u ie folgt auf die Parteien: Cf>U:48,1 "0, SPD: 30,8 "ö, 
GB ßllf.: 8,3 %, Ff>P: 5,6 "0, ()!': 3,8 • und SS~: 2,5 ";. Die Anteile des ßd{) und der DRP liegen unter I "0. Auf Grund dieser 
Summent•erteilung erhielt dll! CDU I I Sitze - dazu 3 Uberhang.~mOIIdate, ll eil 1 t cnU-1\anc/idaten lfl den lf'ah/krelsCn direAt 
gewäMt u·urden- die SPD 7 Sitze und die FDP und Dl' je 1 Sitz. /Jer GR/RIIf: nahm an der Sitzt·ertcilung nicht tllil, ll'ed er 
im g<•,amten llundesgcbil't nur J,6 "0 der Stimmen und kt>incs der für die Teilnahme an der Sitzverteilung erforderlichen3 fhrekt· 
man.date emngt>n konnte. Von dt>n abgegt>benen gültigen l.wcit.•timmen kamen 15.1 300 (1 I, 7 %) mcht zum luge, da sie für Par· 
uien ubgegeben ~t•urdrn, die an der Sitzr•erteilung nicht teilnahmen. Ziihlt man noch dir ungültigen Stimmen hinzu, .~o blit'brn 

20R 500. 15,? '0 der abgt'gebcnen Stimmen bei der Sitzverteilung unbi'Tüf'hiclttigt. 

Die Bundestagswahl am 15. 9. 1957 in Schleswig-Holstein 
1. \\'ohnbevölkerung, 
Wahlberechtigte, Wahlbeteiligung 

Die Wahlberechtigten einer Wohnbevölkerung 
von rd. 2 255 000 Personen 1 wählten in Schles­
wig- Holstein wie schon zur 1. und 2 . Bundes­
tagswahl in insgesamt 14 regional unverändert 
gebliebenen Wahlkreisen. Die Wohnbevölkerung 
hat gegenüber der letzten Bundestagswahl um 
rd. 139 000 Personen bzw. um 5,8o/o abgenommen. 
Die Zahl der Wahlberechtigten sank dagegen 
nur um 2.1%, das sind rd. 32 200 Personen. 
Diese unterschiedliche relative Abnahme ist 
zum Teil dadurch begründet, daß 1957 die stär­
ker besetzten Jahrgänge aus der Zeit unmittel­
bar vor dem 2. Weltkrieg wahlberechtigt ge­
worden sind. 

Als die Bundeswahlkreise im Jahre 1949 ge­
bildet wurden, waren sie im Hinblick auf die 
Zahl der Wahlberechtigten etwa gleich groß. Im 
Laufe der letzten 8 Jahre ergaben sich jedoch 
infolge Ortswechsels innerhalb des Landes 
und Ober die Landesgrenzen hinaus starke Ver­
änderungen. ImJahre 1949 umfaßte der kleinste 
\\ahlkx·eis (7- Plön-Eutin/Nord) 110 400, der 

größte Wahlkreis (6 - Kiel) 151 100 Wahlbe­
rechtigte . Der prozentuale Unterschied des 
kleinsten Wahlkreises zum Landesdurchschmtt 
(123 600 Wahlberechtigte) betrug 11%. der 
größte V. ahlkreis lag 22% über dem Landes­
durchschnitt. 

1957 entfielen dagegen durchschnittlich 110 100 
Wahlberechtigte auf die schleswig- holsteini­
schen Wahlkreise. Der kleinste Wahlkreis 
(8 - Oldenburg- Eutin/Süd) umfaßte nur noch 
87 200 Wahlberechtigte (21% unter dem Landes­
durch!:ichnitt). der größte Wahlkreis (6 - Kiel) 
stieg auf 159 600 (45% über dem Landesdurch­
schnitt) und umfaßt nunmehr etwa 83% mehr 
Wahlberechtigte als der kleinste. 

Waren im Jahre 1949 im Durchschnitt 64,3% der 
Wohnbevölkerung wahlberechtigt und zur 2. 
Bundestagswahl 65,7%, so waren es am 15.9. 
1957 sogar 68,3%. 

Dte Wahlbeteiligung war m Schleswig-Holstein 
mit 88,7o/o wieder ähnlich hoch wie zur 2. Bun­
destagswahl (88,5%) und wesentlich höher als 
bei den vorherigen Kreistags- bzw. Landtags-

Tab. I Wahlberechtigt<' und \tnhlcr bci dcr Oundcsragswahl am 15. 9. 1'157 

Wahlbcrec:hti~tt<' l.ahl dN \t llhlcr Unguhigc F.rst~timmcn Ungültige ZwcilStimmcn 

Wohn· in% dcr in~ Jer 
\t ahlktci' bcvo1· in·~ dt"r in% dcr 

kcrung1 ab•olut 
Wohn· absolut 

\tahl· absolut abgcjlcbcncn absolut abjlcgcbcncn 
bcvöl· bcrech-
kcrung ti~ten 

Stimm~n Stimmen 

I llusu .... Sudtondcrn·Eidcrstcdt 138 729 89 708 64,7 75 510 8·1,2 2 00~ 2,7 '65<'1 4,8 

2 l'lcnsburg 16, 524 111 137 68,0 98 656 88,8 2 813 2,9 4 262 4,3 
3 Sch1cswiB·EcL:crnforJe 14~ 513 92 817 64,7 BI 206 87,5 2 012 2,5 } 073 ~.8 

4 \ordcr- u. Sudcrdithm:uschcn 131 388 88 225 67,1 77 095 87,4 I 631 2,1 I H7 4,6 

5 Rcndsburg 178 783 120 211 67,2 106 502 88,6 2 047 1,9 3 891 3.7 

6 Kid 227 120 159 ~'l4 70,3 141 5~4 88,7 2 282 1,6 4 176 2,9 

7 Plon-l'uua \orJ 1-10 302 '13 239 66,5 8-l 777 ?O,<l 2 086 2,5 2 649 3,1 

8 Oldcnburg-1 uun/Süd 1)1 875 87 184 66,1 78 466 90,0 2 171 2,8 2960 3,8 
9 l.übc<:l.: 169 602 125 595 74,1 111 918 89,1 2 SOl 2.~ 5 699 5,1 

10 Scgcbcrg·!'..:cumuas<er 163 561 111 788 6R,, 99 193 88,7 2 736 2,8 lj 938 5,0 

II Steinburg 1·1~ 830 99 96~ b8,5 89 026 8'>,1 2 078 2,3 3 249 3.6 

12 l'innel>"'8 198 <i71 131 24~ 67,6 119 844 89,3 2 791 2,3 I ~31 3,8 

13 "tormarn 165 731 112 7'>8 68,1 101 \52 89,9 2 6111 2,6 I 1~5 4,1 

14 ll:r.g<. l,a.,cnburg 156 601 114 660 7\,.l 102 10(, 89,1 2 520 2,5 1 ill -1,3 

Schle•wig·llol stci n 2 25~ 036 I 5{1 1% 68.~ I ;\67 225 88,7 32 577 2,-1 5~ ISO 4,0 

I)Scand: 31, ~. 1'>57 

-----
1) fottguchricbt'n<o VrohnbevuiL:erung vom II. 5. I 957 
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wahlen. ~ie ist dadurch überhöht, daß die Wahl­
berechtigten, welche die Briefwahl beantragt 
hatten (eine Möglichkeit, die erstmalig bei der 
3. Bundestagswahl gegeben war), mcht mehr zu 
den Wahlberechtigten ihrer Gemeinde zählten 
und daß die Stimmzettel der Briefwähler, deren 
Stimmenabgabe aus formalen Gründen (ver­
spliteler Eingang, Nichtbeachtung der Formvor­
schriften usw. ) abgelehnt wurde, als nicht ab­
gegeben betrachtet wurden. Da d1e Wahlbetei­
ligung der Briefwähler also rechner1sch 1 OOo/o 
betrug, erhöht sich bei der relativ beträchtlichen 
Zahl von Ablehnungen automatisch die Wahlbe­
teiligung; von den 70 542 eingegangenen Wahl­
briefen sind 4 860 Wahlbriefe unberücksichtigt 
geblieben. 

D1e höchste Wahlbeteiligung, die überhaupt in 
der Nachkriegszeit in einem Wahlkreis in 
Schleswig-Holstein festgestellt wurde, hatte 
sowohl 1953 als auch 1957 mit 90,9% der Wahl­
kreis 7- Plon-Eutin/Nord. Die geringste Wahl­
beteiligung wies der Wahlkreis 1 - Husum-Süd­
tondern- Eiderstedt mit 84,2o/o nach, der auch 
bei der vorigen Bundestagswahl mit 85,4o/o Wahl­
beteiligung das geringste Wahlinteresse gezeigt 
hatte. Alle übrigen Wahlkreise hatten eine Wahl­
beteiligung von über 87o/o. 

2. Ungültige Stimmen 

Jeder Wähler hatte, wie bei der 2. Bundestags­
wahl, zwei Stimmen, deren erste für einen 
direkten Kandidaten, die zweite für die Partei 
(Listenwahl) abgegeben wurde. Auf Grund der 
vielfachen Wahlaufklärungen und Hinweise hiel­
ten sich die ungültigen Stimmen bei der Bundes­
tagswahl1953 in den üblichen Grenzen. Von den 
Erststimmen waren 1953 nur 2, 7o/o ungultig, von 
den Zweitstimmen 2,9%. Die wenigsten ungül­
tigen Stimmen wies damals der Kreis 6 - Kiel 
mit 1,5 bzw. l, 7o/o der abgegebenen Stimmen 
nach, während die durchschnittlich hochste Zahl 
an ungültigen Stimmen der Wahlkreis 8- Olden­
burg-Eutin/Süd mit 3,6 bzw. 3,3~~ stellte. 

Zur 3. Bundestagswahl wurden relativ weniger 
ungültige Erststimmen als 1953 abgegeben. lhr 
Anteil an den insgesamt abgegebenen Stimmen 
betrug nur 2,4%. Hier liegt mit 1,6% der V. ahl­
kreis Kiel wieder an letzter Stelle, während im 
\\ ahlkreis 2 - Flensburg mit 2,9% die meisten 
ungültigen Erststimmen gezählt wurden. Insge­
samt waren 32 600 Erststimmen ungültig. an 
Zweitstimmen jedoch 55 200, das sind um 69% 
mehr ungültige Zweitstimmen als Erststimmen 
und 4% aller abgegebenen Zweitstimmen. Inter­
essant ist dabei, daß der Prozentsatz der un­
gültigen Zweitstimmen im Unterschied zu 1953 
in allen Wahlkreisen höher ist als der der Erst­
stimmen. Den geringsten Prozentsatz an un­
gültigen Zweitstimmen weist wiederum die Stadt 
Kiel (2,9%) auf, den höchsten der Wahlkreis 
9 - Lübeck mit 5,1%. Vermutlich dürfte dem 
V. ähler das Verfahren der Stimmenabgabe mcht 
mehr so gegenwärtig gewesen sein wie vor 
4 Jahren. Die Aufklärung des Wählers über die 
Abgabe seiner Stimme ist nicht so intensiv 
gewesen wie bei der Einführung des Zwei­
stimmenwahlrechts. Es ist bemerkensv. ert, 
daß vergleichsweise mehr Zweitstimmen ungul­
tig waren, als zum Beispiel auf die DP an 
Zweitstimmen entfielen. 

3. Verteilung der Stimmen auf die Parteien 

a) Erststimmen 

Die Erststimmen spielen im Hundeswahlgesetz 
gegenüber den Zweitsllmmen insofern eine 
untergeordnete Rolle, als sie lediglich die 
Wahl des direkt zu wählenden Kandidaten 
entscheiden. Die mit der Erststimme ge­
wonnenen Sttze werden dann mit den Sitzen 
verrechnet, die der jeweiligen Partei auf 
Grund der Zweitstimmenwahl zufielen. Es 
wird deshalb auf die Erststimmenabgabe hier 
nur kurz eingegangen. 

Die CDU konnte sowohl die meisten Erst- als 
auch die meisten Zweitstimmen auf sich ver-

[ob. 2 Verteilung der l, rotstimnten na"h 1 ahllueisen und Parteien 

Gultige Von Jen j!ulrigen Ersr.dmmen entfielen auf ... 

Wahlkrei& F. r!'>Ultjmrtx:!n cnu SPD Gll/BIIE FOP DP ßJO ORP ssw CDU SI'O 
insgc~amt 

absolut in.._ 

I lluswn-Sudtondern·Eiderstedt n 505 %889 16\03 4 196 3 820 5 694 - J<l4 5 ?09 50,2 22,2 
2 l'lensburg 95 843 "" on 17 558 5 379 H33 4 642 - 658 IC) 940 45,9 18,3 
3 Schlcawas-1 ckanforclc 79 l<l4 -42 045 18 163 6 617 4037 2 07~ . 529 5 730 53,i 22,9 
4 '>order· u. Süderditbmarochen 75 464 41 43? 19 850 5 S57 3 725 3 854 . 423 616 54,9 26.~ 
5 Renclsburg i04 155 55 738 30 ~68 7 828 s 700 2 837 2H 619 928 53,4 29,3 

6 Kiel 139 292 6? 612 57 664 3263 5 863 I 271 476 803 340 50,0 41,-i 
7 Plon-Eutinl:'\ord 82 6C)I 42 797 27 090 7 391 3 197 l 647 160 409 - ~ 1,8 n,8 
8 Oldeoburg-Eutin Süd 76 2?5 36 833 23 715 10 002 ~ 006 I 893 131 68~ . 48.3 31,1 
9 l.ubeck 109 117 s~ ot6 3(, 739 (, 975 6 041 I -165 24CJ 632 - 52.3 33,7 

10 Segeberg-~eumunster 964578 51 081 28 906 8 555 5 479 I 773 . 374 . 53,0 30,0 
11 Steanburg 86 918 40 51~ 28 302 7 111 4 082 6 437 228 243 . 46,6 32,6 
i2 Pinneberg 117 050 5' 644 43 942 7 812 7 565 3 351 271 165 . 45,8 37,5 
I~ Stormarn 98 751 46%8 33 663 8 261 6 703 2 317 83'1 - 17,6 34,1 
Ii lb,gt. Lauenburg 99 'HI6 51 589 ~0 068 9 234 4 HJ 3 28/) - I 096 . ~ 1,8 30,2 

Schle<wi~:·llolstcoin I H4 6-18 670 l'l9 412 '61 98 511 67 164 42 540 I 7~2 8 169 33 lll3 50,2 30,9 

o) <'tn•chl. 28CJ Summen I ur dar Deutsche G"metnschaft (OG) 
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DIE STIMMENVERTEILUNG 
BEl DEN LANDTAGS-UND BUNDESTAGSWAHLEN SEIT 1947 

ANTEIL OEQ PARTEIEN AN DEN ABGEGEBENEN GULTIGEN STIMMEN IN% 

D-2535 
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UNGÜLTIGE UND GÜLTIGE ZWEITSTIMMEN* 
DER BUNDESTAGSWAHL 1957 IM VERGlEICH ZUR BUNDESTAGSWAHl 
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( Grundwurfor.l . Stimmenzahl 195~) 
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eimgen. Ste hatte in jedem Wahlkreis mehr 
Erst- als Zweitstimmen und stellte, wie auch 
vor 4 Jahren, m allen Wahlkreisen des Landes 
den direkt gewählten Abgeordneten. In 9 von 14 
Wahlkreisen errang sie sogar die absolute 
Mehrheit gegenüber 7 Wahlkreisen bei der 
2. BundestagswahL Im Landesergebnis erzielte 
die CDU absolut wie prozentual einen Zuwachs. 
Ihr prozentualer Stimmenanteil verbesserte sich 
bei den J:<:rststimmen in insgesamt 10 Wahl­
kreisen, ihre absolute Stimmenzahl erhöhte 
sich m insgesamt 6 Wahlkreisen. Besonders 
hoch war der Erststimmenzuwachs für die CDU 
in den Wahlkreisen 9 - Lilbeck, 12 - Pinneberg 
und 11 - Steinburg. 

Der Zuwachs der SPD an Erststimmen war 
absolut wie prozentual erheblich größer als 
der der CDU. Ihr Stimmenanteil nahm in allen 
Wahlkreisen zu. Absolute Zunahmen konnte sie 
m 13 Wahlkreisen verzeichnen. Gegenüber 1953 
wählten die CDU 3 700 Wahlberechtigte mehr; 
die SPD hatte dagegen einen Zuwachs von 51 300. 
Besonders auffällig war der Stimmenzuwachs 
der SPD m den Wahlkreisen 6 - Ktel, 12 - Pin­
neberg, 5 - Rendsburg und 13 - Stormarn. 

b) Zweitstimmen 

Auffällig ist, daß sich im Bundesgebiet wie 
auch in Schleswig-Holstein die Stimmen zu-

nehmend auf die beiden größten Parteien (CDU/ 
CSU und SPD) konzentrieren; ihr Anteil betrug 
in Schleswig-Holstein (Bundesgebiet in Klam­
mern) 1m Jahre 1949 60,30/o (60,2). 1953 73,6% 
(74,0) und 1957 78,9o/o (81,9). Der Stimmen­
zuwachs beider Parteien bei der letzten Bundes­
tagswahl ergab sich auf Kosten des GB/BHE, 
der sonstigen - 1957 nicht aufgestellten - Par­
teien (KPD/GVP, DNS), des SSW, der DP und 
DRP. 

Die Zahl der Zweitstimmen für die CDU hat 
gegenüber der Bundestagswahl 1953 absolut um 
rd. 5 400 Stimmen abgenommen, relativ dagegen 
stieg der Anteil geringfügig von 4 7,1 o/o auf 48,1 o/o. 
Bemerkenswert 1st, daß die CDU absolut wie 
auch relativ weniger Zweitstimmen - und zwar 
39 000 Stimmen - auf sich vereinigen konnte als 
Erststimmen. Der größte Unterschied zwischen 
Erst- und Zweitstimmen ergab sich für die CDU 
in dem Wahlkreis 2 - Flensburg. In 5 Wahl­
kreisen hat sie - wie auch 1953 - die absolute 
Mehrheit errungen, sie hielt sie in 3 Wahl­
kreisen, verlor sie in 2 und errang sie erst­
malig in 2 anderen Wahlkreisen. D1e fur sie 
abgegebene Stimmenzahl verminderte sich in 
9 und erhöhte sich in 5 Wahlkreisen; ihr Stim­
menanteil verminderte sich dagegen in nur 3 
gegenüber einer Zunahme in 11 Wahlkreisen. 
Der höchste Stimmenzuwachs ergab sich im 
Wahlkreis 12 - Pinneberg und 9 - Lübeck, die 

fob. 3 Vt'rt<'ilung d<'r Zweitstimmt'n nach Wahlkr<'is<'n und Parteit'n 

Gültig<' Von den gültigen Zw<'itstimmen entfielen auf ••• 
Zweit· 

Jahlkrds 
stimmen 
in~~e-samt 

CDU SPD Gß/ RIIE FOP DP BdD llRP SSW 

absolut 

I llu•um-<;udtondern·Eiderstt'dt 71 8~1 3~ 050 ·~ 918 4 869 3 919 5 652 62 450 5 931 
2 Firnsburg 94 394 39 082 18 488 8 152 4 365 5 231 !19 752 18 235 
3 Schleswig·l ckernföcde 78 IH 39 813 17 872 7 29·1 4 221 2 509 74 589 5 761 
I ~order- und Sliderdithrnarschen 7~ 578 38 119 19 369 6 112 4 048 1 403 64 516 617 
5 Rendabur11 102 611 52 278 2'1 928 8 564 6 124 3 s 14 260 703 940 

6 1\:icl 137 398 66 303 56 095 4 177 6 939 2 077 U6 9\2 H9 
7 l'ldn·l utin ~ord 82 128 10 3H 26 li95 8 185 3 787 2 404 171 470 59 
8 Oldenbwg-1 utiniSu.l 75 506 35 438 23 401 10 215 3 325 2 251 150 li79 14 
9 I.Obrck 106 219 Sol 110 .\5 370 7 937 6 080 I 765 263 618 4b 

10 Segcb<:tjl·~eumun""' 94 255 48 647 28 162 9 O·i5 5 756 2 08·1 91 427 40 

II St<'inburg 85 777 38 031 27 922 7 708 4 645 6 931 2n 25' ~5 
12 l'innebt'rlt 115 313 50 196 43 117 8 427 8 210 4 171 292 508 89 
13 Stormarn 97 197 41 501 32 901 8 921 7 025 2 808 124 863 54 
14 Htgt. I auenhurg 97 685 48 592 29 354 9 904 4 912 3 536 126 I 219 42 

Schl<'swag•llol"cin I H2 015 631 li7 404 595 109 510 73 656 4? 339 2 527 9 009 32 262 

in% 

I Husum- udtondern-1 iderst .. dr 100 48,8 22,2 6,8 5,5 7,9 0,1 0,6 8,:J 
2 FlentbUig 100 <II, I 19,6 8,6 4,6 5,5 0,1 0,8 1?,3 
3 Schles•"g·I'ckcrnforde 100 51,0 22,9 9,3 5,4 }.2 0,1 0,8 7,4 
4 !\order- und <;uderdiabmar.ch .. n 100 52,3 26,3 8,3 5,5 6,0 0,1 0,7 0,8 
5 R.,ndsburg 100 50,9 29,2 8,3 6,3 3,4 0,'3 0,7 0,9 

6 Ka.-1 100 48.3 40,8 3,0 5,1 1,5 o,.i 0,7 0,3 
7 Pion· I udn 1\ord 100 19,1 ,2,5 10,0 4,6 2,9 0,2 0,6 0,1 
8 Oldt'nburg·l.udn Sud 100 46.9 31,0 13,5 4,4 3.0 0,2 0.9 o.1 
9 !.ubcck 100 50,9 33.3 7,5 5,7 1,7 0,2 0,6 0,0 

10 Segeb.,rg·:\eumunster 100 51,6 29.9 9,6 6,1 2,2 0,1 o.~ 0,0 

I I Steinburg 100 4-1,3 32,6 9,0 5,4 8,1 0,3 0,3 0,1 
12 Pinneberg 100 43,8 37,1 7, 3 7,1 3,6 0,3 0,1 0,1 
13 S[orrnarn 100 i5,8 H,B 9,2 7,2 l,9 0,1 0,'> 0,1 
14 fbllt• L&ut'nburll 100 19.7 30,0 10,1 5,0 3.6 0,1 1,2 0,0 

Schlc:swij!·Hol sae in 100 i8,1 30,8 8,3 5,6 3,8 0,2 0,7 2,5 
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größte Abnahme in 6- Kiel, 7- Plön-Eutin/Nord 
und 5 - Rendsburg. 

Die SPD konnte ebenfalls mit ihren Zweitstim­
men nicht die Zahl der für sie abgegebenen 
Erststimmen erreichen. Absolut wurden für sie 
7 900 Zweitstimmen weniger als Erststimmen 
abgegeben, ihr Stimmenanteil betrug bei den 
Erststimmen 30,9"/o bei den Zweitstimmen 30,8%. 
Gegenüber der Bundestagswahl 1953 nahm die für 
die SPD abgegebene Stimmenzahl zu, und zwar 
um 4 7 000 Zweitstimmen; sie konnte dadurch 
ihren Stimmenanteil von 26,5 auf 30,8% erhöhen. 
Den stärksten Anteil an abgegebenen Zweit­
stimmen hatte die SPD in dem Wahlkreis 6- Kiel 
mit 40,8%. gefolgt vom Wahlkreis 12 - Pinne­
berg; den geringsten Stimmenanteil verzeichnete 
sie im Wahlkreis 2 - Flensburg mit 19,6"/o. 
Insgesamt ist festzustellen, daß die SPD in den 
5 nördlichen Wahlkreisen relativ weniger Zweit­
stimmen erhielt als in den südlich gelegenen 
Bundeswahlkreisen des Landes. Absolut hat sie 
in 13 Wahlkreisen, anteilmäßig in 14 Wahlkreisen 
gegenüber 1953 zugenommen; beachtenswert 
war ihr Zuwachs in den Wahlkreisen Kiel, 
Pinneberg, Rendsburg und Stormarn. 

Die SPD ist m Schleswig-Holstein die zweit­
stärkste Partei, da jedoch ihr Stimmenanteil 
bei den Erststimmen stets unter dem der CDU 
lag, hat sie in keinem der Bundeswahlkreise 
einen direkt gewählten Abgeordneten stellen 
können. Die 7 ihr zugesprochenen Bundestags­
sitze erhielt sie über die Landesliste. 

Der GB/BHE hat im Gegensatz zur CDU und 
SPD rd. 11 000 mehr Zweitstimmen erhalten als 
Erststimmen. Dennoch wardie Abnahme gegen­
über der 2. Bundestagswahl mit 48 000 Zweit­
stimmen = 30% erheblich; ihr Anteil an den 
gültigen Zweitstimmen sank von 11,6"/o auf 8,3o/o. 
Der GB/BHE findet aber in Schleswig-Holstein 
und N"tedersachsen, verglichen mit den anderen 
Bundesländern, die relativ größte Resonanz. 
Ihren höchsten Anteil an Zweitstimmen hatte 
diese Partei im Wahlkreis 8- Oldenburg-Eutin/ 
Süd mit 13,5"/o aller abgegebenen gültigen Zweit­
stimmen, gefolgt von den Wahlkreisen 14- Hzgt. 
Lauenburg und 7 - Plön-Eutin/Nord mit je 10% 
StimmenanteiL Relativ am schwächsten war sie 
mit 3"/o (gegenüber 3,2% zur 2. Bundestagswahl) 
1m Wahlkreis 6 - Kiel und mit 6,8"/o im Wahl­
kreis 1 - Husum-Südtondern-Eiderstedt ver­
treten. Absolut v. ie auch prozentual büßte der 
GB/BHE in allen 14 Wahlkreisen an Stimmen 
ein, Die größten Verluste ergaben sich in den 
Wahlkreisen Flensburg und Schleswig-Eckern­
förde. 

Auch die FDP konnte mehr Zweit- (73 000) als 
Erststimmen (67 100) auf sich vereinigen. Ihr 
Anteil an den gültigl.:'n Zweitstimmen betrug in 
Schleswig-Holstein 5,6% gegenüber 5,0"/o bei den 
Erststimmen. Gegenüber der Bundestagswahl 

1953 hat sie absolut wie auch relativ ihren 
Stimmenanteil von 4,5 auf 5,6% bzw. um 12 000 
erhöhen können. Absoluten Stimmenzuwachs 
hatte sie in 13 Wahlkreisen, darunter den größ­
ten im Wahlkreis 9 - Lübeck. Anteilmäßig 
konnte sie sich 111 13 Wahlkreisen verbessern, 
ihren einzigen Stimmenverlust erlitt sie im 
Wahlkreis 11 - Steinburg. 

Bei der DP ist der Stimmenanteil an den Zweit­
stimmen ebenfalls höher als an den Erst­
stimmen. Allerdings hat sie gegenüber der 
Bundestagswahl 1953 rd. 5 000 Wahlerstimmen 
eingebüßt; ihr Anteil sank von 4,0 auf 3,8o/o der 
abgegebenen gültigen Zweitstimmen. 

Die Zahl der für die DRP abgegebenen Zweit­
stimmen ging von 12 800 auf rd. 9 000 Stimmen 
zurück; ihr Anteil ist mit 0, 7"/o - gegenüber 
0,9"/o bei der Bundestagswahl 1953 - verhältnis­
mäßig gering. 

Der Wähler scheint in stärkerem Maße als bei 
der Bundestagswahl 1953 von der Möglichkeit 
Gebrauch gemacht zu haben, seine beiden 
Stimmen zwei verschiedenen Parteien zu geben. 
Bemerkenswert ist, daß im Landesergebnis für 
die kleineren Parteien (GB/BHE, FDP, DP, 
BdD und DRP) im Unterschied zu der CDU und 
SPD mehr Zweitstimmen als Erststimmen ab­
gegeben wurden. Eine Ausnahme davon macht 
neben den beiden größten r arteien der ssw' bei 
dem die Erststimmen üb~rwiegen. Die Unter­
schiede zwischen den Erst- und den Zweit­
stimmen liegen im Landesergebnis wie folgt: 

Tob. 4 0 ie 'lihlerflulctuation 

Es wurden im Landrs<!racbnis 
Gro .. ter 

Unter-
abargeben llntcl" 

schied 

Mehr(+) bzw. weni~er (·) schieJ der 

Zweit· als Er.,stimmcn zwischen 
Erst· 

Pan~i beiden 
stimm~n 

in% 
unJ "''"'"' Stimmen 

Jes 

der in . . . im 
beu. 

absolut Erst· lrahl· Wahl· 
Wahl· 

stimmen kreisen kreis ... 
kr~iscs 

in% 

CDIJ • 39 052 . 5,8 11 2 • 11,2 
SPD . 7 966 . 1,9 n 6 . 2,7 
ssw . 1 201 . 3,6 X X :r 
ssw1 . I 630 . 4,9 I 2 . 8,6 

GR/BIIE + 10 999 • 11,2 14 2 + ~ 1,6 
l'DP • 6 492 + 9,7 11 6 + 18.-1 
OP . 6 799 • 16,0 13 12 • 24,6 
DRP • 840 • 10,3 13 6 • 16,1 

I) nur bc:rcchnet auf dte 6 'lahllcreue. an denen unmmelbare llewrr• 
ber aufgrscellt "'urden 

Zur Vervollständigung der obigen Übersicht 
seien noch die Ergebnisse des BdD wiederge­
geben. Der Unterschied zwischen den Stiml'l)en­
abgaben beträgt 775 Stimmen, das sind 44, 2"/o, 
und zwar mehr Zweitstimmen als Erststimmen. 
Berücksichtigt man aber nur die 7 Wahlkreise, 
in denen für den BdD Erststimmen abgegeben 
werden konnten, so beträgt dieser Unterschied 
7,5"/o. 

Die relativ geringste Fluktuation von Wählern 
ist bei der SPD festzustellen. Rein rechnerisch 
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weist der Wahlkreis 2 - Flensburg von allen 
Wahlkreisen die größten Unterschiede zwischen 
den Erst- und Zweitstimmen auf, d. h. also, daß 
in diesem Wahlkreis die Wähler in stärkerem 
Maße als in den übrigen Wahlkreisen von ihrem 
Recht Gebrauch gemacht haben, ihre Zweit­
stimme einer anderen Partei zu geben als ihre 
Erststimme. Allerdings läßt sich an Hand der 
Wahlkreisergebnisse bzw. des Landesergeb­
nisses nicht genau feststellen, wie groß die 
Fluktuation der Erst- und Zweitstimmen zwi­
schen den Parteien ist, da sich bei zusammen­
gefaßten Ergebnissen, wie es z. B. das eines 
Wahlkreises ist, gegenläufige Fluktuationen 
mehr oder weniger ausgleichen. Der tatsäch­
liche Umfang der Fluktuation läßt sich besser 
übersehen, wenn die Ergebnisse der Gemeinden 
bzw. Wahlbezirke vorliegen, welche nach Ge­
schlecht und Altersgruppe getrennt wählten, da 
bei der Aufbereitung der einzelnen Stimmzettel 
festgestellt werden kann, ob und m welchem 
Ausmaß der einzelne Wähler seine beiden 
Stimmen einer oder zwei Parteien gegeben hat. 

Die Ergebnisse der Briefwahl 

Von einigem Interesse dürften auch die Brief­
wahlergebnisse im Vergleich zu den Ergebnissen 
der persönlichen Ausübung der Wahl sein. Das 
Bundeswahlgesetz sah für 1957 erstmalig diese 
Form der Stimmenabgabe vor, von der in er­
heblichem Umfang Gebrauch gemacht wurde. 
Insgesamt wurden rd. 65 700 Briefwähler ge­
zählt. 

Tob. 5 Anteil der Parteien an den ~tuhi~ten Zw.,irstimm~n 

Part"' 8rl.,fwahl 
P ersonlic he 

Insgesamt Wahl 

cnu 57,5 47,6 i8,1 
SP!) 21,0 }I,~ 30,8 
GD/ Dill. 7,0 8.~ 8,3 
FDP 7,8 5,5 5,6 
DP 3,9 3,8 3,8 
OdD 0,2 0,2 0,2 
DRP 0,7 0,7 0,7 
ssw 1,9 2.~ :z.~ 

Eindeutig haben die Briefwähler relativ mehr 
als die übrigen Wähler die CDU, FDP und DP 
bevorzugt, während die Anteile der SPD und 
des GB/BHE unter den entsprechenden Durch­
schnitten des Landesergebnisses lagen. 

Die Sitzverteilung 

Insgesamt wurden in Schleswig-Holstein 1,3 M10 
gültige Zweitstimmen zur 3. Bundestagswahl 
abgegeben. Die Bedeutung der Zweitstimmen 
für die Verteilung der Sitze ist größer als die 
der Erststimmen, da sich - bis auf die soge­
nannten Überhangsmandate - die tatsächliche 
Sitzverteilung auf die Parteien nach ihren An­
tellen an den Zweitstimmen bestimmt. Da der 
GB/BHE im Bundesgebiet nur 4,6o/o der gültigen 

Zweitstimmen auf s1ch vereinigen konnte und 
andererseits keines der nach dem Bundeswahl­
gesetz erforderlichen drei Direktmandate in 
den 247 Wahlkreisen des Bundesgebietes erhielt, 
nahm der GB/BHE, obwohl sein Anteil an den 
gültigen Stimmen in Schleswig- Holstein 8 ,3o/o 
betrug, nicht an der Sitzverteilung teil. Die m 
Schleswig-Holstein stimmenmäßig schwächeren 
Parteien FDP und DP, die hier 5,6 bzw. 3,8% 
der gültigen Zweitstimmen erhielten, konnten 
dagegen in sieben Bundeswahlkreisen direkte 
Abgeordnete stellen, von denen auf die DP 
6 Abgeordnete entfielen. Der Antetl der für die 
FDP abgegebenen Stimmen lag außerdem mit 
7, 7% über den für die Sitzverteilung erforder­
lichen 5%. FDP und DP erhielten auf Grund 
Ihres Stimmenanteils in Schleswig-Holstein je 
einen Sitz. Der BdD und die DRP konnten eben­
falls die 5'}'o- Klausel de.s Bundeswahlgesetzes 
nicht erfüllen und erhielten keinen Sitz. Das­
selbe ist bei dem SSW der Fall, der zwar nicht 
der 5'}'o- Klausel unterworfen war, der aber bei 
2,5o/o Stimmenanteil in Schleswig- Holstein an 
der Sitzverteilung nicht teilnehmen konnte. Es 
dürften ihm dazu etwa 20 000 Stimmen gefehlt 
haben. 

Damit nahmen an der Sitzverteilung in Schles­
wig-Holstein lediglich die CDU, SPD, FDP und 
DP teil. 153 300 (1953=84 900) 'Wählerstimmen, 
das sind 11,7% (1953=6 ,3%) aller abgegebenen 
gültigen Zweitstimmen, kamen somit in Schles­
wig-Holstein nicht zum Zuge, da sie für Parteien 
abgegeben waren, die keinen Sltz errmgen 
konnten. Zählt man zu diesen Stimmen die un­
gültigenStimmenhmzu, sosmd 15,9Cfo(l953=9,2%) 
bzw. 208 500 (1953 = 124 600) der abgegebenen 
Stimmen bei der Sitzverteilung unberücksichtigt 
geblieben. Lediglich drei Viertel (1953 = 80,5%) 
aller Wahlberechtigten in Schleswig-Holstein 
hatten an der Wahl der 23 Bundestagssitze, die 
Schleswig-Holstein stellen konnte, Anteil. Die­
ser starke Stimmenausfall bei der 3. Bundes­
tagswahl zusammen mit der etwas geringeren 
Zahl an Wahlberechtigten in Schleswig-Holstein 
und der gestiegenen Zahl an Wahlberechtigten 
im Bundesgebiet hat dazu geführt, daß Schles­
wtg-Holstein nach dem Ergebnis der Zwtit­
stimmen insgesamt nur 20 Bundestagssitze 
(1953: 24) zugesprochen worden sind. Diese 
erhöhten sich allerdings dadurch auf 23 Sitze 
(1953: 26), daß infolge der direkten Wahl von 
14 CDU-Bewerbern 3 Überhangsmandate zusätz­
lich in Schleswig- Holstein verteilt wurden. Die 
restlichen 9 Sitze ergaben sich aus der Landes­
liste, und zwar erhielten die SPD 7, die FDP 
und DP je einen Sitz. 
Vergleiche auch: "Die 'l'ahl zum 2. Oeutschen liundestag" fn Stallsti· 
sehe Monatsheft" Schlc"wijl·llolstein, 6. Jahrgang, lieft 2, Februar 
1954, Seite ~7 lf. und "Oie Wahl >.um 3. Ueuc.chen Rundesras am JS. 
September 1957• in Wirtschaft und Statiotik, herau$segeben votn Stau· 
suschcn Ounde>amt, <), Jahrgang ~.F., lieft 10, Oktober 1957, Seite 
.(5<) !!. 

Oip/.- l olk.~rt. }. Sach." 
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Die I erkaufserlöse du schle.m·ig-holsteini.~chen I.andwirtst:haft betrugen im lrirt.schaftsjahr 1955/56 1,3 Mrd. DM: davon ent· 
fielen mcllr als 76 ~ auf f..'rlöse aus dem Verkauf tierischer F.ruugntsse. Das Schlachll•ieh allein stellte fast 42% der Gcsamt­
t·erkauf erlöse. -Ende /?56 kamen in Schlcstl'ig-Holstt:in auf je 100 Einwohner 47 Rinder und 53 Schu•etne, im Bund dagegen 
nur 23 Rinder und 28 SC'hueine. Da den im Lande t·orlwndcnen Viehbeständen Pine im Vergleich zum übrigen Rundesgebiet ver­
hältnismäHig geringe F-:rnwohner:::ahl gegenüberstt·ht, letslt'l Schlesu·ig-llolstein einen t<·esentltchen Reitmg zur Versorgung 
der Bevölkerung <n andt>ren Bundesländern mit FleiHh. Im fJ-~rtschaftsjahr 1956/57 wurden oon einer t•crfilgbaren Fleischmenge 
von 311 500 t (207 100 t Eigenerzeugung, 95 200 t aus Importen und 9 200 tausdem übergebietliehen E-:mpfang) 199 000 t (64 %) 

tn andere Bundesländer und das Ausland versandt und nur 112 500 t in Schleswig-llolstein t:erbraucht. Die Hauptempfänger der 
t•ersnndtrn Flci.<cl.menge waren Harnburg (39 %), Nordrhein-li estfalen (21 %) und Berlin (16 !'0). - Die auf dem Hamburger 
Schlachtl'iehmarkt im Durchsclmitt der Wirtschaftsjahre 1952/53 bis 1956/57 erzielten Preise für Rinder entsprechen em•a dem 
Buntlesdurchst:lmitt (8 t DM je 50 kg), während die Schwetnepreise mit 120 D~l je 50 kg um etwa 5 D\1 unter dem Bundesdurch­
schrutt bleiben. Die f.'rzeugerpreise in Schlesti.Jig-llolsrein liegen wieder um etwa 7 DM je 50 leg unter dem Hamb,.,ger Markt· 
preis. - Von dt•n Schlachtviehmärkten innerhalb Srhle.<wig-1/ol.vteins hat der nur während der Weideabtriebszeit abgehaltene 
llusumu Rinderm<ukt u·egen seines hohen Auftriebs an Qualitäts~·ieh au~h überregionale Bedeutung. lm Durchschnitt der fahre 
1951- 1956 betrug tlt>r Ge.~amtauftrieb am Flusumer 11arlct 32 650 l'iere, dauon waren rund 45% Och.~cn sowie je 26 ":. li.ühe und 
Färsen.- Oer !lande/ der Verbraucherwüns~he (Abneigung gegen zu hohen Fettanteil, erhöhte Nachfrage nach zartem JUngen 
Fleisch) hat zu etner iinderung in der Zusammensetzung der Handelsklassen geführt. Bei den Rindern ist der Anteil der A-
1\.lasse m fast allen Gattungen angestiegen. Bei den ScJ.weinen sind die Auftriebe an .~ehweren Schu•einen der a- und b-Kiasse 
zurückgegangen, u•ährend die der leichteren Geu·ichuklassen gestiegen sind. -Knapp 10% der im l.unde verfügbaren FleiSt:h­
menge rdrd von der schlesu·ig-holsteinischen Fleischu:arenindustrie verarbeitet. An der Gesamtproduktion t•on Fielschwaren 
und Konseruen im Bundesgebiet war .<ie 1956 ebenfall.~ mit 10% beteiligt. Gegenüber 1952 ist die Produktion der Fleischu·o­
renindustrie in SchiNII'ig-llolstein um 11 %, im Bundesgebiet um 83 %gestiegen. 

Die Vieh- und Fleischwirtschaft Schleswig-Holsteins 
- Von Dr. Dansmann und Dr. Brackmann, Min.für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Kiel -

1. Eigenerzeugung im Land und Bund 

Für das Wirtschaftsjahr 1955/56 wurden die 
Verkaufserlöse der schleswig-holsteinischen 
Landwirtschaft mit rd. 1,3 Milliarden DM er­
rechnet. Von der Gesamtsumme entfielen mehr 
als 76o/o auf Erlöse aus dem Verkauf tierischer 
Erzeugnisse, wie ~chlachtvieh, Nutzvieh, Milch, 
Eier und Wolle. Das Schlachtvieh allein stellte 
fast 4211/o der Gesamtverkaufserlöse. Mit diesen 
wenigen Zahlen ist die Bedeutung umrissen, die 
der Vieh- und Fleischwirtschaft innerhalb 
Schleswig-Holsteins zukommt. 

Da aber nur ein Teil der Eigenerze tgung im 
Lande verbr·aucht wird, und wesentliche Mengen, 
vermehrt durch die über die Seegrenzschlacht­
höfe hereinkommenden Importe, in anderen 
Gebieten der Bundesrepublik abgesetzt werden 
müssen, ist auch Schleswig-Holsteins Beitrag 
zur Gesamtversorgung der deutschen Bevölke­
rung mit Fleisch nicht zu unterschätzen. Die 
Überschüsse Schleswig-Holsteinsan Lebendvieh 
und Fleisch beruhen weniger auf einer gegen­
über den anderen Bundesländern größeren 
Bestands~iichte an Schlachttieren, bezogen auf 
die landwirtschaftliche Nutzfläche (LN), als 
darauf, daß den in Schleswig-Holstein vorhan­
denen Viehbeständen eine verhältnismäßtg ge­
ringe Einwohnerzahl gegenübersteht. 

Die Bestandsdichte der Rinder je Flächeneinheit 
weicht in Schleswig- Holstein nur unwesentlich 
vom Bundesdurchschnitt ab. Anders liegen die 
Dinge, wenn man die Rinderzahl mit der Ein­
wohnerzahl vergleicht: entfallen im Durchschnitt 
des Bundesgebietes auf 100 Einwohner 23 Rinder, 

J'ah, I Der Rinderbestand 1 nach Landern 

je 100 ha LN je 100 Hinwohnet 

Schleswi,~t·Bulstein 90 47 
Niede.-achsen 75 34 
!liordrhein· Westfalen n 10 

Rheinland·Pfab: 70 21 
lles•en 78 18 
Uaden·V. urrtemberg 89 24 
llayern 91 .fO 

BundesgebiN 83 2} 

1) nach der De.<emberzählung 1956 

so sind es in Schleswig-Holstein 4 7, d. h. mehr als 
doppelt soviel. Oder anders dargestellt: während 
die Bevölkerung Schleswig-Holsteins an der 
Gesamtbevölkerung des Bundesgebietes rd. 4,5'}'o 
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stellt, macht der Rinderbestand Schleswig­
Holsteins am Gesamtrinderbestand des Bundes­
gebietes 9o/o aus. 

Während sich die Rinderbestände Schleswig­
Holsteins jahrzehntelangwenig verändert haben, 
weist der Umfang der Schweinehaltung erheb­
liche Verschiebungen auf. 

Tob • .2 o.,r Schweinebestand I nach Landern 

je 100 ha LN je 100 Einwohner 

1927 1935 1956 1927 

Schl.,awig-llolstein 132 81 102 101 
Ni"d"ruchsen 14~ 1208 141 94 
Nordrhein-Weatfalen 100 100 129 22 

!Ieuen 95 80 116 32 
Bayern 52 56 72 31 
ßaden-'I'W'ttembera 50 58 76 23 

Deutsche• Reich, 
Bundesgebiet 68 80 101 31 

I) nach d"n Duemb.,..uhlun~n 1927. 19>5 und 1956 
a) nw II annover und ßraunschv..,ig 

19~~ 1956 

52 53 
70 64 
23 18 

lO 26 
32 31 
25 21 

35 28 

Die Bestandsdichte an Schweinen, wieder be­
zogen auf 100 ha LN, entspricht in der Nach­
kriegszeit dem Bundesdurchschnitt. Je 100 
Einwohner werden dagegen in Schleswig-Hol­
stein fast doppelt so viel Schweine wie im 
Bundesgebiet gehalten. Dem schleswig-hol­
steinischen Bevölkerungsanteil von 4 ,5o/o steht 
ein Anteil am Schweinebestand des Bundes in 
Höhe von 8o/o gegenüber. 

Darüber hinaus zeigt die Tabelle beachtliche 
Verschiebungen in der Bestandsdichte auf, die 
während der letzten 30 Jahre eingetreten sind. 

Im Jahre 1927 waren die Unterschiede m der 
Bestandsdichte außerordentlich groß. Einem 
Bestand von 146 Schweinen in Hannover-Braun­
schweig standen in Süddeutschland nur 50 Tiere 
je 100 ha LN gegenüber. Diese hohe Differenz 
von fast 100 Schweinen erklärt sich aus den 
großen Futtergetreideimporten, die über die 
norddeutschen Seehäfen hereinkamen. Dieses 
Auslandsgetreide wurde vornehmlich in den 
angrenzenden frachtgünstig gelegenen Häumen 
verfüttert. Nach den Untersuchungen von Paetz­
mann1 sind damals in Schleswig-Holstein, Han­
nover, Oldenburg und Westfalen ca. 85% des 
Gesamtimportes von ca. 3 Mio t Futtergetreide 
verbraucht worden. 

Bis zum Jahre 1935 ist eine gewisse N1vellierung 
eingetreten. Im norddeutschen Raum ist die 
Bestandsdichte im allgemeinen geringer ge­
worden, in Süddeutschland dagegen hat sie sich 
von 50 auf rd. 60 Tiere je 100 ha LN erhöht. 
Dadurch ist die für 192 7 festge~tellte Differenz 
von fast 100 Schweinen zwischen höchster und 
geringster Bestandsdichte im Jahre 1935 auf 
etwa 70 Schweine zurückgegangen. Diese 
Nivellierung ist auf die Erhöhung der eigenen 

1) H. Paetzmann, Standortfragen d"r nordwestd.,utschen <:chw.,in.,hal­
tung, Dertin 1930 

landwirtschaftlichen Bodenproduktion zurück­
zuführen. Setzt man die Bodenproduktion des 
Jahres 1927 = 100, so ist sie bis 1935 um 24 
Punkte gestiegen, und in entsprechendem Maße 
konnte auf die Zufuhr ausländischen Futter­
getreides verzichtet werden. Dadurch wurde 
vor allem der gewerblichen Mast im nord­
deutschen Raum der Boden entzogen, während 
sich andererseits die Mast auf der Grundlage 
wirtschaftseigener Futtermittel in den übrigen 
Gebieten ausdehnte. 
Bis zum Jahre 1956 hat sich die Bestandsdichte 
im norddeutschen Raum nicht nur an die des 
Jahres 1927 wieder angepaßt, sondern sie hat 
diese zum Teil sogar erheblich übertroffen; 
aber auch in Süddeutschland sind die Bestände 
angewachsen. Einem Bestand von ca. 140 
Schweinen je 100 ha LN in Niedersachsen stehen 
m Süddeutschland ca. 75 Schv. eine gegenüber. 

Die Bestandsvermehrung um ca. 2 Mio Schweine 
gegenüber der Vorkriegszeit ist den Gebieten 
in unterschiedlichem Ausmaß zugute gekommen. 
Zwar ist die landwirtschaftliche Bodenproduktion 
- wenn man 1935/38 = 100 setzt - inzwischen 
um weitere 11 Punkte gestiegen, aber diese 
Zunahme reichte in Anbetracht der erheblich 
gestiegenen Emwohnerzahl nicht aus, um auf 
Futtergetreideeinfuhren verzichten zu können. 
Die Importe werden heute, wie schon um 1927, 
vornehmlich in den frachtgünstig gelegenen 
norddeutschen Räumen verfüttert. Aber inner­
halb Norddeutschlands ist eine gewisse Ver­
lagerung eingetreten. 
Die gesamte Mast richtet sich mehr und mehr 
verbrauchsorientiert aus, d. h. sie verlagert 
sich nach Südwesten, während die 1927 nördlich 
der Hafenstädte Bremen und Harnburg stark 
verbreitete gewerbliche Mast sehr an Bedeutung 
verloren hat. Der Schwerpunkt der Mast liegt 
heute im mittleren und südlichen Oldenburg und 
in den angrenzenden westfälischen und han­
noverschen Kreisen. Die günstige Verkehrs­
lage, die niedrigen Frachten und die verhältnis­
mäßig hohen Schweinepreise im angrenzenden 
Rheinland schaffen für diese Gebiete eine be­
sonders günstige Relation von Futtergetreide­
preis zu Schweinepreis und führen zu einer 
entsprechenden Ausweitung der Mast. Diese 
dürfte in erster Linie in bäuerlichen Händen 
liegen, die durch einen gewissen Zukauf von 
Futtergetreide ihre eigene Futtergrundlage 
verbreitern. Diese Entwicklung hat sich in 
Schleswig-Holstein besonders nachteilig aus­
gewirkt, das mit seiner Bestandsdichte im 
Gegensatz zu allen anderen Ländern 1956 weit 
unter dem Stand des Jahres 1927 liegt. 

So groß die Unterschiede in der Bestandsdichte 
der einzelnen Länder erscheinen mögen, sie 
werden noch übertroffen durch die Unterschiede, 
die innerhalb des Landes Schleswig-Hol'6tein 
festzustellen sind. 
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Tob.s Drr RinJ~r- und Schw<!in<!b~stand nach Kr.,is~n 1 

Rind<!r Schw<!inr 

l.andlcr<!isr ins~t~saiDt ins~e~samt 

j~ 100 ha Ui 

Eckrrnford<! 84 118 
Eid<!rstedr 73 29 
Eurin 77 8·1 
Flensburg•1.and 101 141 

llzgr. Lauenburg 66 111 
Jlusum 93 71 
:\orderJithmanchen 106 76 
Oldrnburg (llolstein) 72 73 

Pinneberg 102 131 
Plön 82 98 
Rend•burg 95 100 
Schlc:swig 105 138 

Sc:ge~rg 90 108 
Steinburg 113 138 
Scorma.rn 80 105 
Slldcrdirhmarochcn 108 95 
Sudtondern 82 55 

(I Schlrs,.ig-llohrrm 90 102 

I) nach der J)ezc:mberzahlung 19% 

Dem Durchschnittsbestand von 90 Rindern je 
100 ha LN stehen 66 Rinder im Kreis Lauenburg 
bzw. 113 im Kreis Steinburg gegenüber. Doch 
wird die hohe Bestandsdichte des Kreises 
Steinburg während der Weidezeit durch den 
Kreis Etderstedt beträchtlich übertroffen. Am 
3. Juni 1 956 entfielen hier auf je 100 ha LN 
166 Rinder. Im großen und ganzen ist die Be­
standsdichte bei den Rindern von dem Grün­
landanteil abhängig: ein hoher Grünlandanteil 
begünstigt die Rinderhaltung, ein geringer hat 
entsprechende Einschränkungen zur Folge. Da­
neben dürfte die in den einzelnen Kreisen unter­
schiedliche Betriebsgröße Einfluß auf den Vieh­
besatz haben. 

Die Bestandsdichte der Schweine beläuft sich in 
Schleswig-Holstein auf 102 Tiere je 100 ha LN. 
Sieht man vom Kreis Eiderstedt, der zu rd. 80I}'o 
als Grünland genutzt wird, ab, so schwankt die 
Bestandsdichte zwischen 55 Schweinen im Krei~ 
Südtondern und 141 Schweinen im Kreis Flens 
burg-Land. Bemerkenswert ist, daß die 
Schweinehaltung, die sich in den zwanziger 
Jahren um den Hamburger Raum konzentrierte, 
heute auch in den nordöstlichen Kreisen starken 
Rückhalt hat. Verschiedene in diesem Gebiet 
arbeitende leistungsfähige Fleischwarenfabriken 
dürften hier die Schweinehaltung begünstigt 
haben . Aus den im Lande Schleswig-Holstein 
vorhandenen Viehbeständen fielen in den letzten 
WirtschaftsJahren die in Tabelle 4 wieder­
gegebenen Fleischmengen an. 

Die Fleischleistung des Landes ist demnach 
stetig gestiegen. Allerdings sind die einzelnen 
Schlachtvieharten m unterschiedlichem Ausmaß 
an der Steigerung beteiligt. Die Erzeugung an 
Rindfleisch bewegt sich verhältnismäßig kon­
stant und beträgt jährlich ca. 60 000 t. Die 
hohere Leistung des Wirtschaftsjahres 1953/54 
beruht auf dem außerordentlich guten Futter­
ertrag des Jahres 1953, in dem die Klee-, 

Tob. 4 

1952/ 53 1953/54 1954/55 1955/56 1956 ~7 
Tit"rarreo 

in r I'leisch 

Rinder 54 333 64 053 60 285 58 03-1 59 422 
l:älb<!r 7 255 6 647 6 916 5 6i2 ~ 715 
Schw~inr 

gewrrblich gr· 
schlachtrt 90 722 88 068 9·1 992 102 755 113 349 

llausschlachrungen 26 017 22 452 20 999 19 390 16 519 

Schaf~ 2 309 2 530 2 650 2 164 2 123 
Pfcrdr 2 950 2 880 2 618 1 892 I 568 
Gdlügel, Wild, 

Kaninchen 7 400 7 800 8000 8 323 8 400 

Fl~i5cherzeugung insg. 190 986 194 430 196 461 198 200 207 096 

Wiesen- und Weidenerträge einen seitdem nicht 
wieder festgestellten Höchststand erreich­
ten. - Die Erzeugung an Kalbfleisch weist in 
den letzten Jahren sinkende Tendenz auf. Statt 
dessen dürften sich zahlreiche Erzeuger auf 
Jungrindermast umgestellt haben. 

Da die Fleischleistung aus Schafen und Schlacht­
pferden weniger ins Gewicht fällt - letztere ist 
übrigens mit dem steigenden Wohlstand der 
Bevölkerung merklich zurückgegangen - entfiel 
die Erhöhung der Fleischleistung ausschließlich 
auf die Schweine. Diese dienten der Veredelung 
der re1chlich im Lande erzeugten und angebote ­
nen Futtergetreide- und Kartoffelmengen, die 
unveredelt zu verwerten infolge der Fracht­
empfindlichkeit dieser Bodenerzeugnisse nicht 
möglich gewesen wäre. Von 1952/53 bis 1956/57 
konnte die Fleischleistung des Landes um mehr 
als 8% gesteigert werden. Sie machte in allen 
Jahren entsprechend dem Anteil der schleswig­
holsteinischen Viehbestände 9% der Fleisch­
erzeugung im Bundesgebiet aus. 

2. Die Fleischbilanz Schleswig-Holsteins 

Bei der Erstellung der Fleischbilanz sind neben 
der Eigenerzeugung auch die Importe und über­
gebietliehen Lieferungen nach Schleswig-Hol­
stein aus anderen Ländern des Bundesgebietes 
zu berücksichtigen, ferner diejenigen Mengen, 
die aus Schleswig-Holstein wieder versandt 
werden. Der verbleibende Rest dient der Er­
nährung der Bevölkerung im Lande. 

Es ist also nicht nur die Fleischleistung des 
Landes von Jahr zu Jahr gesteigert worden, 
sondern auch die nach Schleswig-Holstein her-

Tob s Flrischbilanl 

1952/ B 1953/54 1954/ 55 1955/ 56 1956/ 57 

in 1 000 t rlriscb 

1:and~,n~i•chl.,i•tung 191,0 193,0 196,9 198,3 207,1 
Ub<!rsebierl. Empfang 5.3 7.0 8,2 8.2 9,2 
Import 49,4 55,6 75,1 84.2 95,2 

Verlugbare Fleisch· 
menge: 245,7 255,6 280,2 290,7 311,5 

Ub<!rgcbic:tl. V c:rsand 155,6 160,7 176,4 183,0 199,0 

Fldschvc:rbrRuc:h 
im Land"' 90,1 94,9 103,8 107.7 112,5 
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einkommenden Mengen haben sich stanchg 
erhöht. Bei dem ubergeb1etlichen Empfang han­
delt es sich vor allem um Lieferungen aus 
Hamburg, d1e zum größten Teil aus Schleswig­
Holstein stammend in Harnburg vermarktet 
wurden und die dann in die schleswig-holstel­
mschen Handgebiete zurückflossen. 

Bei den Importen handelt es sich im wesent­
lichen um die Einfuhr von dänischen Rindern, 
die über die Seegrenzschlachthöfe Importiert 
werden, ferner zeltweise um polmsche und 
schwedische Schweine- und Schweinefleisch­
lieferungen. Der Anteil der über Schleswig­
Holstein hereinkommenden Importe am Gesamt­
lmport der Bundesrepublik an V1eh und Fleisch 
betrug: 

1952/H 50"'-
1953/~~ 36 ." 
1954/55 = 35% 
1955/56 c 35 % 
1956/57 31.,. 

Die im Lande verfügbare Fleischmenge hat sich 
von 1952/53 bis 1956/57 von rd. 246 000 t auf 
rd. 312 000 t, d. h. um 66 000 t erhöht. Setzt 
man dle msgesamt verfügbare Menge = 100, so 
zeigt sich, daß der Versandanteil in den einzel­
nen Wirtschaftsjahren außerordentlich konstant 
geblieben ist. Er betrug: 

1952 53 63 ." 
19H 54 63 "0 
1954 55 63% 
195V56 ~ t\3% 
1956/57 - 64% 

Wenig mehr als ein Drittel der verfügbaren 
Fleischmenge verbleibt also im Lande, während 
fast zwei Drittel in andere Verbrauchsgebiete 
versandt werden. Schaltet man einmal den 
übergebietliehen Empfang und den Import aus, 
so muß fast die Hälfte der Fleischerzeugung 

- 3H 

J)er Versand von Vieh I und F1eosch aus Schleswlg·llolstei.n 
Tab. 6 - Empfangsanu~ile dt'l' Lind<'r -

1?52/H 1?53/54 1954/55 1?55/56 1956/57 

io% 

llambu:g 33 32 35 37 ~9 
Nord..: bei n· 'l'e< tlaleo 26 23 22 21 21 
Ber1io 22 24 20 19 16 

Bayern 4 7 4 4 6 
Hess~n 5 5 5 s 4 
ßaden·Wiltttember& 4 " 5 s 5 

Rheinland-Pial.: 3 3 4 4 4 
:o\ieder•achsen I 1 I 2 2 
Bremen 0 0 0 0 0 

I xport 2 I I I I 
Sowjetisch be>eiT.<e 
z ...... e - . I 0 0 

l·onl.- u.Vorrat-stelle . 2 2 2 

Zusammf!n 100 100 100 100 100 

I) l.ebendvieh umger .. chnet in Flruch 

des Landes außerhalb Schleswig-Holsteins ab­
gesetzt werden. Der Fleischverbrauch je Em­
wohner innerhalb Schleswig- Holsteins ent­
spricht dem des Bundesdurchschnitts. 

Tabelle 6 zeigt wie sich die aus Schleswig­
llolstein versandte Fleischmenge auf die ein­
zelnen Länder verteilt. 

Nur etwa ein Drittel des Gesamtversandes kann 
über den nahe gelegenen frachtgünstigen Ham­
burger Markt abgesetzt werden, während fast 
zwei Drittel, d. s. mehr als 120 000 t an Plätze 
transportiert werden müssen, die einige 100 km 
von Schleswig-Holstem entfernt liegen. Die 
marktferne Lage Schleswig-Holsteins ist mcht 
ohne Einfluß auf die Preise geblieben. 

3. Preisentwicklung 

ln Tabelle 7 sind die Preise der wichtigsten 
Schlachtvieharten und Handelsklassen für das 
Bundesgebiet und den für Schleswig-Holstein 
entscheidenden Hamburger Markt einander 
gegenübergestellt. 

Es mag zunächst uberraschen, daß die in Harn­
burg festgestellten Preise für Ochsen Kl. A und 
Kühe Kl. B um etwa 1, 00 DM/ 50 kg über den für 
das Bundesgebiet errechneten Durchschnitts­
preisen liegen und daß der Hamburger Durch­
schnittspreis für Rinder aller Klassen unter dem 
Bundesdurchschnittspreis ble1bt. Diese Tat­
sache ist darauf zurückzufilhren, daß die 
schleswig-holsteimsche Erzeugung an Schlacht­
rindern- m1t Ausnahme der Weideabtriebszeit -
nur eben ausre1cht, um den Bedarf des Landes 
sowie den der Hansestadt Harnburg zu decken. 
Erst v. enn während der Weideabtriebszeit das 
Angebot diesen Bedarf übersteigt, wird d1e 
preisbestimmende '\\ 1rkung des Hamburger 
Platzes überdeckt durch die in den entfernteren 
Verbrauchsgebieten bestehenden Absatzmög­
lichkeiten und die sich dort bildenden Preise. 
Das hat zur Folge, daß der Ilamburge Preis 
während der Weideabtnebszeit um 3,00 bis 
4,00 DM/50 kg unter den Bundesdurchschnitt 



fol> 7 Durchschniuliche Rinder· und Schw~inrprei•~ 

Ochsen Kl. A Kühe Kl. B Rinder insges. Schweine Kl. c 

II uuchohsJahr Bwtd llamburg Dund 

1952~5 J <)2,0 91,() r.~.5 

1953 54 91,5 94,6 69,5 
1?54 55 100,0 100,7 75,5 
19~~ ~6 106,0 107,8 81,5 
19~(./n 107,5 109,6 81,0 

II 1952/ 53 • 1956/57 99,4 100,9 7'5,0 

sinkt. Sobald mit dem Auslaufen des Angebots­
stoßes der Pretsdruck überwunden ist, gehen 
die Preise in Ilamburg wieder herauf und pen­
deln sich im Jahresmittel etwa auf der Höhe des 
für das Bundesgebiet festgestellten Durch­
schnittspreises aus. Da in der Weideabtriebs­
zeit fast 40o/o der gesamten m Schleswig- Holstein 
während eines Jahres anfallenden Schlachtrinder 
an den Markt kommen, ist der aus naturbeding­
ten Gründen verursachte Ertragsausfall für die 
hiestge Landwirtschaft größer als aus den Zahlen 
zunfichst geschlossen werden kann~. 

ßet den Schweinen, deren Angebot sich gleich­
mäßiger auf das ganze Jahr verteilt, kommen 
die Preisunterschiede deutlicher zum Ausdruck. 
Im 5jährigen Mittel liegt der Hamburger Preis 
um etwa 5,00 DM/50 kg unter dem Bundesdurch­
schnitt. In dieser Dtfferenz kommt das Preis­
gefälle zum Ausdruck, das auf den west- und 
silddeutschen Märkten gegenüber Harnburg be­
steht. Wenn die Preisdifferenz bei Rindern in 
der Weideabtriebszeit auf 3,00 bis 4,00 DM be­
schränkt bleibt, so deshalb, weil über gnt­
lastungskäufe der Emfuhr- und Vorratsstelle 
größere Preiseinbrüche vermieden werden. 

Der Vollständigkeit halber sei erwahnt, daß die 
Erzeugerpreise innerhalb Schleswig-Holsteins 
wieder um ca. 7,00 DM/50 kg unter dem Ham­
burger Marktpreis liegen. 

Zu der Preisentwtcklung bei Rindern und 
Schweinen in den letzten 5 Wirtschaftsjahren ist 
im einzelnen noch folgendes zu bemerken: 

D1e Rmderpreise (Durchschnitt :-tller Klassen) 
sind bis zum \\ irtschaftsjahr 1955/56 stetig 
gestiegen. Im folgenden Wirtschaftsjahr 1956/57 
wurde diese Tendenz durch stark erhöhte Ge­
frierfleischeinfuhren unterbrochen, und seit dem 
Herbst 1956 sanken die Preise in allen Klassen 
unter den Stand der entsprechenden Vorjahres­
monate. 

Die P1·eise für Schweine der Klasse c lagen mit 

2) ßci der I rrcchnun,: von ~chlachtviehpn:isen wird im allsemeinen in 
der lleur ve:fnhren, dass fur drn rinzelnen Marklort oder Marktlas II"" 
wogene Durchschnmsprdse festgcsu:llt wrrden. Der Durch•chnitt fur 
einen Iangeren 7..e1Uaum O<lc:r fur mehrere Marlcte 'l<ird dann au• <lrm 
aruhmctischcn M11tel 11ebildet. !'ur da• nundesgebier in seiner Ge­
samtheit ist dna Arithmetisch<' Mittel ausretchend, da auftrctc:nde Frh· 
lerqut'llen über du: \' telzahl der 1 n<erlagrn aLtsgeschaltet werden. I ur 
ch1rswig·llolstcin 111 ein solches Vetrahu:n unbdr.edigrnd, wril e• 

noclu der im Herbot auftretemlen Ang<'botupitzt' Rechnung trligt. I s 
wurden dfther fur doe >ch).,swig-holsrrinischrn Markte in dieaer Arb~it 
nur aus dem gewogenen arithmetischen Mittel grwonnen~ Zahlen auf· 
RC'nommc:n. 

llamhurg Ound llamburg ll!Uid llamburs 

in DM je 50 kg 

67,5 75,0 77,7 119,0 113.'5 
71,0 78,~ 79,4 131,0 129,0 
75,5 84,5 82,0 120,5 116,0 
83,1 92,0 '10,0 12·1,0 1::!0,'5 
82,7 91,'5 89,2 127,0 122,1 

76,0 84,3 83,7 121,9 120,2 

127 DM/50 kg im Jahresdurchschnitt 1856/57 
um 3,00 DM über dem Vorjahre. In den letzten 
drei Monaten dieses Wirtschaftsjahres (April 
bis Juni 1957) unterschntten s1e die Pretse des 
Frühjahres 195G, blieben aber noch erheblich 
uber den sehr medrigen Preisen des Früh­
Jahres 1955. 

4. Dte Schlachtviehmärkte 

Es erübrigt sich an dieser Stelle, auf den 
preisbildenden Hamburger Schlachtviehmarkt 
näher einzugehen, da hierüber eingehende Ver­
offentlichungen vorl!egena. Innerhalb Schleswig­
Holsteins bestehen drei größere :\1ärktc, nam­
llch Husum, Kiel und Lübeck. Kiel und Lübeck 
haben nur örtltche Bedeutung, wahrend der 
llusumer Rindermarkt, der zwar nur während 
der Weideabtriebszeit abgehalten wird, infolge 
seiner hohen Auftriebe an Qualitätsvteh im 
wesentlichen der Versorgung von Gebteten 
außerhalb des Landes dient. 

Der Ilusumer Markt 

Seit den zwanztger Jahren steht der Husumer 
Markt unter einem zeltlieh sich immer mehr 
zusammendrangenden Angebotsdruck. Dem­
gegenüber verteilten sich die Auftriebe in den 
Jahren vor dem ersten Weltkrieg gleichmäßiger 
uber einen längeren Zeitraum4

• Noch in den 
Jahren 1910/13 war es für den Gräser offen­
sichtlich vorteilhaft, die in den Monaten Juli 
bis September über demJahresmittel llegenclen 
Preise auszunutzen, während er es in den 
zwanziger Jahren vorzog, die sich aus einer 
längeren Ausmast ergebenden Gewichtszu­
nahmen abzuwarten, wobei die dann eintreten­
den Preisabschwächungen in Kauf genommen 
wurden. Dadurch 1st das Angebot in den zwan­
ziger Jahren weitgehend im Oktober zusammen­
gedrängt worden, eine Tendenz, die sich m den 
letzten Jah1·en noch verstärkt hat. Der Grund 
für die verstärkte Zusammendrängung des An­
gebotes dürfte u. a. darm zu suchen sem, daß 
die satsonalen Preisausschläge durch das Em­
greifen der Einfuhr- und Vorratsstelle gemildert 
worden sind, so daß der Anreiz, die Tiere ent­
weder früher abzugeben oder aber tiber eine 

3l StatlstiRches Landesamt llamburg, llnmhurg in Z11hlen, 1<>5,, lieft 
161 19%, ll~ft 11 
4l 1\. I angrnhc:im, J)as Absat7J>roblem in dc:r 11 ettl0irt<ch<~ft tlcr schlco· 
wi~·ho1su:inischen Marschen, ßerlin 11HO 
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anschließende Stallmast länger zu halten und 
dadurch das Angebot zu verteilen, weitgehend 
entfallen ist. Das nachfolgende Schaubild dürfte 
die dargestellten Zusammenhänge eindrucksvoll 
belegen. 

o -m~ /l.bb.5 

DER SAISONVERLAUF DES PREISINDEX FÜR OCHSEN Kl.A 
Rel<hs- bzw Bund,.sdurchschnitt 

110 
- Jahresmitlel~lOO -

100 la6 
90 

J F 11 A M J J /1. S 0 N D J f 11 /1. M J J A S 0 N D J F 1'1 A H J J {s 0 N D 
.01910/t~ 01926/29 01954/56 

DER VIEHAUFTRIEB AM HUSUMER MARKT 
Monatsauftriebe in % des jeweiligen Gesamtauftriebes 

1211910/13 1211926/29 

Im Durchschnitt der Jahre 1954-1956 betrug der 
jährliche Gesamtauftrieb am Husumer Markt 
32 650 Tiere. Die jährlichen Abweichungen von 
dieser mittleren Zahl sind gering (bis zu 250 
Rinder). Vom Gesamtauftrieb hat die Einfuhr­
und Vorratsstelle im Durchschnitt 8 350 Stück 
oder 26'ro gekauft. Diese Aufkäufe wurden vor­
nehmlich dann getätigt, wenn die Auftriebe über 
2 000 Stück hinausgingen. Das ist alljährlich in 
der Regel an 6- 7 Markttagen der Fall, auf die 
etwa 80'7o der Käufe der Einfuhr- und Vorrats­
stelle entfallen. 

Die Zusammensetzung der Auftriebe am Hu­
sumer Markt ist in den letzten Jahren recht 
konstant geblieben: 

etwa 45% entfallen auf Ochsen 
3% 11 Bullen 

26% 11 Kühe 
26% 11 Färsen. 

Der hohe Ochsenanteil erklärt s1ch daraus, daß 
zwar in der Nachzucht etwa je zur Hälfte männ­
liche und weibliche Kälber anfallen, daß aber 
von den weiblichen Tieren ein erheblicher Anteil 
als Ersatz für die ausscheidenden Kühe benötigt 
wird. Somit ist bereits die Zusammensetzung 
des Angebotes an Magervieh aus biologischen 
und betriebswirtschaftliehen Gründen weit­
gehend vorgeschrieben. Zum anderen bevor­
zugen viele Gräser auf den offenen Weiden den 
ruhigen Ochsen, dessen Fleisch auch der Ein­
fuhr- und Vorratsstelle für die Einlagerung und 
den späteren Absatz besonders willkommen ist. 

Die am Husumer Markt erzielten Preise liegen 
um etwa 2,00 DM/50 kg unter den Hamburger 
Marktpreisen bzw. um 5,00 bis 6,00 DM unter 
den Preisen derwest- und süddeutschen Märkte. 
Wie bereits ausgeführt, wird das Ausmaß des 
Preisgefälles durch die Tätigkeit der Einfuhr­
und Vorratsstelle bestimmt. 

Der Kieler und Lübecker Markt 

Gegenüber den Auftrieben, die Schleswig-Hol­
stein am Hamburger Markt stellt (jährlich ca. 
70 000 Rinder und 400 000 Schweine, d. s. etwa 
drei Viertel des Hamburger Gesamtauftriebes 
an Inlandstieren) sowie gemessen an der Auf­
triebszahl am Husumer Markt, treten die Plätze 
Kiel und Lübeck an Bedeutung zurück. 

An beiden Märkten wurden im Wirtschaftsjahr 
1956/57 folgende Mengen aufgetrieben: 

IGel 
Lübeck 

Rinder Kälber Schweine Schafe 

7 302 
3 577 

3 327 
2 183 

60 330 
42 112 

399 
476 

Die Rinderauftriebe setzen sich wie folgt zu­
sammen: 

Ochsen Bullen Kühe Farsen 

-in%-

Kiel 27 51 21 
Liibeclc 16 62 21 

demgegenüber 
Harnburg 1952 12 12 52 24 

1956 11 1 7 51 22 

Buodesdurch• 
sehnirr 5 1952 14 17 52 18 

1956 8 22 50 19 

Der Ochsenanteil, der vor dem ersten Weltkrieg 
am Hamburger Markt etwa 45o/o ausgemacht 
hatte, ist bereits bis 1952 auf 12% und in den 
letzten Jahren auf 11'7o gefallen. Demgegenüber 
haben sich die Bullenauftriebe nicht unbeträcht­
lich erhöht, und zwar sowohl im Bundesgebiet 
als auch in Harnburg von 1952 bis 1956 um 5 
Punkte. 

Legt man für Kiel und Lübeck im Wirtschafts­
jahr 1956/57 einen pro-Kopf-Verbrauch von 
44 kg für die Hauptfleischarten Rind-, Kalb­
und Schweinefleisch zugrunde, so benötigt die 
Stadt Kiel jährlich ca. 11 500 t Fleisch und 
Lübeck ca. 10 000 t. Diese Fleischmenge wird 
aber bei weitem nicht aus der Schlachtung der 
Inlandtiere gedeckt, so daß ein erheblicher Teil 
des Fleischbedarfes über Fleischzufuhren aus 
dem In- und Ausland zusätzlich herangezogen 
werden muß. Jährlich dürften etwa 4 000 bis 
5 000 t Fleisch - vornehmlich aus Importen -
in jeder der beiden Städte neben dem Fleisch­
anfall aus den örtlichen Schlachtungen verkauft 
werden. Auf diese Tatsache ist es zurück­
zuführen, daß die Lebendviehmärkte in Kiel und 
Lübeck eine sehr viel geringere Bedeutung 

5) QueUe: Ponck, Entwicklung der Rinderpreise nuf den Grossmiirkcen, 
Oie FleischwirLschafL 9/ 1957 
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haben als nach dem Fleischbedarf dieser beiden 
Plätze zu erwarten wäre. 

Das ständige Vorhandensein größerer Import­
fleischmengen läßt an sich die beiden Lebend­
viehmärkte empfindlich auf Überbeschickungen 
reagieren. Die Agenturen haben sich aber hier­
auf eingestellt und sorgen über eine pflegliche 
Auftriebspolitik für gleichmäßige Preise. Preis­
sprünge, wie sie an größeren Plätzen häufig 
eintreten, werden auf diese Weise vermieden. 

Der Preisabstand gegenüber Harnburg beläuft 
sich bei Schweinen im Jahresmittel auf etwa 
2,00 DM/50 kg. Er ist bei Rindern größer, und 
zwar aus Qualitätsgründen, die wieder mit der 
Einfuhr von Rindern aus Dänemark über die 
Seegrenzschlachthöfe und dem sich hieraus 
ergebenden Rindfleischangebot zusammen­
hängen. 

5. Die Handelsklassen 

Der Wandel der Verbraucherwünsche, ins­
besondere die erhöhte Nachfrage nach zartem, 
jungem Fleisch sowie die Abneigung gegen einen 
zu hohen Fettanteil hat sich in der veränderten 
Zusammensetzung der Handelsklassen nieder­
geschlagen. Durch Verjüngung der Bestände und 
durch die damit verbundene Verbesserung der 
Qualität ist bei den Rindern der Anteil der 
A-Klasse bei fast allen Gattungen angestiegen. 
Es ist allerdings bei Kühen eine beträchtliche 
Erhöhung des Anteils derB-Klasse eingetreten, 
die darauf zurückzuführen ist, d::lß fette Kühe 
von der A-Klasse herabgestuft werden, was 
insbesondere bei älteren Tieren der Fall ist. 

Tab. 8 Durchschniulichcr Anoeil der Handelsldasseo fur Rinder 

Och$en ßulleo Farsen Kuhe 

llandelsklasse 

A ll 
c ... ß c 

A D c 
u.() u.O u.O 

... ß c () 

in "der jeweili~ten Ge .. mozahl 

ll Rund 
1'>53 60 30 10 58 31 11 57 30 13 18 30 40 12 
1956 71 21 5 6~ 27 8 65 26 9 19 35 38 8 

Hamburjt 
1~2 56 34 10 22 29 49 39 41 20 18 20 49 13 
1956 59 30 II 20 42 38 46 36 18 10 n i3 12 

II Husum. 
Kiel u. l.Ubeck 

1956/ 57 72 22 6 30 65 5 72 22 6 35 38 23 i 

Tab. 9 

Owchschninlicher Anoeil der Handelsklassen fur Schweine 

Handelsldasse 

• bl u. b2 c d e und f gl,lt2,i 

lf Bund 
1952 6 29 43 15 4 3 
1956 3 19 48 B 4 3 

Hamburg 
1952 6 27 39 19 5 4 
1<156 2 1·1 50 25 I 5 

IJ Kiel u. Lübcck 
1956 3 26 51 14 3 3 

Das aus den schleswig-holsteinischen Märkten 
gebildete gewogene Mittel unterscheidet sich 
naturgemäß von den Bundes- und Hamburger 
Zahlen, da die zahlreichen am Ilusumer Markt 
aufgetriebenen besten Weidemastrinder den 
Anteil in den A-Klassen stark begünstigen. 

Bei den Schweinen finden die veränderten Ver­
braucherwünsche ihren Niederschlag in der 
Änderung der Anteile in den einzelnen Gewichts­
klassen. Die Auftriebe an schweren Schweinen, 
d. h. in der a- undb-Klasse sind zurückgegangen, 
während d1e Zahl der leichteren Schweine der 
c- und d-Klasse gestiegen ist . 

Im Jahre 1952 stellten die Handelsklassen c und 
d im Durchschnitt des Bundesgebietes und in 
Harnburg knapp 60o/o des Gesamtauftriebes; in 
den folgenden vier Jahren erhöhte sich der An­
teil dieser beiden Klassen im Bundesgebiet um 
13 und inHamburg sogarum 17 Punkte. In dem­
selben Maße gingen die Anteile der schweren 
und damit im allgemeinen auch fetteren Schwei­
ne zurück. Die wachsende Verbrauchernachfrage 
nach magerem Fleisch hatte zur Folge, daß die 
Preise für Schweine der Klasse a, die bisher 
in einigem Abstand über den c-Preisen notier­
ten, diesen Preisvorteil allmählich einbüßten. 
Im Jahre 1954 lagen a- und c-Preise im Durch­
schnitt des Bundesgebietes erstmals auf glei­
cher Höhe und seitdem werden c-Schv. eine höher 
bewertet als die a-Schweine. Im Jahre 1956 be­
lief sich die Höherbewertung der c-Schweine 
auf rd. 2,00 DM/50 kg, wobei natürlich inner­
halb des Kalenderjahres saisonale Unterschiede 
auftraten. Die leichteren Fleischschweine der 
c-Klasse werden besonders in der warmen 
Jahreszeit, d. h. von April bis September, ge­
fragt, wahrend in den übrigen kälteren Monaten 
eine gewisse Zahl von schweren Schweinen nach 
wie vor gebraucht und dann auch gut verwertet 
wird. 
Klimatische Bedingungen sind es, die im nörd­
lichen Teil des Bundesgebietes die Abwertung 
der a-Schweine verzögerten. Die hier kühleren 
Sommer veranlaßten die Verbraucher zu einer 
langsameren Umstellung der Verbrauchsge­
wohnheiten. In Harnburg wurden daher selbst 
noch im Durchschnitt des Jahres 1956 die 
a-Schweine etwas besser bezahlt als die der 
Klasse c. Wie sich aber aus den oben ange­
führten Anteilen der Handelsklassen ergibt, 
konnte der geringe Preisvorteil nur über eine 
sehr vorsichtige Marktbeschickung gehalten 
werden. 

6. Die Fleischwarenindustrie 

Die schleswig-holsteinische Fleischwarenindu­
strie verarbeitet jährlich knapp 10% der im 
Lande verfügbaren Fleischmenge. An der Ge­
samtproduktion von Fleischwaren und Fleisch­
konserven 1m Bundesgebiet war sie 1956 
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ebenfalls mit lOo/o beteiligt. Der schleswig­
holsteinische Produktionsanteil lag in der Vor­
kriegszeit beträchtlich höher, er ist aber auch 
m den letzten Jahren noch weiter zurückgegan­
gen (1952 betrug der schleswig- holsteinische 
Produktionsanteil noch 12%). Es ist dies eine 
Entwicklung, die sich nicht auf Schleswig­
Holstein beschränkt hat, sondern allen Über­
schußländern gemeinsam ist. Die ProdukllOn 
an Fleischwaren und Fleischkonserven in den 
Überschußländern (Bayern, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein) und in den Zuschußländern 
(übrige Länder) in o/o der Gesamtproduktion im 
Bundesgebiet betrug 

Übcrscl>usblander 
Zuschusslander 

1952 1953 1954 1955 I 'l56 

47 45 43 42 40 
53 55 57 58 60 

Die Ursachen für das Zurückbleiben der Pro­
duktionsanteile in den Überschußgebieten sind 
mannigfacher Art. Sie mögen auch für die drei 
betroffenen Länder nicht einheitlich sein. So­
weit es die schleswig-holsteinische Industrie 
angeht, sind die Gründe für diese Entwicklung 
folgende: 

In der Vorkriegszeit hat Schleswtg-Holstein 
wesentliche Mengen seiner Produktionsüber­
schüsse in den frachtgünstig gelegenen mittel­
deutschen Absatzgebieten unterbringen können. 
Diese Absatzgebiete sind verloren durch die 
Zweiteilung Deutschlands. Die verbliebenen 
westdeutschen Verbrauchsgebiete stellen einen 
unbefriedigenden Ersatz dar, denn einmal ist 
die Rohstoffbasis, nämlich die Schweineproduk­
tion, näher an diese Gebiete verlagert worden, 
wodurch auch die dortige Fleischwarenindustrie 
mehr und mehr in den Genuß frachtgünstiger 
Schweineanlieferungen kommt, während der 
hiesigen Industrie der Vorteil des billigeren 
Einkaufs mehr und mehr verloren geht. Zum 
anderen kommen die Importe an billigem Aus­
landsspeck vornehmlich über die deutschen 
Westgrenzen herein und stehen dadurch wieder­
um der Fleischwarenindustrie im Rheinland 
besonders frachtgünstig zur Verfügung. Zusätz­
lich haben die verbrauchsorientierten Fleisch­
warenfabriken von der Übersee-Einfuhr des 
Gefrierfleisches im Jahre 1956 größeren Vor­
teil gehabt als die in den Überschußgebieten 
arbeitenden Industriebetriebe. Darüber hinaus 
erschwert die große Entfernung von der Pro­
duktionsstärte zum Verbrauchsort die häufige 
Belieferung des Einzelhandels, wie sie von den 
im Konsumgebiet ansässigen Fabriken laufend 
vorgenommen werden kann. Auch ist die Her­
stellung von Frischwurst bzw. deren Versand 
wegen der großen Entfernungen unmöglich. 
Schließlich hat die staatliche Interventions-

tätigkeit an den Märkten oft eine Verringerung 
des Preisgefälles innerhalb der Bundesrepublik 
zur Folge. Dieser Preisausgleich kommt zwar 
der schleswig-holsteinischen Landwirtschaft 
zugute, er wirkt sich aber nachteilig für die 
hiesige Fleischwarenindustrie aus. 

Die schleswig-holsteinische Fleischwaren­
industrie hat vor den sich hieraus ergebenden 
wirtschaftlichen Nachteilen nicht kapituliert, 
aber beträchtliche Umstellungen waren not­
wendig. Während die hiesigen Fabriken in der 
Vorkriegszeit vornehmlich Roh- oder Dauer­
wurst herstellten und das Schwergewicht ihrer 
Produktion in der Herstellung von Fleisch und 
Wurstwaren lag, hat in den letzten Jahren die 
Konservenfabrikation mehr und mehr an Be­
deutung gewonnen. Im Jahre 1956 entfielen in 
Schleswig-Holstein schon mehr als 40% der 
Produktion auf die Herstellung von Wurst- und 
Fleisch- sowie Mischkonserven. Auf diese Er­
zeugnisse entfallen dagegen in Nordrhein­
Westfalen wenig mehr als lOo/o der Gesamt­
produktion. 

Außerdem hat die Fleischwarenindustrie in 
Schleswig-Holstein infolge derbeengten Absatz­
möglichkeiten im Inland seit Jahren verhältnis­
mäßig stark exportieren müssen. Wenn die 
schleswig-holsteinischen Fabriken einerseits 
an der Gesamtproduktion der Fleischwarenin­
dustrie im Bundesgebiet mit 1 Oo/o beteiligt sind, 
am Export aber einen Anteil von 20o/o stellen, so 
deutet das darauf hin, daß es in anderen Ge­
bieten weniger notwendig ist, sich mit dieser 
wenig gevdnnbringenden und mit hohem Risiko 
belasteten Ausfuhr zu befassen. 

Aber auch der Staat ist bemüht, das Seine zur 
Verbesserung der wirtschaftlichen Lage der 
Fleischwarenindustrie beizutragen. Selt Sep­
tember 1954 werden im Rahmen des Zonen­
randprogrammes Frachthilfen gewährt, um die 
Konkurrenzfähigkeit der in diesem Gebiet lie­
genden Fabriken zu stützen. 

Die gemeinsamen Anstrengungen finden ihren 
Niederschlag in den zwar langsam, aber stetig 
steigenden Produktionsziffern. Setzt man die 
schleswig-holsteinische Produktion des Jahres 
1952 = 100, so stellte sich die des Jahres 1956 
auf 141, wobei zu bedenken ist, daß die Produk­
tion der Fleischwarenindustrie im gesamten 
Bundesgebiet um 83% zugenommen hat. Die 
Produktionssteigerung in Schleswig-Holstein 
war also nur halb so groß wie im gesamten 
Bundesgebiet. 

Vc:rglc:iche auch: •Der Vieh· und Fleischmarkt in Schlc:swig-llolstcin" 
in Sc:adstiscbe Monatshefte Sch1cswig•llo1stein, 6. Jahrgang, Heft 4, 
April 1954, Seite 126 ff. 
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Dem Soforthilfe- und dem l.astenausglerchfonds sind 1n der Zelt l·om I. 8. 1919 bis 31. 3. 1957 aus dem Lande Scldcswrs-llol­
stern 80/,8 ltio D'lf z:ugeflos scn: davon entfielen447,8 Mio lHI (1uf die Vermögefk<(1bgabe und 271,4 Alio Dlf auf die 1/ypalhekcn­
geunnabgabc. Rund 78 Mio DM uurden dem Fonds aus dem l.andc~haushalt zur Verfügung gestellt (47 Jlio DM abzuführendes 
l'ermiigcnstcucraufkommcn und 31 Mio Dlt au.~ Zuschüssen uno-l Tt•uerungszuschlägen des Landes). -An die Gcschiitlrgtcn in 
Schlcsrdg-llolstein srnd ton August 1949 bis März 1957 vom Soforthilfe- und Lascenausgleich.•fonds in:.gcsamt 1,8 Mrd. Dll 
gezahlt u'OTden. Bs srnd nlso rund I 1/rd. DM mehr in dt~.c( Land hineingeflossen al.• an den Soforthilfe- und Au.(gleiehfonds ab­
geführt rturden. Von der Gesamtsumme der Ausgaben uurden 507,8 Mw DM als Knegsschndenrente, 318,9 Mio D\1 als J/ausrat­
ent chädigung, 1'13,3 Mw Dl/ zur Wohnungsbauförderung, 200,2 Mia !Hf als Aufbaudarlehen {itr die l.andu•ITt.-chaft und 103,7 
lfio D\1 als fu{baur/arleh•·n für die gewerbliche lfirtschaft und die freietl Berufe gezahlt. Die bisher geleisteten ZaMungen des 
Soforthilfe- und des l.t~~tenausgleichfonds dienten im u·estmtlrchcn der He.•eiligung dringendl'r .•ozialer i'•ot.~tünde, der ll'ITt­
~chuftlicht•tl urul uv!.nungsma<.<igen Eingliederung und der Altn<.'!rherung der Geschädigten. \lit dem um 2. ß. 1957 tlt~rkimdc­
ten ß. iind<·rrmg.~gesetz: :um l.a\feuau.~gleichsgesetz trill die f.'r[üllung der F:ntschädigungsan.prül'he für v..,mösen.•<rha.lerr 
neben die bisherigen lla.~snahme11. Cleiehuitig sind für dte Ge8chädigten I' erbeHerungetl geschaffen worden, die im Bund auf 
111sgesamr IJ,O ~lrd. OM geschätzt u·erden. Die.~er Betrag mu.<s bLs zum Jahre 1979 etwa je zur llälfte d1u-ch Rund u11d l.ändt'r 
aufgebrurht werden. 

Die Durchführung der Lastenausgleichsgesetze 
- Von Mmisterialrat Dr. Werner Wragge, Kiel -

Ursachen für die Lastenausgleichsgesetzgebung 

Nach dem verlorenen Kriege gab es in Deut&ch ­
land Mill10nen von Menschen, die nur das nackte 
Leben gerettet hatten und andere, die noch 
1mmer über ein beachtliches Vermögen, ins­
besondere Sachvermögen, verfügten. Dieser 
Gegensatz, der nach der am 21. 6 . 1948 durch­
geführten Währungsreform noch größer wurde, 
zwang dazu, an einen Ausgleich der Vermögens­
\\ erte zu denken. Der Grundgedanke hierbei 
war der, daß d1e Nichtgeschädigten einen Teil 
ihres nach der Währungsreform noch vorhande­
nen Vermagens an die Geschädigten abgeben 
sollten. D1es sollte in Form von Naturalabgaben, 
insbesondere Landabgaben, uud durch C._ld­
abgaben erfolgen. Da eine ur nittelbare Ver­
schiebung der Vermögenswerte der Nicht­
gesch:'idlgten an die Geschadigten ohne staatliche 
Kontrolle unmöglich erschien, mußte em Fonds 
geschaffen werden, der zur Durchführung dieser 
Aufgaben dienen sollte. 

Es erwies s1ch jedoch schon bald, daß die 
Durchführung einer Vermögensentschädigung 
im \\ ege der Naturalabgabe unmöglich war. 
..\lan mußte sich daher auf Geldabgaben be­
schränken, die zusätzlich zu den bereits vor­
handenen hohen Steuern zu leisten waren. F.:me 
wirtschaftliche Gefährdung der Nichtgeschädig­
ten mußte dabei mit Rücksicht aufdie allgemein 
schwierige volkswirtschaftliche Lage in den 
Jahren nach der Währungsreform unter allen 
Umständen verm1eden werden. Schätzungen 
ergaben, daß die Vertreibungs- und Kriegs­
sachschäden bei Zugrundelegung des verlorenen 
Einheitswertvermögens insgesamt mindestens 
50 Milliarden Reichsmark ausmachen würden. 
Da andererseits die finanziellen Belastungen 
der Nichtgeschädigten wirtschaftlich tragbar 
gestaltet werden mußten, kam man auf den 
Gedanken einer quotalen Entschädigung, bei der 
die kleinen Vermögensverluste möglichst hoch 

und die großen Vermögensverluste verhältnis­
mäßig niedrig entschädigt werden sollten. 

Neben dem Problem der Vermögensumschich­
tung zwischen den Nichtgeschädigten und den 
Geschädigten standen noch weit dringendere 
Aufgaben, die für die Vertriebenen und Krlegs­
sachgeschädigten gelöst werden mußten. Es 
handelte sich um die Beseitigung von akuten 
Notständen, und um die Notwendigkeit, die 
Vertriebenen und Kriegssachgeschädigten woh­
nungsmäßig und wirtschaftlich in das Wirt­
schaftsleben einzugliedern. Ferner bestand die 
Frage der Aufwertung von Altsparkonten über 
das in der Währungsreform festgelegte Maß 
hinaus. Alle diese Aufgaben faßte man unter 
dem Begriff "Lastenausgleich" zusammen. 
Dieser Begriff kann als recht unglücklich ge­
wählt bezeichnet werden, da er bei den Geschä­
digten unerfüllbare Hoffnungen auf eine baldige 
Vermögensumschichtung erweckte, an die noch 
gar mcht zu denken war. Man mußte s1ch darüber 
im klaren sein, daß auch ein quotaler Lasten­
au sgleich und im Zusammenhang damit die Be­
seitigung von Notständen und die Emgliede r ung 
der Vertriebenen und Kriegssachgeschädigten 
nur im Laufe vieler Jahre und nur mit zusätz­
licher Hilfe der öffentlichen Haushalte möglich 
sein würde. 

Leistungen auf Grund des Soforthilfegesetzes 

Da man sich über den Umfang eines möglichen 
quotalen Lastenausgleichs in keiner Weise ein 
Bild machen konnte, wurde zunächst - noch mit 
Zustimmung der Militärregierung - im Sommer 
1949 das Gesetz zur Milderung des dringenden 
sozialen Notstandes, das sogenannte Sofort­
hilfcgesetz, erlassen, das am 1. 8. 1949 in Kraft 
trat. 

Dieses Gesetz sah die Bildung des Soforthilfe-
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fonds vor, der gespeist werden sollte nus 

der Soforthilfeabgabe, 
der Soforthilfesonderabgabe und 
dem Aufkommen aus den Umstellungs­
grundschulden. 

Aus diesen Einnahmen des Soforthilfefonds 
sollten gewährt werden: 

Unterhaltshilfe an Vertriebene, Kriegs­
geschädigte und Sparergeschädigte bei 
Erfüllung der Altersvoraussetzung und 
bei mehr als 50o/oiger Erwerbsunfähig­
keit, an Vollwaisen und an alleinstehende 
Frauen mit 3 und mehr Kindern, 

llausrath11fen, Ausbildungshilfen, Exi­
stenzaufbaudar leben, Dauerarbeit spla tz­
kredite, ~ohnungsbaumittel, Mittel zur 
Heimförderung an Vertriebene und 
Kriegsgeschadigte. 

Soweit die beschränkten Mittel des Soforthilfe­
fonds, die sich aus den Soforthilfeabgaben und 
den Belträgen der Länder zusammensetzten, 
dies zul1eßen, hat der Soforthilfefonds die drin­
gendsten soz1alen Notstände zu beseitigen ver­
sucht. 

Das Soforthilfegesetz wurde durch das Lasten­
ausgleichsgesetz am 1. 9. 1952 abgelost. An­
nähernd gleichzeitig mit dem Lastenausgleichs­
gesetz traten das Währungsausgleichsgesetz 
und das Feststelluugsgesetz in Kraft. Im Jahre 
1954 erging das Altsparergesetz. Mit dem ln­
krafttreten des Lastenausgleichsgesetzes wurde 
der Soforthilfefonds auf den Lastenausgleichs­
fonds ObergeleiteL Hiermit wurde praktisch die 
2. Phase der Lastenausgleichsgesetzgebung ein­
geleitet. 

Leistungen auf Grund 
der Lastenausgleichsgesetze 

Das Ziel der Lastenausgleichsgesetze war 
nunmehr ein dreifaches: 

Die Fortführung der Beseitigung drin­
gender sozialer Notstände, 

die Eingliederung der Geschädigten, 

die Zahlung einer quotalen Entschädigung 
für die entstandenen Verluste. 

Der Zweck der Lastenausgleichsgesetze sollte 
in der Weise erreicht werden, daß zunächst 
neben der Beseitigung soz1aler Notstande Em­
gliederungsmaßnahmen in Form derGewährung 
von KreditP.n durchgeführt werden sollten, deren 
Rückflusse zusammen mit cien späteren I;;m­
nahmen des Ausgleichsfonds für die Hauptent­
schädigung bestimmt waren. 

D1e Lastenausgleichsgesetze (Lastenausgleichs­
gesetz, Währungsausgleichsgesetz, Altsparer­
gesetz, Feststellungsgesetz} sehen folgendes vor: 

Erweiterung und Erhöhung der Unter­
haltshilfe und Hausrathilfe, Fortführung 
der Ausbildungshilfe, Gewährung von 
Mitteln für den Wohnungsbau und ftir die 
IIeimförderung, 

Gewährung von Aufbaudarlehen für die 
gewerbliche Wirtschaft und d1e freien 
Berufe, für die Landwirtschaft, für den 
v; ohnungsbau und von Dauerarbeitsplatz­
krediten, 

Zahlung einer quotalen Entschädigung 
durch den Währungsausgleich für Spar­
guthaben Vertriebener und die Aufwer­
tung der Altsparguthaben, 

Gewährung einer Entschadigungsrente 
unter Anrechnung auf die spätere Haupt­
entschädigung und 

die Umwandlung bereits gewährter Kre­
dite in Hauptentschädigungcn. 

Das Lastenausgleichsgesetz ermöglicht ferner 
die Gewährung von Beihilfen zum Lebensunter­
halt und von Aufbaudarlehen an Sowjetzonen­
flüchtlinge und andere Personen, d1e durch 
Schäden, die den im Lastenausgleichsgesetz 
berücksichtigten Schäden entsprechen oder 
ähnlich sind, in eine Notlage geraten sind. 

Schadensie stste llung 

Zur Vorbereitung der Hauptentschädigung für 
die entstandenen Vermagensverluste (soweit es 
sich nicht um Sparguthaben handelte) wurde das 
Feststellungsgesetz erlassen. Bel diesem Gesetz 
hat der Gesetzgeber praktisch nur ein Rahmen­
gesetz erlassen und es dem Verordnungsgeber 
vorbehalten, die erforderlichen Rechtsverord­
nungen herauszugeben. Die Rechtsverordnungen 
mußten weitgehend auf den Be\\ eisnot stand der 
Geschädigten Rücksicht nehmen. In mühsamer 
Kleinarbeit wurde das noch vorhandene Beweis­
material zusammengetragen. Erst. nachdem 
annähernd übersehen werden konnte, welche 
Beweismittel billiger\\ eise von den Geschädig­
ten für ihre einzelnen Vermögensarten voraus­
sichtlich beigebracht werden könnten, war es 
mogllch, an den Erlaß der Rechtsverordnungen 
heranzugehen. Bisher sind 9Rechtsverordnungen 
zur Schadensfeststellung ergangen. Weitere 
Rechtsverordnungen für die Durchführung der 
Schadensfeststellung sind in Vorbereitung. Die 
Rechtsverordnungen sind außerordentlich 
schwierig und stellen an die Verwaltung erheb­
liche Ansprüche. Schwieriger noch als die 
Schaffung der Rechtsverordnungengestaltet sich 
die Tatsachenermittlung in den einzelnen Fallen. 
Vielfach können brauchbare Ergebnisse nur 
durch Emsehaltung der lleimatauskunftstellen, 
die inzwischen errichtet worden sind, erzielt 
werden. 
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Die Einnahmen des Soforthilfefonds 
und des Ausgleichsfonds 
aus dem Lande Schleswig-Holstein 

Je mehr sich herausstellte, daß die finanziellen 
Abgaben der Nichtgeschädigten zur Finanzierung 
der dringend notwendigen akuten Leistungen 
des Ausgleichsfonds nicht ausreichten, um so 
mehr wurden Bund und Länder zu Beiträgen an 
den Ausgleichsfonds veranlaßt, was auch ge­
setzlich festgelegt wurde. 

Die derzeitigen Einnahmen des Ausgleichsfonds 
bestehen im wesentlichen aus 

der Hypothekengewinnabgabe, 
der Kreditgewinnabgabe, 
der Vermögensabgabe, 
den Zuschüssen der Länder durch Ab­

führen von bis zu 90% des Vermögen­
steueraufkommens, 

den Zuschüssen von Bund und Ländern 
zur Unterhaltshilfe, 

den sonstigen Zuschüssen von Bund und 
Ländern, 

den Rückflüssen (Zinsen und Tilgungen) 
des Ausgleichsfonds für ausgegebene 
Darlehen. 

Die Einnahmen, die der Soforthilfefonds und 
der Ausgleichsfonds von August 1949 bis zum 
31. 3. 1957 aus dem Lande Schleswig-Holstem 
gezogen haben, ergeben sich aus Tabelle 1. 

Aus dem Haushalt des Landes Schleswig Holstein 
wurden dem Soforthilfefonds und dem Aus­
gleichsfonds bis 31. 3. 1957 rd. 78 Mio DM zur 
Verfügung gestellt. Dieser Betrag setzt sich 
zusammen aus dem abzuführenden Vermögen­
steueraufkommen in Höhe von rd. 47 Mio DM, 
sowie aus den Zuschüssen und Teuerungs­
zuschlägen in Höhe von rd. 31 MioDM (s.Tab. 1). 

Tob. I Oie I:innahm~n des Soforthilft'· und des Lutenausgleic:hlonds in Sc:hle~wig-Holstdn 
I. 8. 1949 - 31. 3. 1957 

I, 8. 1<>49 I,<>. 1952 
1: ionahi'Df!a.rr:en bis bi~ 

31. 8. 1952 31. J, 1953 

llypotht'krr>ßrwinnabl!ab" 113,5 1~,8 
~r.,dttgcwinnabgabe . 0,4 
v .. rmö~cnsabgabc 205,9 28,9 

o\bzufuhrendes Vrrmdgcnstruerauf· 
kommen . 2,0 

Zuschuss J.,~ l. andes . ~.1 
Teuerungszuschlag dc:s Landc:a . . 

insgeSRft.'lt 319,-i 50,1 

Die Abgaben der Nichtgeschädigten werden auf 
Grund von Veranlagungen durch die Finanzämter 
erhoben. Der Stand der Veranlagung bei den 
Finanzämtern in Schleswig-Holstein am 31. 3. 
195 7 war folgender: 

Ge: samtzahl 
dc:r 

,\bsabc­
pllidtigcn 

Zahl dc:r 

absolut in"- der 
Gc:samtzahl 

Vc:rmögcn.ab~tabc 188 762 188 ~5 i 119,~ 
ll)•pothc~eogewinnabgabe 128 701 98 021 16,2 
Krrdit~tewinnabgobc 2 193 2 193 100 

Es kann damit gerechnet werden, daß die Ver­
anlagung bis zum Ende des Rechnungsjahres 

Tob. 2 

Rechnungsjahr 
lna~ceaamt 

1953 1954 1955 1956 

in Mio DM 

10,3 Jl,6 H,8 31,4 271,4 
0 0 1,9 2,3 4,5 

51,8 55.3 61,5 44,5 l47,8 

7,8 6,5 12,7 18,0 47,1 
5,4 !.,4 6,9 8,9 29,6 
0,6 0,6 o.~ . 1,4 

95,9 102,3 129,0 105,1 801,8 

1957 bis auf wenige sehr schwierige Fälle 
abgeschlossen sein wird. 

Die Leistungen des Ausgleichsfonds 
an die Geschädigten 

Vom 1. August 1949 bis 31. 3. 1957 sind die in 
Tabelle 2 aufgeführten Leistungen an die Ge­
schädigten im Lande Schleswig-Holstein zur 
Auszahlung gelangt. 

Auf Grund der Angaben über die Einnahmen und 
Ausgaben des Soforthilfefonds und des Aus­
gleichsfonds im Lande Schleswig-Holstein er-

I. 8. 1949 I. 9. 1952 Rechnungsjahr 
l.~istungsartc:n bis bis Inssesamt 

31. 8. 1952 31. 3. 1953 1'>53 1954 1955 1956 

in '.lio DM 

Kric:gs,c:haJenrente 195,0 36,1 60,9 69,0 70,1 76,8 507,8 
ll.•usrarrnr.chadigung 61,8 25,9 79,2 68,2 52,9 31,0 H8,9 
.<\uabildungshilfe 11,4 6,6 11,3 )0,3 9,3 9,4 58,4 
llc:in•lördc:rung: 6,2 1,3 1,5 1,3 1,1 0,6 12,0 
Aulbaudarlc:hc:n in Haurtc:ntschadisung 
umgc:•unddr . . . . . 0,2 0,2 

Aulbatldarlehc:n gc:wrrbhcbc: 'l'irtschaft und 
freie Berufe l5,3 0,7 20,1 19,4 8,4 9,7 103,7 

l>aucrarbcitsplatzdarlrhen 13,4 0,2 1,5 3,8 2,4 0,2 2~.~ 
AufbauJarleben Landwirtschall 24,4 23,0 \4,4 38,9 16,6 62,9 200,2 
l'ohn1111gsbauforderung 215,0 50,3 53,4 56,2 57,7 60,7 493,3 
W .. luun,o;sausgl~ich und Altsparc:rgeserz 21,7 37,8 24,3 3,5 1,6• 88,9° 

insge~amc 57:!,~ 165,8 302,1 291,3 222,0 253,2 I 807,0 

Al • Stand: 28. 2. 1957 
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Tab. 3 Stand d~ Bearbeitllllfl der doaereicbten Antraae in Schleswia-Holstein am 31. 3. 1957 

davon 

Einacreichte abgelehnte unerlediace Antrage 
An der Aottege 

Anrräg" b"willigtc od~t sonscwi~ 

Anttillc "rledia<e absolut 
in% der 

Antrage Gesamtzahl 

Krieasschadenrente 133 940 68 922 61 395 3 623 2,7 . Hanefond~ I 520 576 749 95 6,2 

llausratcnt•chadig~tng 424 185 HO 097 57 969 36 119 8,5 . Hattefonds 13 601 

AllSbildunlllhj](e 21 972 

Aufbaudarlehen sewerblicher Wirtschaft 
und freie Berufe 

f.c•tanuaae 9 631 
Auf .. oc kllDS 3 567 
IIanefonds 1934 

Aufbaudarlehen Landwirtschaft 9 245 . Handonds I 094 

Aufbaudarlehen Wohn!lDssbau 50 948 

Schadensfeststellung 283 659 

gibt sich, daß das Land an den Leistung~n _des 
Soforthilfe- und des Ausgleichsfonds mtt ms­
gesamt 8,1"/o beteiligt war. Der Anteil, mit dem 
das Land Schleswig-Holstein zur Finanzierung 
des Ausgleichsfonds durch Abführung des Ver­
mögensteueraufkommens und durch Zuschüs_se 
zur Unterhaltshilfe beitragen mußte, betrug 1m 
Durchschnitt der letzten Jahre 2,5"/o der Länder­
anteile. Seit 1949 ist in das Land Schleswig­
Holstein aus dem Soforthilfefonds und dem Aus­
gleichsfonds ein Betrag von rd. 1 Mllliard? DM 
mehr hereingeflossen, als an den Ausgleichs­
fonds abgeführt worden ist. 

Weitere Aufgaben der Ausgleichsbehörden 

Zu den Aufgaben der Ausgleichsbehörden bei 
der Durchführung des Lastenausgleichs ist in­
zwischen noch die Betreuung der Spätheimkehrer 
getreten, soweit diese Hausratbeihilfen. und 
und Aufbaudarlehen auf Grund des Kriegs­
gefangenenentschädigungsgesetzes . er~alt~n 
können. Weitere Aufgaben werden steh fur dte 
Ausgleichsbehörden aus dem Kriegsfolgen­
schlußgesetz ergeben, das im Monat August 1957 
von den Parlamenten verabschiedet worden ist. 

Hieraus ergibt sich, daß nennenswerte Rück­
stände nur bei der Schadensfeststellung und der 
Hausratentschädigung vorhanden waren. Die 
Ursachen für die Rückstände bei der Schadens­
feststellung sind einmal in dem verspäteten 
Erlaß der Rechtsverordnungen, zum anderen in 
der Schwierigkeit der Materie zu suchen. Bei 
den unerledigten Fällen der Hausratentschädi­
gung handelt es sich im wesentlichen um Erb­
fälle, Fälle von geschiedenen Ehegatten und 
Personen ohne eigenen Haushalt, bei denen sich 
die Prüfung für die Erfüllung der Voraussetzun­
gen außerordentlich schwierig gestaltet. 

Auf Grund der 8. Novelle zum LAG müssen 
neben der Aufarbeitung der Rückstände und der 
Bearbeitung neuer Anträge folgende Aufgaben 

9 154 2 939 I 508 11,1 

15 452 5780 7-10 3,4 

3 638 5 867 126 1,3 
I 951 1 467 149 4,2 

636 I 201 97 5,0 

4 699 4 018 528 5,7 
304 720 70 6,4 

34 4.42 9 588 6 918 13,6 

170 101 60,0 

erledigt werden: 

Neubearbeitung der bereits erledigten 
rd. 340 000 Hausratentschädigungsfalle, 

Neubearbeitung der vorliegenden rd. 
70 000 Kriegsschadenrentenfälle>, 

erstmalige Bearbeitung der noch nicht 
zu schätzenden Anträge auf Hauptent­
schädigung. 

Arbeit der Heimatauskunftstellen 

Beim Landesausgleichsamt in Schleswig- Hol­
stein sind mit dem Sitz in Lübeck Heimat­
auskunftstellen errichtet worden für 

Regierungsbezirk 
Stadtkreis 
Regierungsbezirk 

II 

II 

Stadtkreise 
Regierungsbezirk 

II 

II 

II 

II 

Königsberg 
Königsberg 
Gumbinnen 
Allenstein 
Danzig 
Danzig und Zoppot 
Bromberg 
Marienwerder 
Stettin 
Köslin 
Grenzmark 
Posen/Westpr. 

Die Heimatauskunftstellen haben die Aufgabe, 
die Anträge der Vertriebenen auf Schadensfest­
stellung zu begutachten, Auskünfte zu erteilen 
sowie Zeugen und Sachverständige zu benennen, 
deren Aussage für die Entscheidung über die 
Feststellungsanträge der Vertriebenen und 
Ostgeschädigten wesentlich sein könnte. Sie 
haben den Finanzbehörden, soweit diesen die 
Ermittlung von Vertreibungsschäden und Ost­
schäden obliegt, auf Ersuchen Auskünfte zu 
erteilen und zu den ihnen vorgelegten Fragen 
gutachtlich Stellung zu nehmen. Einen Überblick 
über die Arbeiten der Heimatauskunftstellen 
gibt Tabelle 4. 
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roh. 1 Di" Arb.,it d.,r H.,imatauakunhat"ll"n -Stand: 31. 3. 1957-

Angemeld"'" Vorhandene 

lleimatauskunhstelle Verlust" r:inb.,its .... .,ne 

ReJierunfls~zirk KoniJsberg 70 3 
Stadtkr.,is Konig•b.,rg 44 2 

R"ai.,runasbezirk Gumbinn"n 89 4 
R"gierungsbe.r:irk Allenstein 84 2 
R"gierun&abezirk Danzi11 33 I 

Stadrkr.,is Oanzia und Zoppot 28 1 

R"lli"run,11sbe.drk llrom~rs 17 0 
R"lli.,run,lls~:tirk Marienw.,rd"r 26 I 
R"gi.,runJt•bezirk St.,ttin 54 6 
ReJti.,ruogsbezirlc Köslin 93 4 
Regi.,runa•bezuk Po•en{W<"s<pr. 43 2 

Ausblick 

Die Ausgaben, die in den verflossenen Jahren 
aus dem Soforthilfe- und Lastenausgleichsfonds 
geleistet worden sind, dienten im wesentlichen 
der Beseitigung des dringenden sozialen Not­
standes, der wirtschaftlichen und wohnungs­
mäßigen Eingliederung und der Alterssicherung 
der Geschädigten . Mit dem am 2. 8. 1957 ver­
kündeten 8. Änderungsgesetz zum Lastenaus­
gleichsgesetz tritt die Erfüllung der Entschädi­
gungsansprüche für Vermögensschäden neben 
die bisherigen Maßnahmen. Diese laufen noch 
bis zum Jahre 1965 weiter (Ausbildungshilfe bis 
1961, Aufbaudarlehen gewerbliche Wirtschaft 
bis 1963). 

Durch die a Novelle zum Lastenausgleichsgesetz 
sind für die Geschädigten Verbesserungen 
geschaffen worden, die im Bund auf insgesamt 
11,6 Milliarden DM geschätzt werden. Dieser 

Aeguta,htete 
Verbindlich· Auskunft· 

k.,j,.,n ~r~uchen laodw. Grundv.,nnog<"ns· 
a.,ui"b" rau., 

Zahl d.,r Fall" iD 1 000 

27 LI 22 3 

7 6 . 2 

31 15 23 3 
32 12 18 2 

5 6 8 I 

2 5 . 0 

1 2 7 I 
10 3 7 2 
17 8 13 2 
26 14 18 2 
14 8 17 2 

Betrag steht selbstverständlich nicht sofort zur 
Verfügung; er muß vielmehr bis zum Jahre 1979 
durch Bund und Länder etwa je zur Hälfte auf­
gebracht werden. Wenn auch die Vollfinanzierung 
der auf Grund der 8. Novelle zum LAG erforder­
lichen Beträge insgesamt gewährleistet zu sein 
scheint, so muß doch daraufhingewiesen werden, 
daß die gesamte Deckung für die erforderlichen 
Leistungen erst allmählich innerhalb von 22 
Jahren bereitgestellt werden kann. Hieraus 
können sich für den Ausgleichsfonds erhebliche 
Liquiditätsschwierigkeiten ergeben. Seit dem 
In krafttreten des Lastenausgleichsgesetzes sind 
Liquiditätsschwierigkeiten bisher dank des 
wiederholten Eingreüens des Bundeshaushalts 
erfreulicherweise weitgehend vermieden wor­
den. 
Vergleiche auch: ~ourc:hfUhrung des Soforrbilfea.,..,u:ea und d"a l. a· 
.renftussleichsgesetus in Schl.,swig·Holst~in• ia Staristisc:b" Monau· 
hefte Sc:hluwig-Holst~in, 7. Jahraaog, ll~ft 10, Oktobrr 19~5. s~it~ 
H5 ff. 

Im Kalenderjahr 1951 wrmlen in Schle.~wig-Holstein rund 2 100 Steuerpflichtige zur Körperschaftsteuer t·~ranlagt, darunter I 203 
nach dem Einkommen bzw. Mindesteinkomm~n. Das steuerpflichtige Einkommen der 1 203 V eranlagten betrug knapp 63 ~fio D.\1, 
die Steuer.sclwld 31. .lfio D~f. An dem Gesamtaufkommen der Einkommen·, Körperschaft· und Lohnsteuer war die Körperschaft· 
steuer mit 18 "< (ßund: 27 %) beteili'!,l·- Fast die llälfte des körper.~chaftsteuerpflichtigen Einkommens u•urtlt! 110n 11 Steut!r­
pflichtrgen nuchgeu·it."sen, die jeweils ein Einkommen von 1 Mio DM und mehr erzielten. Andererseits hatten zwei Drittel der 
Steuerpflichtigen nur Einkommen uni r 8 000 D.'rf; auf sie entfielen 2% de.~ Gesamteinkommen.~. - Unter den nach dem Einkom· 
men bes teuerten Körperschaften waren über die Hälfte (598) Genossenschaften, 367 Kapitalgesellschaften und 110 Betriebe ge· 
wublicher Art von Körperschaften des öffentlichen Rechts. Auf die Kapitalgesellschaften entfielen 79 % des Einkommens und 
82% der Steuerschuld. Das Einkommen je Steuerpflichtigen lag bei den 44 Aktiengesellschaften mit 652 000 DM u•eit über dem 
Durch,,chnitt t•on 51 000 DM. -Gut ein Viertel der Steuerpflichtigen gehörte zu dem Wirtschaftsbereich •I/erstellendes und ver· 
arbe&tendes Gell'erbe•; am steuerpflichtigen Einkommen u·aren sie mit 66 %, 011 der Steuer.,chuld mit 70 ".beteiligt. Zum Cro.•s· 
wuJ Einzelhandel zäMten 17 "'o de· Steuerpflichtigen, die 10% zum Gesamteinkommen wui 11 % zur Steuerschuld beitrugen. 

D ie Körperschaftsteuerpflichtigen 1954 1 

In der Körperschaftsteuerstatistik sind alle 
Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen erfaßt worden, soweit sie 
nach den bestehenden Vorschriften (siehe 
methodische Erläuterungen Seite 360) zur Kör-

I) vorlaufige I racbnissc: der Kckperschahoreuersuttistik 1954 

perschaftsteuer zu veranlagen waren; im 
Kalenderjahr 1954 waren dies insgesamt rund 
2 100 Steuerpflichtige. Davon waren 15 
Steuerbelastete und 2 Verlustfälle beschränkt 
steuerpfllchtig, d. h. sie wurden, da ihr Ge­
schäftssitz sich im Ausland befindet, nur mit 
1hrem Inlandseinkommen veranlagt. Alle ande-
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ren Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen hatten Sitz bzw. Geschäfts­
leitung im Inland und unterlagen daher mit 
ihrem gesamten Einkommen der Körperschaft­
steuerpflicht. In etwa 1 200 Fällen kam es zu 
keiner Veranlagung, da von vornherem anzu­
nehmen war. daß das Einkommen dieser Kör­
perschaften 500 DM im Kalenderjahr 1954 nicht 
überschreiten würde. Die Zahl der Nichtver­
anlagten und der Nullfälle hat sich gegenüber 
1950 nicht nennenswert verändert. Demgegen­
über ist die Zahl der Steuerpflichtigen, deren 
Veranlagung einen Verlust ergab, um 290 auf 
764 Fälle zurückgegangen. Der im Durchschnitt 
auf einen dieser Veranlagten entfallende Ver­
lust - der sich aus dem in der Steuerbilanz 
ausgewiesenen Gewinn bzw. Verlust unter Be­
rücksichtigung steuerrechtlicher Zu- und Ab­
schläge ergibt - hat sich allerdings etwas mehr 
als verdoppelt. Für das Kalenderjahr 1954 sind 
insgesamt Verluste in Höhe von rund 46 M1o DM 
nachgewiesen worden, davon 28 Mio DM bedmgt 
durch Übernahme von Verlusten aus den vier 
Vorjahren. Auf die genaue Ermittlung des Ein­
kommens wurde in 143 Fällen (1950: 77 Fälle) 
verzichtet, statt dessen wurde für diese die 
Steuerschuld pauschal festgelegt. 

Der größte Teil der Körperschaftsteuerpflich­
tigen war nach dem Einkommen bzw. in einigen 
wenigen Fällen nach dem Mindesteinkommen zu 
veranlagen. Ihre Zahl hat sich gegenüber 1950 
um 99 auf 1 203 Steuerpflichtige erhöht. Das 
E in kommen einschließlich der Fälle von 
Mindesteinkommen- das die Bemessungsgrund­
lage für die Körperschaftsteuer darstellt und 
sich aus dem in der Steuerbilanz ermittelten 
Gewinn bzw. Verlust unter Berücksichtigung 
emer Reihe von Zu- und Abschlägen, darunter 
auch von Verlusten aus Vorjahren ergibt - be­
trug 1954 rund 63 Mio DM. Es hat sich gegen­
über 1950 um 3o/o erhöht. Diese Zuwachsrate 
erscheint geringfügig; es ist jedoch zu berück­
sichtigen, daß die Entwicklung des Einkommens 
u. a. durch Änderungen steuerrechtlicher Art 
beeinflußt worden ist; beispielsweise eröffneten 
das Investitionshilfegesetz und das Gesetz zur 

Förderung der Ausfuhr gegenüber 1950 neue 
Möglichkeiten, gewisse Beträge abzusetzen und 
so den in der Steuerbilanz ausgewiesenen Ge­
winn durch Inanspruchnahme von Sonderver­
günstigungen zu vermindern. 
Für die nach dem Einkommen besteuerten 
unbeschränkt Steuerpflichtigen wurde 1954 ein 
Einkommen von rund 6 2M io DM bzw. 54 000 DM 
je Veranlagten ermittelt. Im Vergleich zu 
diesen Beträgen tritt das Einkommen der nach 
dem Mindesteinkommen Besteuerten sowie auch 
das Inlandseinkommen der beschränkt Steuer­
pflichtigen, absolut wie auch je Fall betrachtet, 
ganz zurück. 

Die Veranlagung für 1954 ergab ein Steuer­
so 11 von 34 M io DM. Die zu entrichtende 
Steuer hat sich damit gegenüber 1950 um rund 
4 Mw DM bzw. 13% erhöht. Die durchschnitt­
liche Belastung des der Körperschaftsteuer 
unterliegenden Einkommens stieg von 49,4% 1m 
Jahre 1950 auf 54,4%. Das Mindesteinkommen 
war durchschnittlich höher, das Inlandsein­
kommen der beschränkt Steuerpfllchtigen etv. as 
wemger belastet. 

Die fiskalische Bedeutung der Körperschaft­
steuer mag durch die folgenden Angaben um­
rissen werden: Im Kalenderjahr 1954 betrug 
der Anteil der Körperschaftsteuer an den 
kassenmäßigen Einnahmen der sogenannten 
Steuern vom Einkommen (veranlagte Ein­
kommen-, Körperschaft- und Lohnsteuer) in 
Schleswig-Holstein 18% und im gesamten Bun­
desgebiet sogar 27%. 

Die Zunahme des Steuersolls ist, wie sich auch 
in der erhöhten Steuerbelastung ausdrückt, 
weniger auf Zuwachs des Einkommens sondern 
vielmehr auf Erhöhungen der zur Anwendung 
gelangenden Steuersätze zurückzuführen. Im 
wesentlichen dürfte sich ausgewtrkt haben, daß 
der Normalsatz von 50% auf 60% heraufgesetzt 
wurde. Eine gewisse Erleichterung, die bei 
unbeschränkt steuerpfllchtigen Kapitalgesell­
schaften für sogenannte berüc ksichtigungsfäh1ge 
Gewinnausschüttungen einen ermäßtgten Steuer­
satz von 30% vorsteht, kam m Schlesw1g-

Tab. I Korperochaftoteuc:rpllichti~e, t, inkommen und Steuerachuld 19~4 

Einkommen Steuerschuld l!inkommen je 

Art d<"r Sr<:u<"rpfl icbt 
Sreue,... Stcuc"pfiicht 1gen 

pflichtige in :; des 
·-

in I 000 DM l'"inkommeons ln DM 

Unbescbrlnkt Steu<"rpfhcbti~o: 

I nach dem Einkonutl<'n bo:~teuerr I 159 62 278 33 s-a 54,4 S3 734 
nach dem MinJesteinkommcn besteu~t 29 198° 116 58,9 6 818° - - - - -r 1:usam.mrn I 188 62 475 33 987 51,4 S2 589 

Beschrankt Steuerpflichtige I~ Hb 22 s 1,5 2 89Sb 

lnsgeumc I 203 t 62 519 34 010 54,4 51 969 
Sonstise Veranlagt<: I 

Pauochbe .. eul'rung 143 - 23 . . 
Verlustflille2 764 - 46 29'f . . • 60 601° 

Nichtnu.nlagte und Nullfalle I 171 . . -
-I) be•cbrankt und unbeschrankt Sreucrpfhch11gc 

b)lnlanJseinkomm<"n c) Verlu!ft 
2) ohne 2 Verlustfälle von b<"scbrankt Stc:uerpflschtlg"n a) Msndesteonkomm<>n 

- 356-



Holstein nur für 75 Steuerpflichtige mit einem 
Betrag von 4 Mio DM, das sind 7% des zu ver­
steuernden Emkommens, zur Anwendung. 

Das Einkomml~n und seine Größengliederung 

Die steucrbelasteten, unbeschränkt nach dem 
Emkommen besteuerten Körperschaftsteuer­
pflichtigen, auf die sich im folgenden die Aus­
führungen nunmehr beschränken, wiesen in 
1 020 Fällen in der Steuerbilanz emen Gewinn, 
in weiteren 139 Fällen einen Verlust nach, wo­
bei der ausgewiesene Gewinn gegenüber 1950 
um 80/o zurückgegangen ist, der Bilanzverlust 
sich jedoch vervierfachte. Von dem Bilanz­
gewmn bzw. - verlust sind die in Anspruch ge­
nommenen Sondervergünstigungen bereits ab­
gesetzt. Der Gewinn der nach dem Einkommen 
besteuerten unbeschränkt Steuerpflichtigen 
v. urde für das Kalenderjahr 1954 durch Sonder­
vergünstigungen 1n Höhe von 34 Mio DM 2 ge­
mindert bzv.. deren Verlust erhöht. Damit sind 
nach der Statistik 3 Sondervergünstigungen in 
fast dem vierfachen Umfang des Jahres 1950 in 
Anspruch genommen worden. Nach der Höhe 
des Betrages kam 1 954 dem § 7 d EStG - Be­
wertungsfreihelt für Schiffe - mit 17 Mio DM 
bzw. 41 o/o der Sondervergünstigungen die größte 
Bedeutung zu, es folgen die absetzbaren Beträge 

nach S 36 Investitionshilfegesetz mit 290/o und 
nach § 4 Ausfuhrförderungsgesetz m1t 16% der 
beanspruchten Sondervergünstigungen. 

Dem Bilanzgewinn bzw. - verlustwerden gew1sse 
Aufwendungen, die an sich Betriebsausgaben 
oder Werbungskosten darstellen, steuerrecht­
lieh aber nicht abzugsfähig sind, hinzugerech­
net. Derartige Zuschläge von nichtabzugsfähigen 
Steuern und Abgaben, Vergütungen für Mit­
glieder des Aufsichtsrates usw. erfolgten bei 
1 01 9 Steuerpflichtigen in Höhe von insgesamt 
51 Mio DM und damit in doppelter Höhe wie der 
nachgewiesene Bllanzgewinn. Im Vergleich zu 
1950 hat sich die Summe der Zuschläge um 360/o 
erhöht. Von ihrem Gesamtbetrag entfiel mehr 
als die Hälfte (26 Mio DM) auf nichtabzugsfähige 
Körperschaftsteuer. 

Um den Gewinn in steuerrechtlichem Sinne zu 
ermitteln, sind andererseits nach den Be­
stimmungen des Körperschaftsteuergesetzes 
noch gewisse Abschlage vom Bilanzgewinn 
möglich, doch waren diese wertmäßig von weit 
germgerer Bedeutung als die Zuschläge. Ins­
gesamt sind Abschläge bei 263 Steuerpflichtigen 
in Höhe von 9 Mio DM vorgenommen worden, 
davon wurden u. a. in 67 Fällen insgesamt 
5 M10 DM nach § 4 Ausfuhrförderungsgesetz 
abgesetzt; in 208 Fällen wurden steuerfreie 
Zmsen, Gewinnanteile usw. im Sinne der S§ 3, 

Tab. 2 Vom Ait~t.n.cgcwinn bzw. •verlust der steucrbelasteu~n unbf>sC'hrankr l\:örpersc:haftsU!'uerpflichtigcn1 bis zur gesamten Steuerschuld 

llilanzg~winn 

Dilanzvt'fha&t 

Gr .. mtbeuag der 7.u•chlag~ 
d111unr:er 
l';ichrabzug51ahige St~u~rn und Abgabt'n 
Vt'fJÜtunern an Matalo~d~r des Aur icht.rats usw. 

Gesamtbenall d<"r Abschla,i!e 
draruntrr 

Stru<"rfreic /.insrn, Gewinnanteile usw. im Sinne d~'t 611 3, 
7.tff. 16, 3n und 3b I· StG und des !I ~. Abs. 3,Satz 3 IIIG 

C.ewinn Iw da• Gesd•aftsJahr I ~4 
Gewinn aus dem Kalendeqalll" I ~4 

Abzug5fähigc Ausgaben :.w l'orderutog gemeinnuer.illrr usw. 
z..,rch ~m. II II ZeH. "i KScG 

Verloseabzug grm. Ii 6 1\SrG, 88 10, Ab•. 1, Ziff. 4, ~0 J:SeG 

f'lnkom-n 
zu ve-rsteuerndes rinkom.me-o2 

davon 
mit GO% gema.s ~ 19, Abs. I, Ziff. I KSeG 

• 50% • 
• 30% • 

S 19. • I, " 2 • 
II 19, " 2 KSeG 
~ 19. " ~ KSrG 

II~ 34 und 35 KStOV 

Grumt<' Sceurrlcbuld 
dazu: Pouschbesceu.,run.g 

~c~uer· 

pliicheise 

{Falle> 

I 020 
139 

I 019 

I 010 
(77) 

263 

(208) 

I 1~9 

I 159 

(270) 
(119) 

I 159 
I 159 

(962) 
(7 1) 
(75) 
Ol 

(120) 

I 159 
IH 

Deuaa 

V erand ... rung I l<' 

in argenüber Seeue,.. 

J 000 f)\1 1950 pflichtig<"n 
(Jr fall) 

in~ in OM 

25 660 . 8 25 156 
2 686 +310 19 322 

51 399 + 36 50 (.41 

44 255 . 41 43 817 
963 + 88 Cl2 511) 

9 481 • 924 36 0·19 

2 131 X (102Hl 

64 892 + I 55 990 
63 969 55 193 

535 + 19 (I 981) 
I 158 + 2~ (9 735) 

62 278 + 3 53 7'4 
61 579 • 2 53 131 

51 764 X (5' 808) 
389 " (5 -172) 

4 379 " (58 392) 
2 951 " (983 821) 
2 096 " 07 468) 

B 871 • n 29 221 
23 . 22 162 

I) ohn" Mlcdeatbeareu~rungsfille 
oder 60 ... unrerlraen haben 

2) nach Ab:rug von auf das Kalendeqalu 1954 entfallenden Kapualenragen, der dem Steuerabzug mit '0 "0 

2) Neben den mit I· onkommen Veranlaf!ern beansprucheen auch diejrni· 
gen C:.ceurrpflicluigen, deren Veranlagung einen Verlust erJab, Sonder· 
verllun•IIIIUngen, und t.war in 67 Flllen in Hohe von ins11enmt rund 
7 \lio OM, 9 nach <lem Mind.,st.,inkommen ßesceuc:ne b.,ansprucheen 

"""'iter., I \lio DM. Insgesamt wwden für i2 \lio OM Son<lrrvergunSiigun• 
gen in An$pruch g.,nummen. 
3l lJir Sondef\·rr~tunstiguo~trn sind niche aus dem Se<:uerbescheid zu er­
srhen, si<: wurden zusau;lich von den Fioan:dimcern miegeeeih. 
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Tab. 3 Körpe.rscWtsteuerpflichtige 1, Einkommen und Steuerschuld nach Einkommensgruppen 

K(l(perscbaftc:n, Personenvereinigungen und Vermögensmassen insgesamt 

Steuerpflichti~e Einkommen Steuerschuld 

Einkommensgruppen V eri.nderung Veränderung 
in % 

in DM gegenuber in gegenüber in des 
absolut in% 1950 1 000 DM iD% 1950 I 000 DM 

in 7t 
Ein· 

absolut . ... lcommens 
lß ~· 

b.unt. 8 000 778 67 +73 I 463 2 + 15 802 2 54,8 
8 000 . 16 000 107 9 + 1 1 186 2 . 1 641 2 5-f,I 

16 000 . 25 000 51 " . 2 1 005 2 . 5 561 2 55,9 

25 000 . 50 000 88 8 • 2 3 161 5 + 2 I 613 5 51,0 
50 000 • 100 000 45 " . 4 3 249 5 -11 1 831 5 56,4 

100 000 . 200 000 39 3 + 4 5 215 8 ... 10 2 903 9 55,7 

200 000 . 500 000 24 2 . 7 7 329 12 - 20 4 032 12 55,0 
500 000 .. l 000 000 16 I + 3 10 H3 17 • 1 5 437 16 52,6 

1 000 000 und mehr 11 1 • 2 29 337 47 +12 16 050 47 54,7 

insgesamt 1 159 100 •72 62 278 100 • 3 33871 100 54,4 

I) steuerbelastete unbeschränkt Steuerpflichtige ohne Mindestbesteuerungsfälle 

Ziff. 16, 3a und 3b EStG und des § 5 Abs.3, 
Satz 3 Investitionshilfegesetz in Höhe von 
2 Mio DM berücksichtigt. Im wesentlichen durch 
Inanspruchnahme dieser Möglichkeiten, die 1950 
noch nicht gegeben waren, auf die 1954 aber 
zusammen mehr als drei Viertel aller Abschläge 
entfielen, hat sich der Gesamtbetrag der Ab­
schläge vom Bilanzgewinn gegenüber 1950 um 
etwa das Zehnfache erhöht. 

Nach Berücksichtigung der Zu- und Abschläge 
ergab sich ein "steuerrechtlicher11 Gewinn für 
das Geschäftsjahr 1954, der um 1 o/o über dem 
von 1950 nachgewiesenen Betrag lag. Auf das 
Kalender- und somit Veranlagungsjahr 1954 
bezogen, betrug er 64 Mio DM. Nach Berück­
sichtigung abzugsfähiger Ausgaben zur Förde­
rung gemeinnütziger Zwecke, von Verlustab­
zügen und schließlich eines in Schleswig­
Holstein kaum ins Gewicht fallenden Zuschlags 
für Leistungen von Dritten auf die Vermögens­
abgabe ergab sich ein Einkommen von 62 Mio DM. 

Nahezu die Hälfte dieses Einkommens (47o/o) 
entfiel auf 11 Steuerpflichtige, die jeweils ein 
körperschaftsteuerpflichtiges Einkommen von 
1 Mio DM und mehr nachgewiesen haben. 
Andererseits hatten zwei Drittel aller Steuer­
pflichtigen Einkommen unter 8 000 DM, am 
Gesamteinkommen waren sie dementsprechend 
nur mit 2o/o beteiligt. Die Schichtung ist also 
dadurch gekennzeichnet, daß ein verhältnismäßig 
großer Teil der Körperschaftsteuerpflichtigen 
am Einkommen und damit auch am Steuersoll 
nur gering beteiligt ist, während relativ wenige 
Steuerpflichtige sowohl für das Einkommen als 
auch für das Steueraufkommen bestimmend sind. 

Die Besetzung der untersten Einkommensgruppe 
hat sich gegenüber 1950 am stärksten, und zwar 
um 73 Fälle, erhöht, während in allen anderen 
Größenklassen die Zahl der Steuerpflichtigen 
nur jeweils um wenige Fälle zu- bzw. abge­
nommen hat. Auf die Höhe des Gesamtein­
kommens wirkte sich die Zunahme der steuer­
belasteten unbeschränkt Steuerpflichtigen (ohne 
Mindestbesteuerungsfälle) daher auch kaum aus. 

Das durchschnittliche Einkommen je Steuer­
pflichtigen wurde durch die Zunahme der Ver­
anlagungsfälle mit relativ niedrigenEinkommen 
derart beeinflußt, daß es gegenüber 1950 um 4o/o 
sank, obgleich sich die Zahl der Steuerpflich­
tigen mit Einkommen von 500 000 DM und mehr, 
die stärker ins Gewicht fallen, ebenfalls, wenn 
auch nur um 5 Fälle, erhöht hat. 

Einkommen und Steuerschuld 
nach Körperschaftsarten 

Unter den nach dem Einkommen besteuerten 
Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen waren 598 Genossen­
s c haften, das 1st über die Hälfte dieser 
Steuerpflichtigen. Gegenüber 1950 hat sich 
deren zahlenmäßiges Gewicht noch verstärkt, 
denn während alle anderen Körperschaftsarten 
mehr oder minder stark zurückgingen, erhöhte 
sich die Zahl der Erwerbs- und Wirtschafts­
genossenschaften um gut ein Drittel. Somit ist 
die Zunahme der nach dem Einkommen Be­
steuerten ausschließlich auf diese Genossen­
schaften zurückzuführen. Da gemäß § 23 KStG 
in Verbindung mit § 33 KStDV unter gewissen 
Voraussetzungen landwirtschaftliche Nutzungs­
und Verwertungsgenossenschaften, wie z. B . 
Zucht-, Molkerei- und Viehverwertungsge­
nossenschaften von der Körperschaftsteuer 
befreit und somit in den vorliegenden Angaben 
nicht enthalten sind, liegt die Zahl der tatsäch­
lich in Schleswig-Holstein bestehenden Ge­
nossenschaften noch erheblich höher, all" in 
Tabelle 4 ausgewiesen. Das im Durchschnitt je 
Genossenschaft ermittelte, der Körperschaft­
steuer unterliegende Einkommen hat sich zwar 
gegenüber 1950 um 75o/o erhöht, ist aber mit 
rund 7 000 DM immer noch niedriger als in den 
übrigen Körperschaftsarten; entsprechend hatte 
die Zunahme der körperschaftsteuerpflichtigen 
Genossenschaften kaum Auswirkungen auf das 
Einkommen und die gesamte Steuerschuld. 

Die Kapitalgesellschaften sind zwar 
nicht so zahlreich wie die Genossenschaften, 
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Tob I KörperschaftsteuerpClichtige 1 Ein~ommen und Steuetochuld nach KO<perscbaft sarten 
' 

Steuupflichtise F.inkommeo Steu~r.chuld 

V era nderuns in 
V era oderuns 

1e Steuerpflichtjgen 

in 
in% 

Körper~chafuarten abso-
in~ 

sesenuber I 000 in% aegenuber in 
V erandcrung I 000 in% 

des 
lut 1950 1950 gegeoUber Ein· 

OM I 000 DM 
DM 1950 kommen5 

absolut . ." 
1D r• in :r, 

Kapitalsesellschaften ( U l, Abs. I, 
ZiH. I KStG) 367 32 . 28 49 327 79 . 6 134 • I 27 781 82 56,3 

darunter 
A~ti~ngudhchaften, Kommandit· 
gesell•chah~n aul Aktien 44 12 • 2 28 698 58 • 53 652 + 46 15 706 57 54,7 
c~sellschaften mit beschrankter 

llaftun,l! 323 88 . 29 20 629 42 . 39 64 • 33 12 075 43 58,5 

Erwerb•· und Wirrschaftsgenouen· 
schalten !8 I, Abo. I, Ziff. 2 KStC) 598 52 • 164 4 476 7 • 142 7 • 75 1 820 5 40,7 

llcuiebe gewerblicher Art von Korper· 
6Chaften dt:o öffentlichen Rechts 
( Ii 1, Abs. I, ZiH. 6 KStG) 110 9 . 48 7 710 12 + 37 70 + 97 3 856 II 50,0 

Sonstige Korperschafuteuerpflichci!le 
(II I, Abs. I, ZiH. '- 5 KStG) 84 7 . 16 765 I + 49 9 +77 414 I ~4,1 

insge-samt 1 159 100 +72 62 278 100 • 3 54 . 4 33 871 100 H,4 
.. " I) Jteuerbelastetc unbrschrankt Steucrpfhchuse ohne ~hndestbesteuerunssfalle 

dennoch bilden sie den eigentlichen Schwerpunkt 
unter den Körperschaftsteuerpflichtigen. Auf 
sie entfielen 1954 7 9"/o des Einkornrne~s bzw. 
82"/o der Steuerschuld. Das Einkommen je Steuer­
pflichtigen lag bei den Aktiengesellschaften mit 
652 000 DM weit über dem Durchschnitt. Mit 
64 000 DM war es bei den Gesellschaften rnlt 
beschränkter Haftung nur ein Zehntel so hoch; 
diese Gesellschaftsform ist jedoch so häufig, 
daß trotz des viel niedrigeren Durchschnitts­
betrages ein Drittel des der Körperschaftsteuer 
unterhegenden Einkommens von den Gesell­
schaften m. b. ll. nachgewiesen worden ist. Em 
Vergleich mit den Ergebnissen von 1950 läßt 1m 
übrigen erkennen, daß die Gesellschaften m. b. H. 
etwas an Bedeutung verloren haben. Sie sind 
nicht nur zahlenmäßig, sondern ebenfalls im 
Einkommen - msgesarnt und auch je Steuer­
pflichtigen - zurückgegangen. 

Die Betriebe gewerblicher Art von Körper­
sr-haften des öffentlichen Rechts und die Sonsti­
gen Körperschaftsteuerpflicl tigen gern. § 1, 
Abs. 1, Ziff. 3 bis 5 KStG spielen sowohl der 
Zahl als auch dem Einkommen nach im Rahmen 
der Körperschaftsteuerstatistik eine unter­
geordnete Rolle. Beide Gruppen sind außerdem 
zahlenmäßig relativ stark zu1·ückgegangen. Da 
das Einkommen, das im Durchschnitt je Ver­
anlagungsfall ermittelt wurde, verhältnismäßig 
niedrig 1st und zugleich aber seit 1950 stärker 
als in den übrigen Körperschaftsarten zuge­
nommen hat, ist vermutlich der Rückgang 
dieser Steuerpflichtigen darauf zurückzuführen, 
daß dte Mindestgrenze für die Veranlagung seit 
1950 von 200 DM auf 500 DM heraufgesetzt 
worden ist. 

Einkünfte aus Gewerbebetrieb, Einkommen 
und Steuerschuld nach Wirtschaftsbereichen 
Die wirtschaftliche Gliederung, nach der d1e 
Veranlagten in der Körperschaftsteuerstatistik 

nachgewiesen werden, wurde anhand der im 
Rahmen der Umsatzsteuerstatistik 1954 fest­
gelegten Gewerbekennziffern durchgeführt. So 
gegliedert zeigt sich, daß zwei Drittel des der 
Körperschaftsteuer unterliegenden Einkommens 
und zugleich der Einkünfte aus Gewerbebetrieb, 
dte als einzige von den sieben Einkunftsarten 
des Einkommensteuerrechts für die Körper­
schartsteuer von Bedeutung sind, auf die rund 
300 Körperschaften des herstellenden und ver­
arbeitenden Gewerbes, also auf ein Viertel der 
Steuerpflichtigen, entfiel. Da alle Einkünfte der 
Körperschaften, soweit diese nach den Vor­
schriften des HGB zur Buchführung verpflichtet 
sind, als Einkünfte aus Gewerbebetrieb ange­
sehen werden, rechnen zu diesen steuerrecht­
lieh auch Einkünfte aus Vermietung und Ver­
pachtung oder Kapitalvermögen. Die in Tabelle 
5 ausgewiesenen Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
sind daher mit dem steuerrechtliehen "Gewinn 
für das Kalenderjahr 1954" in Tabelle 2 Iden­
tisch, wobei allerdings die Angaben m Tabelle 2 
auch noch die Gewinne der nicht zur Führung 
von Büchern verpflichteten Steuerpflichtigen 
enthalten. 

Von den Einkünften in Höhe von fast 42 Mio DM, 
die von Körperschaften des herstellenden und 
verarbeitenden Gewerbes, also zumeist von 
Industriebetrieben, nachgewiesen wurden, ent­
fallen 56"/o auf 45 Betriebe der Metallerzeugung 
und -verarbeitung, 35% auf 178 Unternehmen 
des verarbeitenden Gewerbes (ohne Eisen- und 
Metallverarbeitung) und weitere 7% auf 43 Ener­
giebetriebe (einschl. Stadtwerke). Die nach dem 
Einkommen Veranlagten dieses Bereiches sind 
zahlenmäßig gegenüber 1950 um ca. 9% und die 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb um 5% zurück­
gegangen. Einen gewissen Einfluß auf dieses 
Ergebnis dürften die Sondervergünstigungen, 
die sich seit 1950 etwa verdreifachten, und die 
von Körperschaften des herstellenden und ver-
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Thb. 5 Körperseha.fuceuecpflichcige 
1 

mü Einlcünfcen aus Gewerbebetrieb, Einkommen und Steuersebuld nach Wirtschaftsbereichen 

Eiokünft" 

Steuecpflkhtige 
au.< 

Einkommen Steuerschuld 
Gewerbe-

betrieb 

Wirtschalts~reiche Veränderung V eriind erung 
in% 

gegenüber in in gegenüber in 
des 

absolut in% 1950 I 000 DM 
1 000 in 7o 1950 1 000 in% 

Ein· 
DM DM 

kommens 
absolut in% 

Land· und Forstwirtschaft 15 1 . 7 430 424 1 . 40 233 1 55,0 
Herstellendes und verarbeitendes 
Gewerbe 295 25 . 29 4 I 958 41 260 66 . 5 23 627 70 57,3 

Crosshandel 15~ 13 . 78 3211 3 124 5 . 65 1 851 5 59,2 
Einzelhandel 39 3 + 8 3 326 3 300 5 + 78 I 963 6 59,5 

Sonstige Wircschnftsbereiclie 657 57 + 178 15 018 14 169 23 + 160 6 196 18 4.3,7 
davon 
Übriges Handelsgewerbe, Geld· 

und Versicherungswesen 501 76 .. 212 12 787 12 174 86 + 324 5 116 83 -12,0 
Dienscleistungen 114 17 . 6 1 647 1 510 11 . 16 802 13 53,1 
Verlcehtswirtscht.ft 27 4 + 1 515 
Öffentlicher Dienst und Die.osrlei• 

409 3 . 13 240 4 58,6 

stungen im öffentlichen Lnte.resse 15 2 . 29 70 76 I . 76 39 1 51,1 

insgesamt 1 159 100 + 72 63 944 62 278 100 + 3 33 871 100 54,4 
-- .. 1) steuerbelastete unbeschrankt Steuerpflichug" ohne Miodesc~s<euerungsfalle 

arbeitenden Gewerbes in Höhe von 32 Mio DM 4 

beansprucht wurden, gehabt haben. 

Innerhalb des "Sonstigen Wirtschaftsbereiches", 
der mit gewerblichen Einkünften in Höhe von 
15 Mio DM hinter dem herstellenden und ver­
arbeitenden Gewerbe an zweiter, hinsichtlich 
der Zahl der Steuerpflichtigen sogar an erster 
Stelle lag, war besonders das "übrige Handels­
gewerbe, Geld- und Versicherungswesen'' von 
Bedeutung. In ihm erzielten 501 Steuerpflich­
tige mit einem durchschnittlichen Betrag von 
26 000 DM 85o/o aller gewerblichen Einkünfte 
dieses Bereiches. Gegenüber 1950 hat das Geld­
wesen und letztlich auch der gesamte Wirt­
schaftsbereich erheblich an Gewicht gewonnen, 
wobei in diesem Zusammenhang interessant 
sein mag, daß die für diesen Bereich erfaßten, 
hier aber nicht veröffentlichten Verluste 5 aus 
Gewerbebetrieb im Rahmen der gesamten Ent­
wicklung zugenommen haben. 

Dem Großhandel gehörten 153 und damit 13% 
der Körperschaftsteuerpflichtigen, auf die je­
doch nur 5~o der gewerblichen Einkünfte ent­
fielen. Diese wurden, von einer Ausnahme 
abgesehen, ausschließlich im Binnengro13handel, 
und zwar in größerem Umfange im Großhandel 
mit Getreide, Mehl, Futter- und Düngemitteln 
u. ä. sowie mit Nahrungs- und Genußmitteln 
erzielt. Der mit 21 000 DM je Steuerpflichtigen 
relativ niedrige Durchschnitt der gewerblichen 
Einkünfte dieses Bereichs wurde durch die 
teilweise niedrigen Einkünfte von 82 Erwerbs­
und Wirtschaftsgenossenschaften beeinflußt. 

Im Einzelhandel wurden von nur 39 Steuer­
pflichtigen 3,3 Mio DM gewerbliche Einkünfte, 
und damit etwas mehr als im Großhandel, nach-

4) ausserdem von Verlustfällen des berstelienden und verarbeitenden 
Gewerbes weitere 2,2 Mio DM 
S) nichr zu verw.,chselo mit dem Bilnnzver1ust; es handelt sich um Ver• 
anlagt"• bei denen sieb ein negativer steuerlieber "Gewinn für das Ge· 
schäfcsja.ht 1954• ergab. 

gewiesen; auf den einzelnen Körperschaftsteuer­
pflichtigen entfielen mit 85 000 DM im Durch­
schnitt relativ hohe Einkünfte. Gegenüber 1950 
hat der Einzelhandel für die Körperschaftbe­
steuerung etwas an Bedeutung gewonnen. Der 
Bereich der Land- und Forstwirtschaft, der 
naturgemäß im Rahmen dieser Steuer kaum 
eine Rolle spielt, hat dagegen weiter an Gewicht 
verloren. 1954 wurden insgesamt nur noch 15 
Tierzucht-, Baumscbul- und forstwirtschaft­
liehe Betriebe zur Körperschaftsteuer ver­
anlagt. 

Methodische Erläuterungen 

Als Erbe b o o gs unter Ia ge n dienten die Durcbscbriften der 
Steuerbescheide für die Körperschaftsteuerveronlogung 1954 
(Statistische Blätter), und zwar für die erste, wenn auch nur vor­
läufige Veranlagung. Berichtigungsveronlogungen wurden für 
Steuerpflichtige mitEinkommen von mehr alslOO 000 D"vv berück­
sichtigt. 

Für "o v "- F ä 11 e (Nichtveranlagte) wor ein Statistisches Blatt 
nicht auszufüllen, es wurde nur deren Gesamtzahl festgchalten. 

Ein Mnv"-Fall liegt vor, wenn 

eine Kapitalgesellschaft sich in Liquidation befindet und der 
Zeitraum, für den eine Veranlagung vorgenommen w-erden 
muss, noch nicbt verstrichen ist, 

es sich um eine kleine Körperschaft im Sinne des Abschnittes 
51 KStR 1953 handelt und anzunehmen ist, dass ihr Einkom­
men im Veranlagungszeitraum den Betrag von 500 DM (1950 
200 D\11) nicht überstiegen bat. 

Unbeschränkt steuerpflichtig sind noch !11 KStG fol­
gende Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögens­
massen, die ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz im Inland ha­
ben 

Kapitalgesellscbaften 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 
Sonstige juristische Personen des privuten Rechts (z. B. ein­

getragene Vereine, rechtsfähige Stiftungen) 
nichtrechtsfähige Vereine, Anstalten, Stiftungen und andere 
Zweckvermögen 

Betriebe gewerblieber Art von Körperschaften öffentlichen 
Rechts. 
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Beschränkt steuerpflichtig sind nach §21\StG mit ih­
ren inliindischen Einkünften die Körperschaften, PerMneover­
einigungen und \'em1ögcnsmas,.en, die im Inland weder ihre Ge­
schüftsleitung noch ihren Sitz haben. 

Steuerbefreiungen 

Persönlich steuerbefreit sind nach S ~ KS.G u. a. die 
Bundesbahn, Bundespost, Bank Deutscher Länder, Lnn•le!lzen­
trnlbanl..en, Stautabnnkcn, Mweit sie Aufgaben stantswirtschaft­
licher Art l"rfiillen; öffentliche oder unter Staatsaufsicht stehen­
de Spnrknssen, soweit Rie der Pflege des eigentlichen Spnl"\'er­
kehrs dienen; llealgcmeinden; gewisse Körperschaften, die au!l­
schliesslich kirchlichen, gemeinnützigen oder mildtätigen Zwek­
krn dienen; rechtsfähige Pensions- und Unterstützungskassen; 
Berufs,erbiinde ohne öffentlich rechtlieben Charakter: unter ge­
wissen \' oraussetzungcn Kapitalgesellschaften, deren llnupt­
zwec·k die Verwaltung des Vermögens für einen nicht rechtsfähi­
gen Berufsverband ist. 

Sachlich steuerbefreit bleiben u. a. nach li§A bis 10 
KStG bei Personenvereinigungen, die unbeschränkt steuerpflich­
tig sind, die satzungsgernässen \1itgliedsbeiträge; bei politi­
"H:hen Purleien und politischen Vereinen ausserdem die I·~inL.ünf­
te der im Ii 2, \bs. 3, Ziff. 3 - 5 und !I 7 EStG be7.eichneten 
Art, mit \usnahmc <ler Kapitalerträge im Sinne des !I n f:StC; 
bei Schachtelgesellschuften unter gewissen Voraussetzungen 
die auf eine Beteiligung entfallenden Gewinnanteile an unbe­
schränkt steuerpflichtigen Kupitalgesellschuflen. 

~; i n k o m m e n u n d M i n d e " t e i n k o m m e n 

~11s uls f; in k o rn m e n gill und wie es zu ermitteln ist, bestimmt 
sich ~em:iss 8 6 KStG nach den Vorschriften des Einkommen­
steuergesetzes und den !18 7 bis 16 KStG. I-:s i11t also auch fur 
die Körperschuftsteuer unter Einkommen grundsätzlich die Sum­
me der .lo:inkUnfte aus den sieben Einkunftsarten gern. !! 2 f~'itG 
zu verstehen. Die!len sind insbesondere verdeckte Gewinnaus­
schiittungen und "nicht abzus-fäbige Ausgaben" ( 1112 KStG) 
hinzuzurechnen, während "abzugsfähige Ausgaben• ( !11 I KStG) 

abgesetzt werden können. 

:\'ach 1117 KStG können als Mindesteinkommen der Re­
steuerung zugrunde gelegt werden 

die Ausschüttungen (uuch verdeckte Gewinn.JUsschüttungen) 
soweii sie mehr als 4 % des eingezahllen Gn10d- oder Stnmm­
kapitalb betragen, 

die Vergillungen jeder Art, die an Mitglieder des Aufsichts­
rats, Verwaltungsrats oder andere mit dl'r i'hcrw,u·bung der 
Geschäftsführung beauftragte Pt>rsoncn gewlihrt "erden, 

tlie Vergütungen, die an :\litglit'der des Vorswndes od~r an 
nnclcre Angestellte in leitender Stellung für ihre Tätigkeit ge­
wiihrt werden, '!oweit die Vergütungen ausser Verhältnis zu 
ihrer Arbeitsleistung stehen. 

Die \lindestbesteuerung ist nur dann vorzunehmen, wenn der Ge­
samtbetrag des :\lindesteinkommens höher ist nls das noch 11 6 
1\StG ermittelte Einkommen. 

Pauschbesteuerung kann gemiiss !I 21 KStG festgesetzt 
wer<len, wenn das steuerpflichtige Einkommen offenbW" gering­
fügig ist und seine genaue E:rmittlung zu einem verhültnismiissig 
grossen Verwaltung .. aufwaotl führen wiirde. 

Vcrlustfiille 

(\nch dem Ein~ommen veranlagte Steuerpflichtige mit negativem 
1·: inkornmen. 

Null filll e 

:\'ech dem Einkommen veranlagte Steuerpflichtige mit einem Ein­
kommen von genau 0 DM. 

Vt-rj!lriche auch: •Einkommen und SeeuNschuld dl'r Korprrscho.fteo in 
Schlcswis-lloh<ein (1950)" in Stadseisehe Mona"hdtc Schleswis·Hol­
.,ein, 7. Jalvsans, Hdt 2, Februar 1955, Seite \6 ff. und "l: inkommen 
und Korperschaft <teuer der Körp.,rschafts<<'u<'rrllichtigen ( 19~0)" in 
l'irr•chah und Statistik, hrraussegeben v<>m Stacistischen ßW>de5amt, 
6. Jalu11ang !\.F., lldt 8, Ausus< 1951, Seite .\79 ff. 

lhpl.-Volksw. M. Volk~ 

Zeichenerklärung 

0 bedeutet Durchsc:hnitt 

p vorläufige Zahl 

.. berichtigte Zahl 

s geschliute Zahl 

x in einer Tabelle: Angaben aus :sachlogischen Gründen nicht möglich 

• 
0 • 

Zahlenwert ~~:enau null 

mehr nls nichts ober weniger als die lliilfte der kleinsten darge­
stellten Einheit 

Zahlenwert nicht bekannt 

Zahlenwert noch nicht bekannt 

In Kl.tmmern gesetzte Zahlen in Tabellen haben eine eingeschränkte Aussngefllhigkeit. 

Kleine Differenzen bei Additionen erklären sich durch llundungen; olle-n Rechnungen liegen die ungekürzten Zahlen zugrunde. 

Znhlen ohne besondere Quellenangabe sind irn Statistischen Lnndesoml erstellt. 
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TA BELLENTEIL 

SCH LESWIG-HOLSTEI N IM ZAHLENSPIEGEL 

a) Monats- und Vierteljahreszahlen 

1950 1956 1956 
Art der Angabe• Einheit Monate-

Durchschnitt Aug. Sept. Okt. 

BEVOLKE~UNG UND ERWERBSTATIGKEIT 
BevölkPrungsstand (llonataende) 

•Wohnbevölkerung insgesamt 1000 2 611 2 254 2 271 2 252 2 252 
darunter 1) 
Vertriebene 

856
8 •absolut 1000 624b 617 6}6 6}6 

in ~ der Wohnbevölkerung }},0 27,7 27,2 28,2 28,2 
Zugewanderte2) 

135
8 1}5c •absolut 1000 136 ... ... 

in ~ der Wohnbevölkeruns 5,2 5,9 6,0 ... ... 
Naturliehe Bevolkerungsbewegung 

EhsaChlieSungen 3) 
•abaolut 2 078 1 502 3 170 1 136 1 340 
•ja 1000 Einw. und 1 Jahr 9,6 8,1 16,4 6,1 7,0 

Lebendgeborene4) 
•abeolut 3 447 2 686b 2 630 2 677 2 645 
•je 1000 Einw. und 1 Jahr 15,8 14,5 1},6 14,3 1},8 

Caatorbcne5) (ohne Totgeborene) 
insgesamt 

•absolut 2 059 2 102b 1 918 1 839 1 956 
•je 1000 Einw. und 1 Jahr 9.5 11 '3 9.9 9,9 10,2 

darunter 
ia ersten Lebensjahr 

•absolut 172 100 82 73 92 
•je 100 Labendgeborene 5,0 3,7 3,1 2,7 3.5 

Wehr (+) b:w. weniger (-) geboren ale 
gestorben 

•absolut +1 }88 + 5B5b + 712 ... 8}8 + 689 
•Je 1000 Einw. und 1 Jahr .. 6,4 + 3,1 + 3,1 + 4,5 .. },6 

Wanderungen 
•zusUga Ubar die Landesgrenze 5 323 5 614 6 030 9 616 5 617 

darunter 
Vertriebene 2 173 1 602 1 779 2 780 1 649 
Zugewanderte 961 1 267 1 646 796 

•FortaUge Uber die Landesgrenze 14 284 6 702 6 804 B 971 6 862 
darunter 
Vertriebene 9 662 2 306 2 584 2 987 2 208 
Zugewanderte 709 712 1 014 637 

•Wandarungagewinn 
darunter 

(+) bzw, -verlust (-) -8 961 -1 088 - 774 + 645 -1 245 

Vertriebene -7 489 - 706 - 805 - 207 - 559 
Zugewandarte + 252 .. 555 + 6}2 .. 159 

•OmzUge innerhalb dee Landee6) 11 614 10 155 7 965 12 0}6 10 565 
Wanderunga!•lle6) 

inegnamt 
abaolut 

und 1 Jahr?) 
}1 2:?1 22 471b 20 799 }0 623 23 044 

je 1000 Einw. 200 176 149 229 174 
darunter 

6 }29d Oaeiedler 1 276 1 474 985 1 416 
davon nach 
Nordrhein-Westfalen 511 842 910 539 974 
Badtn-WUrttemberg 2 602 81 148 69 73 
Rhainland-P!ala 2 928 36 37 60 34 
Heseen 2}8 20 36 11 24 
II.IJIIburg 41 285 3}2 282 311 
Bremen 9 12 11 24 -

Arbe•tslage 
Arbeitnehmer6) 624+ 705+ •seechiftigte 1000 741 

darunter 
"lllnnar 1000 429+ 477+ . 503 

•Arbai talose 
inegeaaat 

absolut 1000 210 73 44 45 46 
je 100 Arbeitnehmer 25,2 9,} 5,6 5.7 5,8 

darunter 
•.lllnner 1000 146 44+ 2} 22 24 
Vertriebene 1000 119

8 
27 16 

1957 

Juli Aug, Sept. Okt. 

2 259 2 262 ... ... 
6}7 6}8 ... ... 

28,2 28,2 ... ... 
... ... ... . .. ... ... .. . . .. 

1 636 3400 ... ... 
8,5 17,7 ... . .. 

2 865 2 882 ... . .. 
14,9 15,0 ... ... 

981 1 663 ... . .. 
10,} 9,7 ... . .. 

85 76 ... . .. 
3,0 2,6 ... ... 

+ 884 +1 019 ... . .. 
+ 4,6 + 5,} ... . .. 

7 711 8 525 ... ... 
2 }16 2 411 ... . .. 
1 046 1 152 ... ... 
6 045 6 51} ... ... 
1 932 2 106 ... ... 

542 572 ... ... 
+1 666 +2 012 ... ... 
+ }84 .. 305 ... . .. 
+ 504 .. 580 ... 

I 
. .. 

8 671 9 no ... . .. 

22 427 24 408 ... . .. 
162 176 ... . .. 
no 591 752 868 

797 461 483 619 
46 }0 96 66 
7 7 18 7 

15 15 9 16 
105 78 146 160 
- - - -

757 . 
505 . 

I }6 " }4 }3 
4,6 4, t 

I 
4,} 4,2 

20 18 18 17 
11 

•) Die mit einem vorangeetelltan Stern (•) vereahenen Positionen werden von allen Statietischen Landaalatem im "Zahlenspie-
gel" ver!Strentlioht +) - Vierteljahruduro"lleohnitt 
1) Vertriebene sind Deutsche, die am 1.9.1939 in den a.Z. unter fremder Verwaltung etabenden Oatgebieten dea Deuteoben Rei­
ohea (Stand• }1.12.1937) oder tm Aueland gewohnt haben, einachl. ihrer nach 1939 geborenen tinjer 2) Zusawanderte sind 
Paraonen, die &111 1,9.1939 in Berlin, dar sowjetischen Baeat~UnJS&one oder im Saarland gewohnt haben, ainschl. ihrer nach 1939 
geborenen Kinder, jedoch ohne Ausländer und Btaatanloae }) nach dem Ereignisort 4) nach der Wohngemeinde der llutter 
5) nach der Wohngemeinde des Veretorbenen 6) ohne UmzUge innerhalb der Gemeinden 7) unter BerUckaiohtigung des ga-
samten Wanderungevolumens (Zu- und FortzUge i~nerhalb dea Landes und Ober die Landeafenza) 8) Arbeiter, Angeetellte und 
Beamte a) am 13.9.1950 (Volkszählung) b) auf Normaljahr berechnet (365 Tage c) am }0.6.t956 d) ohne An-
reohnungetllle e) Vertriebene und Zugewanderte 
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noch: a) Monats- und Vierteljahreszahlen 

1950 1956 1956 1957 
Art der Ar.gabe Einheit Monate-

Durchec.hrli tt Aug. Sept. Okt . Juli Aug , Sept. Okt. 

LANDWIRTSCHAFT 
Viehbestond 

999
1 012! •Rinder (einechl . lillber) 1000 1 

darunter 
458! 431

1 *llilchlcilhe 1000 
25;g 373g •Schweine 1000 1 031! 1 210f 1 . 1 

darunter 
107f 122f 127g 138g •zuchtaauen 1000 

darunter 
68! 78f 77g 84g • triohtig 1000 

Schlachtungen von Inlandtieren 
*Rinder {ohne Kälber) 1000 St 7 11 11 12 11 13 15 21 .. . 
•Kilb er 1000 St 14 7 2 3 10 3 2 3 .. . 
*Schweine 1000 St 45 70 49 48 65 66 58 62 .. . 

darunter 
18h 15

1 • aaueachlaohtungen ) 1000 St 1 1 5 1 1 2 ... 
•Geaamtachlachtgewtoht9 

(einachl. Schlachtfette) 1000 t 5,0 7 , 9 7, 4 7, 5 10, 2 8 , 9 8 , 7 10, 7 ... 
darunter 

•Rinder (ohne Kälber ) 1000 t 1,6 2,4 2, 3 2, 6 3,9 2, 7 3, 2 4, 6 ... 
•Schweine 1000 t 2,6 5 , 1 4, 6 4, 5 5,8 5, 8 5, 2 5 , 5 ... 

Durcnechnittlichea Schlachtgerloht fü% 
•Rinder leg 226 225 210 224 230 215 215 230 .. . 
•Kälber kg 26 40 60 45 34 59 61 50 .. . 
•Schweine leg 98 93 95 96 97 90 91 91 ... 

Milcherzeugung 
* Kuhmilcherzeugung 1000 t 130 1}2 138 106 96 169 142 107 ... 
·~ilchleiatung je Kuh und Tag leg 9 . 9 10, 2 10, 5 8 , 3 7 , 4 12,7 10, 6 C, 3 ... 
•wtlchanlieterung an Kolkeraten in" der Gesamterzeugung " 86 86 89 87 85 90 89 87 ... 

INOU STRI E
10

) 

•BeachKftigte 1000 109 156 164 165 164 168 171 172 ... 
dar un:er1 1) 

1000 91 132 1}8 139 138 141 143 144 • Arbeiter ... 
•Geleiatete Arbeiter atunden12) 1000 18 055 24 636 27 121 26 022 26 468 24 955 25 764 26 607 ... 
• Löhne (Brutt oaumme) llio Dll 20 , 4 44 , 5 50, 8 48 , 1 47 , 4 51 , 8 53 ,6 52,0 ... 
•Gehäl ter (Br uttoaum=e) llio mt 5 , 6 1} , 0 13 , 1 13, 1 13, 3 14, 4 14, 4 14, 6 ... 
• Brennatof!verbrauoh 1000 SKE13 81 78 76 76 86 74 75 82 .. . 
Caaverbr auoh 1000 11m3 11 050 12 498 12 508 12 829 13 844 13 146 12 726 ... 
Bais5lv~rbrauch 1000 t 26 29 28 29 26 27 30 .. . 

•Str omverbrauch llio lcWh 30 61 66 65 67 68 68 71 .. . 
•Stromarzaugung (net to) dar ind . Eigenanlagen Kio kWb 11 19 18 17 23 18 19 21 ... 
•o,.eata14) Mio !l.M 201 404 45} 446 454 470 479 466 .. . 

darunter I 

•AualandaUIIIaah llio Dll 10 I 52 65 52 69 74 90 69 ... 
Index der indu,tnellen Produktion 

Gaeamta Industrieproduktion 
115jl einaohl . Energie ~4 Bau 1950•100 197 208 214 209 210 r 219 229 ... 

darunter Erzeugnisse dea/ der 
107 I Erdlllgewlnnung 524 521 534 544 575 569 590 .. . 

Industrie der Steine und Erden 111 I 176 223 220 203 218 215 211 .. . 
Hochofen- und Stahlwerke 106 

I 
131 151 159 163 164 178 183 ... 

Eisen- , Stahl- und Tempargießer ei 99 no 141 135 131 96 128 147 ... 
llinaral81vararbeitung 117 I 581 674 651 434 662 687 649 ... 
Gummi- und Aabaetvetar beitung 122 580 562 559 561 618 r 602 658 ... 
Sägewerke und B :zbearbeitung 94 I 1}4 145 156 151 140 r 147 135 ... 
Papiererzeugenden Industrie 102 234 2n 247 238 231 225 261 .. . 
Sohif!bau .. 126 255 290 306 236 259 r 261 298 .. . 
llaaohinenbauea 134 239 259 259 228 268 r 261 293 ... 
Elaktrotaohniachen Induatrie 144 .527 364 310 314 350 r 411 464 ... 
Feinmeahan. u.optiechen Induetrie 159 505 478 601 502 552 558 420 ... 
Eiaen- , Blaoh- und Kat a l lwaren-

indue t rie (aineohl ,Sportwatfen) 119 150 154 161 154 147 r 163 170 ... 
Ledererzeugenden lnduetrie 97 113 105 124 131 115 128 127 ... 
Schuhtnduetrie 102 183 144 115 199 157 181 213 .. . 
!I'axtilinduatrie 118 199 200 210 225 190 201 231 ... 
Beklaidungainduetria 115 134 143 156 163 120 r 150 165 ... 
Plaiechwareninduatrie 1}7 171 179 114 189 166 r 188 166 .. . 
Fieohver arbaitenden Induatr1e 143 222 311 340 341 148 239 271 .. . 
.Molkereien u. milchverar b . Induatrit 102 105 98 78 71 140 r 113 89 ... 
Tabakverarbeitendan Industrie 114 184 206 195 205 233 225 228 .. . 
Bauproduktion 92 158 187 198 184 182 182 194 ... 

OFFENTLICHE ENERGIEVERSORGU NG 
•Stromarzeugung (br ut to)d .öf!tl.Kraftwerke Kio k'lh 66 98 87 95 109 109 116 1\) 6 ... 
•Stromverbrauch 15) 16) Kio k'lh 70 117 118 118 126 120 128 .. . .. . 
• caearzaugung (brutto) dar Hfftl . Werke llio Cbll 11 16 16 15 16 16 17 16 ... 

9) gewerbliche Schlachtungen 10) nach den Ergebniaeen dar monatlichen Induatrieberichteratattung (im allgemeinen Betriebe 
mit 10 und mehr BeaohKftigten)t ohne Gaa- 1 Waeaer- und ElaktrizitKtewerke und ohne Bauwirtschaft 11) einachl . gewerbli -
cher Lehrlinge 12) eineohl . Lehrlingestunden 13) eine Steinkohleeinhei t • 1 t Steinkohle oder Steinkohlenkoka oder 
- brikett at • 1, 5 t Braunkohlenbrikette ; • 3 t Rohbraunkohle 14) ei naohl . Verbrauchsteuern sowie Reparaturen , Lohn- und 
llontagearbeiten , aber ohne Omaatz an Bandelewaren 15) aineohl . Verluate 16) einaohl. des vom Metallhüttenwerk LUbeok 
er zeugten Btadtgaaaa f) Dezamber g) Repräsentativ- Erhebung h) p Winterhalbjahr 1950/ 51 - ~5 i) p Winterhalb-
jahr 1956/57 • 28 j) hier und bei allen folgenden Induatriegruppen l 1951 
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noch: o) Monats- und Vierteljahreszahlen 

1950 1956 1956 1957 
Art der Angabe Einheit Monats-

Durchschnitt Aug. Sept. Okt. Juli Aug. Sept. Ok' . 

BAUWIRTSCHAFT UND WOHNUNGSWESEN 

Bauhauptgewerbe 111 

56 912 56 494 55 560 56 71~ 58 307 57 821 *Beschäftigte 39 8~5 48 594 ... 
*Geleistete Arbeitestunden 1000 6 eoo 6 728 10 735 10 531 10 537 10 101 10 020 9 891 ... 

d&runter 
•für Wohnungsbauten 1000 3 278 4 233 5 139 4 966 4 940 4 655 4 517 4 576 ... 

•Löhne (Bruttosumme) :Mio DM 8,5 17,2 21,3 20,7 21 ,o 22,1 22,4 21,9 ... 
•Gehälter (Bruttosumme) Mio DM 0,5 1,1 1 ,1 1 '1 1 '1 1,2 1,2 1,2 ... 
•umaatz Mio DM 24,} 53,5 67,6 6~,; 66,4 70,1 69,3 6},3 ... 

Baugenehmigungen IR) 

~Wohngebäude (ohne Gebäudateile) 19 726 751 992 753 750 915 1 148 1 049 ... 
*Niohtwohngebäude (ohne Oebäudeteile) 347 337 407 }80 }20 445 531 439 ... 
Veranschlagte raine Baukosten !ür 
alle ganze~ Gebäude Mio DM 22,2 37,9 45,7 39,0 46,2 51,6 62,6 46,1 ... 

darunter 
für Wohngebäude Mio DM 16,9 27,8 35,1 29,0 29,1 }6,1 46,9 38,3 ... 

*Umbautar Raum in allen Gebäuden 
(ohne Gsbäudataile) 1000 cbm 757 769 920 8}6 765 943 1 247 868 ... 

darunter 
*in Wohngebäuden 1000 obm 536 527 666 554 512 616 826 654 ... 

*Wohnungen 20) 2 306 1 oi7 2 381 1 853 1 751 2 041 2 453 2 0~9 ... 
darunter 

*in ganzen Wohngebäuden 2 061 1 646 2 093 1 618 1 590 1 81} 2 197 1 652 ... 
Baufertigstellungen 

2 099 626 1 703 662 Wohnungen 21 ~ 1 476 1 919 2 102 1 574 1 1 ... 
Wohnräume 22 4 926 6 994 7 728 5 659 1 no 6 811 6 066 6 710 ... 

HANDEL 
Index der Einzelhandelsumsätze 

*insgesamt 1956·100 102 91 100 116 114 101 ... 
davon 

•Nahrungs- und Genußmittel 106 96 97 1 11 115 100 ... 
*Bekleidung, Wäsche, Schuhe 87 75 10} 114 94 91 ... 
*Heueret und Wohnbedarf 99 94 104 113 116 11} ... 
*Sonstige Waren 103 96 100 115 117 107 ... 

Handel mit dem Währungsgebiet der DM-Ost 
1000 VE2}) 560 256 206 *Beaijge Sohleewig-Holeteins 624 }97 }86 455 245 ... 

*Lieferungen Sohleswig-aolste1ns 1000 VE 1 }09 1 422 876 1 850 1 410 1 559 , 581 2 195 ... 
Handel mit Berlin (West) 

*BezUge Sohleewig-Holsteins 1000 DM 1 861 5 es8 4 262 5 725 7 2}8 6 21} 5 593 5 882 ... 
Lieferungen Sohlaswis-Bolsteins 1000 DM 1} 045 24 117 24 892 26 080 27 610 25 529 31 67} }1 214 ... 

Ausfuhr noch Warengruppen 24) 

*insgesamt llio DW 
davon Güter der 

7,2 59,9 56,2 50,0 94,6 67,1 82,2 66,7 ... 
* Ernährungswirtschaft llio DM 0,7 5,6 2,8 3,2 4,6 },6 3,5 4.4 ... 
*Gewerblichen Wirtschaft llio Dll 6,5 54.4 53,5 46,8 90,0 8},6 78,7 62,3 ... 

davon 
*Rohstoffe llio Dll 0,2 1,6 1,4 1,3 1,7 1,3 1,4 1 '7 ... 
* Halbwaren t.lio DM 2,3 4,5 s,o 5,5 4,} 5,2 5,3 4,9 ... 
*Fertigwaren ll:io l>W 4,0 48,0 47,1 

davon 
40,0 84,0 71,1 72,0 55-7 ... 

*Vorerzeugnisse llio Dll 0 ,5 2,9 2,} },1 },0 2,6 2,5 2, 9 ... 
Enderzeugnisse Mio DM },5 45,1 44,8 }6,9 80,9 74,5 69,5 52,6 ... 

*Ausfuhr noch ausgewählten Verbrouchsländern241 

o,6 Niederlande l.!io DM 3,7 3.7 },6 5,} 12,9 4,3 14,9 ... 
Frankreioh Mio Dll 0,1 1,4 2,2 1,5 2,2 0,7 o,3 12,6 ... 
arieCihenland Mio DM 0,4 1,1 0,5 0,3 o,s 0,2 o,3 6,9 ... 
'Dänemark Mio Dltl o,8 ~.2 2,7 2,6 7,1 },6 ~.5 },1 ... 
Schwaden Mio DM 0,6 2,8 2,0 2,} 2,4 4.~ 4,~ ;,o ... 
Italien Mio DLI 0,2 1,ti 1,3 2,0 1,6 2,2 2,4 2,4 ... 
Schweiz Mio DM o,} 1,8 1,S 2,0 2,4 2,2 2,1 2,0 ... 
Belgien Mio DM o,s 1,0 0,9 1,2 1,0 2,~ 1,7 1,6 ... 

VERKEHR 
Seesch iffoh rt 251 

Güterempfang 1000 t 141 p }19 4}3 406 406 566 448 476 ... 
Güterversand 1000 t. 66 p 115 10} 126 103 104 116 110 ... 

Binnenschiffohrt241 

* Güterempfang 1000 t 109 122 1}0 152 96 139 109 ... 
*Güterversand 1000 t 155 202 182 183 190 191 179 ... 

Nord-Ostsee-t<ono126l 
Schiffeverkehr 

Schiffe 3 9}9 5 200 6 561 6 154 6 295 6 540 6 552 6 214 ... 
darunter 
deuteehe " 64,0 61,7 59,4 62,} 61,2 61,4 63,7 64,0 ... 

Raumgehalt 1000 NRT 1 481 2 633 3 198 2 935 2 976 3 170 3 085 2 906 ... 
darunter 
deutscher Antei~ f. 23,} 29,6 29,7 32,8 '1 .4 31,5 34,} 32,2 ... 

17) naoh den Ergebnissen der Totalerhebung für alle Betriebe (hochgerechnet); Juli bis September 1957 • vorläufige Zahlen 
18) baupolizeilich genehmigte Bauvorhaben 19) bis 1955 Neubau, Wiederaufbau und Umbau ganzer Gebäude, ab 1956 nur Neubau 
und Wiederaufbau 20) 1950-1955 Normal- und Notwohntrngen; ab 1956 nur Normalwohnungen 21) 1950• Normal- und lrotbau; 
1956-1957• Normalbau 22) Zimmer mit 6 und mehr qm Fläche und alle Küchen 2}) VE • Verrechnungseinheiten 
24) 1957 • vorl!lufiga Zahlen 25) Monatsangaben 1956/57 • vorläufige Zahlen 26) ab 1956 ohne "Sportf'ahrzeuge ohne 
Tonnageange.ba" 
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noch: a) Monats- und Vierteljahreszahlen 

1950 1956 1956 1957 

Art der Angabe Einheit llonate-
Duroheohnitt Aug.· Sept . Okt. Juli .AUf!. Sept. Okt • 

nocha VERKEHR 

nocn: Nord·O$•see-Konol 
C!lterverkehr 

Cesamtverkehr 1000 t 2 492 } 922 4 580 4 506 4 616 4 657 4 294 4 25} ... 
darunter 
auf deuteoben Schiffen 'lo 20,1 }1,6 }2,6 }5,6 }2,7 3},6 :55 , 6 }},0 ... 
Bichtun~ Weet-O.t 1000 t 1 122 1 999 2 015 1 950 2 149 2 099 1 967 2 046 ... 
Richtung Oat-Weat 1000 t 1 }71 1 924 2 566 2 556 2 469 2 556 2327 2 206 ... 

Zulassung fobnkneuer KroAfohn.euge 
•ineguamt 1 244 2 48} 2 151 2 246 2 424 2 9}4 2 812 2 421 ... 

darunter 
*Krafträder (eineohl . Motorroller) 449 506 422 290 176 552 400 220 ... 
*Pereonenkraftwagen 396 1 }17 1 139 1 304 1 445 1 473 1 58} 1 416 ... 
*Kombinationekraftwagen 97 75 84 89 162 90 89 ... 
•taetkraftwagen 247 261 197 251 263 245 247 256 ... 

Strnßcnverkeh<$unfölle 
•Unfälle inegaeamt 626 1 900 2 454 2 186 2 18} } 015 2 913 p2 258 p2 270 

davon 
*nur mit Personaneobaden I 417 

118 154 140 127 141 150 p 120 p 115 
alt reraonen- und Saoheobaden 742 1 026 922 829 1 148 , 0}9 p 744 p 738 
nur mit Saobeobaden 409 1 040 1 274 1 124 1 227 1 726 1 784 p1 }94 p1 417 

•Getötete Personen 27) 17 }6 44 44 47 }6 45 p 31 p 24 
•Verletzte Personen 493 1 052 1 513 1 315 1 135 1 671 , 472 p1 050 p1 059 

Fremdenverkehr 281 
44k 1001c • Fremdenmeldungen 1000 2}8 102 69 273 251 10} ... 

darunter 
2k 15k * Auslandsgüte 1000 36 16 9 49 34 17 ... 

•FromdenUbernaobtungen 1000 221k 571k 2 115 529 222 2 224 2 208 564 ... 
danmter 

sk }2k • Auelandegälte 1000 89 28 15 127 86 }0 ... 

GELD UND KREDIT 

Kredillnslltute (ohne LZB) 29) 
•Kredite an Nichtbanken llio Dll 741 111 2 392

111 2 359 2 }60 2 352 2 570 2 58} 2 604 ... 
davon 

•Kurzfrietige Kredite llio Dll 441
111 

864
111 

913 908 667 902 864 866 ... 
darunter 

85811 *an Wirtech&ft und Private llio Dll 42810 
907 902 881 896 880 862 ... 

·~ttel- und lan«frietige Kredite llio lill 291
10 1 52 Sm 1 446 1 45~ 1 465 1 667 1 699 1 7}7 ... 

darunter 
26}11 30}11 •an Wirtao~~ft und Private X1o I:ll 1 1 2}6 1 2~1 1 248 1 451 1 471 • 509 ... 

•Sicht- und befristete Einlagen von 
408111 lliohtbanken 29) Vio Dll 1 476111 1 36} 1 399 1 439 1 668 1 749 1 78} ... 

darunter 
616111 *von Wirtaohaft und Privaten llio I:ll 231 11 

542 561 608 1n 8C6 83} ... 
•Spareinlagen am Konateende llio Dll 131 111 

704
111 665 672 680 786 800 ... ... 

darunter 
•bei Sparkauen Vio DM 94

111 470m 447 452 457 519 529 5}7 ... 
•Cutachriften auf Sparkonten llio Dll 9 }8 }} }1 }6 44 ~2 546 ... 
•Laeteohriften auf Sparkonten IUo l;ll 7 30 26 24 28 41 26 ... ... 

•Konkune ( ar3f!nete und mangele llaaae 
abgelehnte) 23 15 19 11 9 9 10 10 ... 

•Vergleichsverfahren (erUfnete) 8 3 2 4 4 1 6 2 ... 
Wechselproteste .Anzahl 682 1 1 }6 1 112 1 069 1 163 932 771 ... . .. 

Wert 1000 t:ll 517 697 662 745 929 607 1 011 ... ... 

OFFENTUCHE FORSORGE
101 

•Laufend Unte<$tÜtzte in der offenen Fü<$orge 
56" 47" 44q •Parteien 1000 ... 

Pereonen 
•abaolut 1000 90n 67n 6}q . . ... 
•je 1 000 Einwohner }4,9n 29,4n 27 , 9q . ... 

Aufwand stl 
inaguut 

15 499: 20 711: 16 on; •absolut 1000 Dll . ... 
•Je Einwohner DIL 6,02 9,15 7,96 . . ... 

darunter für 
Offene Füreorge 

}88+ 7 976: 010t •taufende Unterstützung 1000 1)}1 7 7 ... 
Einmalige Unterstützung 1000 llll 

90Ö+ 
1 92} 1 647t ... 

•Ceeohloaaene FUraorge 1000 DM 3 7 }00+ 7 054t . . .. 

+) • Viertoljahreadurobßchnitt 
27) aeit 1953 einechl. der innerhalb von }0 ragen an den Unfallfolgen verstorbenen Peraonen 28) 1957 • vorläufige Zahlen 
29) Konatezablen• Beatend am Ende dee Berichtezeitraumea 30) einechl. Tbc-Hilfe 31) einaohl. Sonderleistungen 
k) 1950 (1 , Viertel1ahr geaohKtzt)• Angabenaua 110 Fremdenverkehrage=einden, !Ur daa Sommerhalbjahr llonetedurchaohnitt 
61 000 Fremdenmeldungen mit 377 000 Ubernachtungen; ab 1956• .Angaben aua 165 Frellldanverkehregemeinden, fUr dae Sommerhalbjahr 
1~56 Monatadurobecbnitt • 149 000 Fremdenmeldungen mit 986 000 Ubernaohtungen ao) Stand: }1 . 12. n) aua 4 Stichtagen 
q} tand• 30. 9· 1956 t) 2. Rachnungaviarteljahr 1956 
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noch: a) Monats- und Vierteljahreszahlen 

1950 1956 1956 1957 

Art der .lngabe Einheit l!onata- Sept. Okt. Juli Sept. Okt. Durchschnitt Aug. J.ug. 

STEUERN'
21 

•Bundessteuern 1000 Dll 44 667 71 977 71 644 79 850 80 200 76 909 76 359 82 646 ... 
davon 

•umeatsateuer einechl. Umaah-
auegleicheteuer 1000 ml 14 580 27 080 25 847 28 866 29 500 28 888 30 148 30 705 ... 

•Bet6rderungateuer 1000 DK 281 858 920 927 965 1 076 1 037 1 055 ... 
•Z!Slle 1000 DK 1 381 6444 6 001 6 033 7 809 6 793 6 378 5 516 ... 
•V erbrauchsteuern 1000 Dll 27 474 35 537 36 686 39 176 39 953 39 713 38 501 44 085 ... 

darunter 
*Tabakateuer ) 1000 Dll 22 295 28 503 30 035 32 188 32 157 31 877 32 397 37 203 ... 

•Notopfer Berlin33 1000 Dll 951 2 058 1 989 4 848 1 973 446 294 1 285 ... 
außerdem ) 

5 569 6 503 2 601 8 564 •taatenauagleicheabgaban34 1000 Dll 8 809 2 173 5 105 1 501 ... 
• landessteuern 35) 1000 Dll 14 273 34 514 26 901 48 782 26 454 35 096 29 408 58 149 ... 

darunter 
*Lohne teuer 1000 Dl! 3 467 11 505 12 558 1} 507 15 175 15 670 16 136 12 777 ... 
*Veranlagte Einkommeneteuer 1000 Dlo! 6 264 12 608 3 595 22 857 3 876 8 277 4 051 28 366 ... 
*Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 1000 Dll 69 374 325 183 195 964 224 173 ... 
*Körperaohatteteuer 1000 llll 1 760 } 646 2 609 7 391 1 501 4 184 1 086 11 022 ... 
•Ver~~ögeneteuer 1000 mt 268 1 450 2 610 484 603 392 2 673 555 ... 
•Kratttahrzeugeteuer 1000 Dll 1 210 2 723 2 529 2 571 2 749 ' 233 

2 939 3 060 ... 
•Bhrateuer 1000 DK 248 305 347 440 354 391 532 554 ... 

Gemeindesteuern 
• Realetauern ineg .. amt 1000 DM 26 416. 45 952 44 218u 48 066u 

davon 
6 772u 6 887" *Grundeteuer A 1000 I;lt 6 231+ 6 555+ -"Gruni!.ateuer B 1000 Dll 9 32o+ 10 938• 10 705u 11 344u 

*Gewerbeeteuer nach Ertrag 
2} 28~~ 25 950: und ICapi tal 1000 Dll 9 066+ 25 181+ 

*Lohnaummenateuer 1000 D11 1 799+ 3 279• 3 45~, 3 8e;'ll 
•Sonetige Steuern 1000 Dll 3 }35+ 5 296+ 5 241 5 538 

PREISE 

Pre1sondexziffem im Bundesgebiet 

Cinkaufapreiae tür AuelandsgUter 1950·100 100 107 107 107 107 105 104 p 104 ... 
Preise auagewihlter Grundetorte 1950•100 100 129 128 128 128 1}3 13} p 132 ... 
Eraaugerprelee 

industrieller Produkte 1950•100 100 121 121 121 122 124 124 124 ... 
landwirtaohaftlioher Produkte 1950/51 

100v 127" •100 128 125 125 138 p 134 p 132 ... 
Wohnungabaupreiee 1936-100 191 255 256 270 
Einkautepreiee landwirtschaftlicher 1950/51 

100v 121" Betriebemittel {Auagabenindex) •100 121 122 121 p 121 ... 
Einaelbandelepreiae 1950·100 100 106 106 106 106 110 110 11 0 ... 
Preiaindex für die Labenahaltun,'6) 1950·100 100 113 11} 113 11} 116 116 116 117 

darunter 
Ernll.hrung 100 119 118 119 119 124 123 122 124 
Wohnung 100 117 117 117 118 119 119 119 119 
Heiaung und Beleuchtung 100 132 1}2 1}2 134 n6 136 136 13B 
:Bekleidung 100 97 98 98 98 101 102 102 103 
Hausrat 100 105 106 106 106 110 110 110 110 

LOHNE DER INOUSTRIEARBEITER
3

7l 

Durcnschnittlicne Brvtto·Wochenverdienste 
•l!änner DK 64,16 102.12 10},62 109,46 . 

darunter 
•Facharbeiter (Leistungegr. 1) DW 68,90 110,40 111,86 . 116,58 

•Frauen Dll 37,09 59,05 60,2} 62,43 

Ourcnscnnittlicne Brvtto·Stundenverdienste 
•lllnner Pt 130,4 205,3 206,0 226,4 . 

darunter 
•Facharbeiter (Leiatungagr. 1) Pt 139,8 220,5 221,5 . 240,4 

•rrauen Pf 80,8 126,3 12B,5 . 140,1 

Ourcnscnmttlicne Wochenarbeitszeit 
*lllinner Std 49,2 49,7 50,3 48,3 
... hauen Stcl 45,9 46,8 46,9 44,5 

+) • Viarteljahreedurchachnitt 
32) Rechnungejabr 33) ohne Abgabe auf Poetsendungen 34) 1950 nur Soforthilfa-lbgaben 35) ainechl. dee an den Bund 
abzufßhrenden Anteile an der Einkommen- und KHrperaoheftateuer 36) 4-Personen-Arbeitnehmerhauahaltung&nl mittlere Verbrau-
chergruppe mit monatlich rund 300 Dll Lebenshaltungsauegaben bzw. 360 DM Hauehaltungseinnehmen 37) ~ffektivverdienate, 
naoh der vierteljlhrlicben Lohneummenatatiatik - Aua methodieohen GrUnden sind die Ergebniass ab 1957 mit denen tia 1956 
nicht ~ergleichbar u) 1. 1. - 30. 9. •) ll'irtaohaftsjahr 1950/51 (Juli -Juni) w) Wirtechattejahr 1956/57 (Juli -
Juni) 
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b} Kreiszahlen 

Wohnbevölkerung aa 31. 8. 1957 Arbeitsleu Induotrh2) ... 30. 9. 1957 

ICreiafrlie darunter Veranderung 
davon l!e- Oaaata 

Stidh und in " aohll:t'- 3) 
l.andltraiae 1na- Vertriebene1) gagenilbar in•- tigte in 

g .. aat Tollte- geaaat .. 111o I:lo! 
allhlung llll.nn- nib- 30. 9. ia Sept. lieh lieh abaolut in " 19}9 1950 1957 1957 

Flenaburs 94 048 22 914 24,4 + 32, 7 - 8,5 2 641 1 142 1 499 7 007 21 , o 
Jtiel 259 226 54 654 21,1 - 5,3 + 1,9 5 219 1 911 3 308 35 051 58,7 
I.Ubeclt 230 695 73 932 32, 0 + 49,0 - },2 4 227 2 350 1 877 35 383 81,0 
lleWDUnater 72 165 20 191 28, 0 + 33,4 - 1,8 1 089 464 625 12 817 25, 5 

Eckernfllrda 66 647 21 053 31 , 6 + 55,7 - 23,1 1 155 781 374 1 513 2,4 
Eideratedt 19 562 3 81} 19,5 + 29,2 - 25,3 172 100 72 364 1,6 
Eutin 89 285 31 137 34,9 + 73,4 - 16,7 1 266 732 534 4 179 10,8 
Flenaburg-Land 62 140 14 326 23,1 + 39,1 - 21,2 932 559 373 892 1,5 
H%gt. Lauenburg 129 776 46 161 35,6 + 78,2 - 13 ,6 3 029 1 830 1 199 9 068 17,4 
!IUSWI 61 379 11 486 18,7 + 29,3 - 21,8 970 700 270 907 1,4 
Norderdithaaraohen 58 678 14 983 25, 5 + }2,3 - 24 ,3 722 499 223 1 039 1,8 
Oldanburg (Bolatein) 77 473 23 570 }0,4 + 46,3 - 22,2 1 557 921 636 1 21} 4,8 
Pinneberg 200 828 63 208 31,5 + 80, 3 + 0,5 1 419 658 761 19 891 63,1 
PUn 106 798 29 801 27,9 + 58 , 4 - 14,1 1 272 695 577 1 781 5,3 
Randeburg 155 550 43 530 28,0 + 56,6 - 16,0 2 065 1 055 1 010 10 150 16,0 
Sobh..,.ls 98 364 23 008 23,4 + 26,8 - 23,0 1 573 1 006 567 4 019 24,7 
Segeberg 91 270 29 044 31,8 + 69 ,8 - 18,0 803 500 30} 4 561 14,0 
Steinburg 122 560 36 522 29,8 + 42,3 - 21,5 1 193 796 397 9 202 29,8 
Stcraarn 133 290 44 994 ",8 + 96,} - 9,0 1 202 581 621 6 500 57 .9 
SCderdithmarachen 73 729 18 115 24,6 + 36,6 - 24 ,9 565 420 145 4 750 24,8 
SUdtondem 58 920 11 229 19,1 + 21.3 - 18,0 589 415 174 1 215 2,5 

Schleawlg-Holatain 2 262 383 637 671 28,2 + 42,4 - 12,8 33 660 18 115 15 545 171 502 466,1 

StraSenverkehraun:t'lllle Baupolizeilich senehmigta Bauvorhaben l!aufertigatel !!! . 
VOll 1. 1 • 1957 ia }, Vierteljahr 1957 111 3. Vierteljahr 1957 bie 30. 9· 1957 

V aranachlaste 011bauter 
reine Raum 

Baukoeten in aller. WohnunS"•n 
Kreia:t'rde :t'l!r alle pnsen 
Stllclh und sensen Cebiude Cebll.uden 
Landltrehe On- Cetli.4) Ver- Normal- lloraal-

darunter d&runter deruntet :t'lllle lettote woh- wob::-tete 
räWDe5) 

ina- in ina-
in I in nungen 

geeaat Wohn- geeaat Wohn- ina- ganzen 
s•- ge- gesamt Wohn-

bll.uden bäuden ge-
1 000 1)11 1 000 cb11 bliuhn 

Fleneburs 478 4 243 4 355 } 345 78 59 265 254 421 1 619 
Kiel 1 087 15 586 17 66} 12 257 351 203 600 574 2 156 6 816 
l.übeok 997 5 472 23 886 20 825 405 345 1 13} 1 091 1 242 4 64} 
Neur:Unater 334 2 164 6 334 3 7}0 102 62 206 169 }28 1 1}1 

Eckernförde 218 3 114 4 324 3 737 89 70 199 175 379 1 }52 
Eiderstadt 48 - 21 592 287 11 6 16 15 100 351 
Eutin }76 1 190 5 650 4 076 106 72 216 188 291 1 069 
'Flena'burg-Land 203 - 11} 2 504 2 084 60 44 89 79 157 572 
Rz,.-t. Lauenburg }60 4 191 6 833 5 692 140 105 }42 288 517 2 020 
Hnaua 117 2 97 3 203 2 605 72 54 128 105 149 574 
Norderdithaaracben 155 4 108 2 591 2 097 57 38 122 104 n5 556 
Oldenburs (Holatein) 298 1 142 6 025 ' 958 1U 68 2}1 207 385 1 335 
P1nneberr 625 8 292 18 525 12 341 }22 196 654 568 1 155 4 269 
Pllin }24 8 179 1 047 6 }61 147 112 372 341 396 1 469 Bandeburg 597 11 275 18 715 14 996 364 255 728 678 454 1 652 
Sohleewig }64 5 153 2 349 1 977 54 39 1 11 87 213 772 
Sesebers 369 9 222 7 467 4 522 145 83 269 242 18} 740 
Steinburg 392 8 217 6 640 5 286 124 81 258 225 390 1 480 
Storaarn 409 4 215 8577 6 115 172 105 370 270 508 1 820 
SUderdithaaraohan 185 1 98 2 914 1 926 58 34 116 92 2}4 907 SUdtondem 247 5 102 4 071 } 031 86 66 118 104 238 999 
Sohleawig-Boletein 8 243 112 4 194 160 265 121 248 3 057 2 on 6 543 5 862 10 031 36 146 

1) Vertriebene a1nd Deutaohe, die aa 1.9.1939 in den z.z. unter :t'reader Verwaltung stehenden Oatgabiaten dee Deuteehen Rei-
obea (Stand: }1.12,1937) oder im Aueland gewohnt heben, ainaohl. ihrer nao~ 1939 geborenen Kinder 2) naoh den Ergebniaaan 
der 110natliohan Induatrieberiohteratattung (111 allgemeinen Betriebe ait 10 und mehr l!eaobll.:t'tigten) 3) einaohl, Verbrauch-
steuern eowie Reparaturen, Lohn- und llontagearbeilen, aber ohne Oaeatz an Handelewaren 4) ainaohl. der innerhalb Ton 30 
Tagen an den Onf'allfolgan verstorbenen Personen 5) Zi1111er ait 6 und aehr ~m Fläche und alle KUchen 
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Beu:icbnuns 

Bevölkerung 
Fortgcschne~ne U'ohnbevlUkerung 

in 1000 
dtlrunter 
VNLrit!:bene1 

in " d~r jf!wt-lligen W'ohn~v&lktruns 
Verinderuns in" 

Dezemb~r 1956 gegenDher V 7. 1939 
• 1956 • ,. z 1950 

Revölkerunfl"diehte2• f.inwehn.,. Je qkm 

Arbett 
ß"..ch&lllgte Arheitnehmerl 

in 1000 

Arbettsl011e 
in 1000 
Je 100 Arbeitnehmer• 5 

ArbcJtiJioa.r Vertriebene 
in " aller Arbeh•los.cn des brtr.Lantlce 

Landwirtschaft 
Ce•rrid~mte6 

in dz Je! ha 
in 10001 

[ueugung von Kahmilchs 
in 10001 
in ksJ• Kuh und Tag 

Industrie 
llesehlftlste7 

in 1000 
je 1000 Einwohner 

UtniiJIIU:7 
insgcaamt in \1io DM 

daruntet 
:\uslandl'Jolll'l&t~ in M1o 0\1 

Produktionsindex8 (arbe.itatigl.; IQSOaiOOl 

Souwirtschaft ~ 9 und Wohnungswesen 
ßoachlltigte 

ln 1000 
je 1000 Einwohner 

Celt.f,.tr.tr A.rbf.'itsatunden 
insgeaumt an M,o 

dnrunter 
für Wohnung~bau1en in~ 

Zum Bau vnehrnigte ll'ohnnng•n ID 
obsalut 
je 10 000 F:iowohner 

Ferdggt'llltellte "ohnunaen (NQnnAiwohnungen 
abeCJJut 
JO 10 000 Eänwohncr 

Ausfuhr 
A .. luhr i,..g...unl in ~ho llM 

Verkehr 
Stta•t~tenverkeb.rsunf~lf! 

in~gee,an11 

jr:r tO 000 E:inwohne-r 
Cctöt,.te Pe,..onen 

absolut. 
ja 1000 Unlllle 

Steuern 
Steueraurkommt'n je finwobner in 0\t 

L~tndessteucrn I 
l:Jundeuteuern12 
Gomttindeeteuern 

Geld und Kredit 
Bestaod IUI Sp~cinlagen 

je F.inwoho~ in DM 

FOrsorge 
Ölleorlkhe FUroorgeL! 

Aufwand je Einwohner in 0\• 
Lrd.antcrerihrte Pe-taOnen der off. f"Urao,ge 

1• 1000 Einwoiuleo' 

The-llillo 
Aufwaud je F.inwohner ln 0\1 
l.fd·liDll'~t0tZtt' pri"IIOfK"D je 1000 F.Jnw• 

• J olat•.: SCliVlnnJ '"'J ßrr/111 illl~st) 

SCHLESWIG-HOLSTEIN IM BUNo•> 

Zeit 

Stand 

~1.12.1956 

30.6.)957 

30.9.1957 

30.9.1957 

1957 

Sep~l957 

31.8.1957 

August 1957 

31.8.1957 

August 1957 

Ausn:• 1957 

Juli 1957 
Auguat 1957 

l.R,-~.1957 

31.8.1957 

.j.llvj.l956 

31.3.1957 

4.Rvj.J956 
31.3.1957 

Baud 

:;o 111 

17,7 

• 27,4 
• 5,1 

204 

18 920 

367 
1,9 

21,5 

27,7 
13 469 

1 U6 
8,4 

16781 

2 504 

p 192 

I 293 
26 

219 

~7 

45 033 
9,0 

30 596 
7,7 

a os8• 
3 oss• 

167 166 
33 

3467 
21 

89 
100 
33 

490 

6,52 

18,0 

0,64 
1,9 

Sobloswig- llomburi! 
llohu.ein 

2 251 

28,2 

• 11,7 
- 13,2 

144 

755 

34 
4,3 

34.1 

30,1 
I 188 

107 
8,3 

171 
76 

479 

90 

221 

58 
26 

10 

45 

2 453 
10,9 

1 703 
7,6 

87 
82 

6 840 
10 

117 
17 

47 
98 
23 

355 

8,21 

30,1 

1,79 
1,8 

I 760 

12,8 

• 2,8 
• 9,6 

2 357 

765 

16 
2,1 

8,1 

27,4 
16 

2 
8,3 

224 
127 

839 

107 

p 190 

42 
24 

1 

41 

1447 
8,2 

I 405 
8,0 

109 
133 

10 315 
59 

60 
6 

181 
377 
4S 

729 

11,00 

19,<1 

0,78 
3,3 

6 478 

25,5 

• 42.7 
• 4,7 

137 

2 339 

75 
3.1 

27,5 

29,2 
2 916 

292 
9,9 

655 
101 

I 698 

242 

166 
26 

49 

5 498 
8,5 

3 6·12 
5,6 

237 
282 

19 043 
29 

492 
26 

63 
74 
28 

439 

5,31 

18,6 

0,78 
2,7 

644 

14,0 

• 14,4 
• 15,3 

I 595 

266 

9 
3,1 

11,1 

25,6 
6 

2 
10,0 

106 
165 

345 

QO 

214 

21 
32 

41 

2043 
31,7 

710 
11,5 

41 
103 

2 8<18 
45 

33 
II 

128 
259 
49 

594 

10,20 

27,6 

1,15 
5,0 

Nordr!.ein· 
Westfalen 

14878 

14,9 

• 24,7 
• 12,7 

438 

6 184 

62 
1,0 

11,7 

30,8 
2 33Q 

219 
9,2 

2 844 
191 

6 681 

995 

420 
28 

72 

45 

12 852 
8,6 

13 049 
8,8 

I 238 
1 240 

SI 318 
34 

1 013 
20 

lOS 
107 
39 

525 

7. 72 

18.9 

0,48 
1,6 

4 542 

18.2 

• 30,5 
+ 5,0 

215 

I 644 

34 
2,0 

22,1 

28,0 
I 142 

95 
7,8 

597 
131 

I 218 

218 

197 
2·1 

18 

16 

4 264 
9,4 

5 535 
12.2 

266 
234 

16 517 
36 

255 
15 

98 
69 
32 

465 

6,00 

18,3 

0,62 
1,11 

Rbeinland­
PI•lz 

3 267 

8,2 

• 10,-t 
• 8,7 

165 

I 049 

18 
1,7 

9,9 

25,4 
921 

69 
6,7 

H3 
105 

841 

IIS 

220 

73 
22 

12 

46 

2 517 
7,7 

2 255 
6,9 

153 
uo 

9 196 
29 

260 
27 

5<1 
81 
25 

427 

13,5 

0,48 
2,0 

ßaden­
ll'ilrttbg. 

7 165 

17,3 

• 30,8 
• 11,4 

200 

2 76S 

21 
0,8 

24,5 

27,3 
I 524 

192 
7,4 

I 301 
182 

2 616 

375 

191 

189 
26 

32 

18 

6742 
9,4 

5586 
7,8 

482 
1211 

23 096 
32 

524 
23 

100 
94 
36 

515 

5,72 

14,2 

Bayern 

9 125 

19,1 

• 28,8 
• 0,6 

129 

3 153 

98 
3,0 

23,3 

24,8 
3 426 

oll? 
8,1 

I 087 
119 

2 065 

272 

p 197 

217 
24 

37 

18 

7 217 
7,9 

4 681 
5.1 

314 
309 

27 643 
80 

713 
26 

71 
70 
27 

5,34 

16,6 

0,36 
1,2 

I) Vttt,.U!bel1eo ~iM fJeu.t•cl&f!, Jir DIPI Ia 9. 193'1 in Jen .z. l. unter fremdt:r Verwalluns .ueA,.nJua O.u~ttbr,.tcn tlts Df~cht:l'l Re,tl.l!f ISUJ.rul• 11.12.1931)oc1Pr 1m 1h•.slond l(e· 
u ol,nt hoben, t-in•c:lll. chur Mch 1930 &ebotl'nPn Kuult:r 2) Grbt'ttuhJttd• Jl. 12. JOSS 3) Arb~uer, A'l&tstelltr u"d BrafftU $) Buclaöft'&l' unJ ArbttitJICJar 
5)•'ari.Ou{'J:fl loAlrn 6Jolanl! 1\0ntttmrai~ 7)Er&~I"U$U! Jn lndu.:ttneb~l.nebe MU: 1m all~trmrmen 10 wul mtrlu Bcacltäfet&ten, ohnr En~".c~bnrtr.br. unJ Houwil't.rthaft 
8) G~•amtrNie~ (ofaM .Bou) 9) ncu·la rl~n Erarbtuu,r.n du Tota/erlaeb~.t~~! laoch&erecltnr.t 10) '" hau.polcrtU•ch Ktnt:la""J&ltft Bout•othob«n (1\'~molbau} 11 J e&llschL dt!S 
Hundttontecb an dt~r F.m/u;tm.rMn· und I<.Ötprr•thdftJ~.tt~ltr (33 ~ ~ lm ReeAnun~4JOiar l 057) 12) ••ra.sclal. Nolop{t!r Berl"' I 3} ohnt! -Sof).Stl~t' Lr.utun(en• 
n} tm•clll. dn au, der ßunde"rpublik Df!uuchlonJ u.n.l R rrli11 (I f'$1) OU8~tfoArtlHt lf'arclt, tl•e "' attdfrtln al$ dt~ff Mclutrlu~M &•naffnt.tn L4ttdrrn hn&•••~lll odt:t &t:tc OMen 

wwJrn (1.H. Ri.rkworrn) od~r Jertttt lfttr$lellun&Jltand rucAf felfl&Utellt ,~,~erden korvale. VoM ßtrtchUitt()ntU /afUUJr /'l.ltl on owA cm•chL EtiOl:lrr.{trmngtn 
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PREISINDEX FÜR DIE LEBENSHALTUNG IM BUNDESGEBIET 
2
ot HJ/1/u·~ Y#/'6Nvd'Nyr .. f'P# - 1.9.18 •116 • 
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•) D1e "v; l r ts c haftakurven" A und B erscheinen ln monatltchem Wechsel mit unterschiedlichem lnhaH. Tell B enthä lt folgende Dar-

stellungen aus der Industrie: Index der rnduatriellen Produktion; lndustrlebesc häfhgte; Jndustrieumsatz. dar. Aualandaumaatz ; Ar­
beltaverdlenate; Beachliftigtenzahl und Produktionsindex für Maschinenbau, Schiffbau, Bauw lrtschaft und Nahrungsmitte lindustrie . 



V cröffentJichungen des Statistischen Landesamtes Schleswig-Holstein 

Statistische Monatshefte Schleswig-Holstein 

Heft 1/ 1957 

Die chemische Industrie in Schleswig-Holstein 
1950- 1955 

Die Entwicklung des Schlepperbestandes in den 
Nachkriegsjahren 

Der Preisindex für den Wohnungsbau seit 1954 
Das Steueraufkommen im Rechnungsjahr 1955 

Heft 2/ 1957 
Die Entwic~lung der landwirtschaftlichen Boden­
nutzung 

Der IHfentlich geförderte soziale Wohnungsbau 
1953- 1955 

Der neue Index der Industrieproduktion 
Die Umsätze und ihre Besteuerung im Jahre 1955 

Heft 3/ 1957 

Die Bauwirtschaft im Jahre 1956 
Die Leistungen der öffentlichen Fürsorge 1954 

und 1955 
Die Entwicklung der landwirtschaftlichen Boden­

nutzung - Fortsetzung -
Die Strassenverkehrsunfälle im Jahre 1955 

Der Saisonverlauf der Bescbliftigung in der Indu­
strie Schleswlg-Holsteins 

Die Getreideernte 1956 
Die EiugUederung Vertriebener als selbständige 

Betriebsinhaber in die Landwirtschaft 
40 Wohnungen weniger je 1 000 Einwohner nll'l 1039 

lieft 4/ 1957 

Der SchiHbau in Schleswig-Holstein 1950 - 1956 
Oie Entwicklung der organisierten Grosstierzucht 
seit 1950 

Der Gütertransport auf dem Wasserwege 1954 und 
1955 

Der lnterzonen• und Berlinhandel 1955 und 1956 
Znhlungsschwierigkeiten im Jahre 1956 
Kriegs- und Schwerbeschädigte 1955 und 1956 
Vorll\ufiges Bauergebnis 1956 

lieft :i/ 1957 

Die IHfeotlichen Finanzen 1955 
Der lo'remdenverkehr im Sommerhalbjahr 1956 
Der Anbau von anerkanntem Gemüsesaatgut 
Der Gütertransport auf dem Wasserwege 1954 und 

1955 (Teil ll) 
Die Ausländer in Schleswig-Holsteio 
Die Streiks in Schleswig-Holstein 1950- 1956 

Heft 6/ 1957 

Die öffentlichen Finanzen 1955 (2. Teil) 
Die Milchwirtschaft Schleswlg-llolsteins im Jahre 

1956 
Der Altersaufbau der Bevölkerung 
Die Baugenehmigungen im Jahre 1956 

Erste Ergebnisse der Handwerk.szählung 1956 
Ansteckende Krankheiten in den Jahren 1955 und 

1956 
Die Pflanzenbestände in den Baumschulen 

Heft 7/ 1957 

Voransberechnung 5- Bedarf und Nachwuchs an 
Volks- und MittelsC'hullehrern in SC'hleswig­
Holstein 

Die feinmechanische und optische Industrie 
1950- 1956 

Turnen und Sport in Schleswig-llolstein A 
Kraftfahrzeuge in Schleswig-Holstein 195~ 
Die Einzelhandelsumslitze 1955 und 1956 

Die Boden· und Kommunalkreditinstitute 1954-
1956 

Heft 8/ 1957 

Der Verkehr durch den Nord-Ostsee-Kanal 1955/ 1956 
Umsiedlung und Vertriebene im Jahre 1956 
Der grenzüberschreitende Reiseverkehr 1955 und 

1956 
Uie 1-~rzeuger- und Crosshandelspreise seit 1950 
Die Witterung der Jahre 1954 - 1956 

Die Schlüsselzuweisungen im Rechnungsjahr 1957 

Heft 9/ 1957 
Kredite und Einlagen Im Jahre 1956 
Die betriebswirtschaftliehen Meldungen in der Lan!l-
wirtschaft 

Oas Wohnungsbauergebnis 1956 
Die Struktur der Fürsorgebevölkerung 19Ä. 

Die ISffentlichen Strassenverkehrsmittel .W .aod 1956 e 
Die Leistungen der Bundespost im Jahre 1956 

Heft 10/ 1957 

Der soziale Wohnungsbau 1956 
Die Verdienste der Industriearbeiter 1955- 1957 
Die Binneofischerei in Schleswlg-Holstein 
Die Bevölkerung in Lagern in Schleswig-Holstein 

Die Bevölkerungsverluste Schleswig-Holsteins durch 
den 2. Weltkrieg 

Die Invaliden- und Angestelltenversicherung 1950-
1956 

Das Jugendaufbauwerk 1952- 1956 
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tcljahrcsbezug 5,- DM, Jahresbezug 15,- DM. Bestellungen nimmt entgegen: Stat. Landesamt Schleswig-llolstein 
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